ANDESRAT | | 
des III.Sitzungsperiode. 

SAAARGEBITTES. er re 
ET 14. Sitzung. 


Stenographischer Bericht 


— — m Ti nn En nm ee u nn Et mn nn nn en en nd ns mn u m mn 


über die em Freitag,den 27.April 1923 in der Aulu der 
Oberreälschule zu Süurbrücken 3 stattgefundene Sitzung 
des Landesrütes des »aärgebictes. 


ER ER BEE EEE ER DER BA RD ER ER AD ER ER u 


| Der Vorsitzende, Oberregierungsret Kossmann eröffnet um 
10 Uhr vormitt:gs die »itzung. 


Seitens der Regierungskommission ist anwesend der Sta.ts- 
kommiss«r Verwaltungsdirektor Dr.G.A.Liesch. 


Entschuldigt fehlen die lütglieder Dr.rer. Fa eg 
Röchling (L. V. )- Volklingen,Dr. jur. alter Sender (Soz. )-Saar- 
brücken und Herm.Petri ( ni sahen. 


Die Tigesordaung umfasst 4 Punkte: 


1.) Begutachtung. einer Verordnung betr.Einführung des Ge-° 
setzes über Änderungen der Reichsversicherungsordnung 
vom 21.Juli 1922 (RGBL.S.654). 


2.) Begutachtung. einer Verordnung betr.Einführung des Ge- 
setzes über Anderungen des_ Gesetzes über Anderuzngen 
des Versicherungsgesetzes für Angestellte und der | 
Ba TeL Bi ehe rnnBaordnung vom 10.November 1922 (RGBL.# 
Nr.76/ 1922 2.849 ££. | 


ds: De tüchtung einer Verordnung betr.die gesetzliche 
"Ehrung im »Daurgebiet. 


4.) Begutachtung einer Verordnung betr,Umstellung der So-t 
zialversicherung in Franken. 


ER 


"ir treten zunächst in die Zinzelberatung der Punkte 1,2 und 
ein. 


Das "ort hat der Herr Staatskommissar Dr.G.A. Liesch. 


Z 


5 


Stastskomnisser Dr.6.A.Liesch: leine Damen und Herren! Ich 
möchte zurückkommen suf eine Ausführung,die in der letzten 
Plenersitzung gemischt worden ist.Es ist behcuptet worden,die 
Sektionen I und VIII seien nicht in der Lage,die Zulagen im # 
DVaargebiet :uszuzuhlen und zwar deshälb nicht,de die Heglierung 
unterlassen hit zu verordnen.Ich weise darauf hin,däass die Be- 
züge,die durch die deutsche Gesetzgebung festgelegt worden sind 
höher sind wie im Stargebiet und die Nentenbezieher würden 4 
erheblich Verluste erleiden,weil sie die erhöhten Zulagen 4 
nieht erreichen können.Es wurde in der Kommissionssitzuug d:- #® 
rauf hingewiesen,d:.ss dieser »&chverhalt nicht stichhaltig 1 
sein könne,weil je des Beutsche Reich nicht 










NE 





an gesetzgeberische Kraft im Saargebiet gebunden ist, 
Der Abgeordnete Karius hat betont, daß das Deutsche | 
Reich nicht gebunden werden könne. Das ist deshalb j 
zu erwähnen, da man dem Deutschen Reich einen Vor- j 
wurf macht, daß es diese hohen Bezüge nicht auch \ 
einführe. Daraus folgt logischerweise, daß das Reich | 
nicht gebunden ist, sich an die hiesige gesetzgeberi- . 
sche Kraft zu halten. Der Abgeordnete Karius hat sich 
auf diese Ausführungen hin nochmals schriftlich nach 
Bonn und München gewandt, und hat mitgeteilt, daß 
ihm ein Telegramn ee dessen Jnhalt unver- 
ständlich seiö außerdem hat er eine Karte vorgelesen, 
wonach Bonn mitteilt, daß es dies nicht ausführen 
könne. Jch bin heute in der Lage, dem Landesrat 
einen Schriftwechsel vorzulegen, der in folgenden 
besteht: | 

Ju Anfang März ds.Js., der Brief datiert von 
l. März, ist von der Sektion Bonn ein Schreiben an 
die Regierungskormmission des Säargebietes, Abt. So- 
EEE Scherung gegangen, in dom folgendes gesagt 
wird: 





" Wir sind im Augenblick damit beschäftigt, un- 
sere Zahlungsanweisungen für die in Saar ebiet 
wohnenden Rentenenpfänger auf dem Stand des Ge- 
sctzes über Erhöhung der Zu Iggen in der Unfall- 
versicherung vom I12,Februar 1923 zu bringen und 
dabei gleichzeitig die Erhöhung der Zulagen auf 
Grund des Gesetzes vom 23. Dezenber 1922 zu be- 
rücksichtigen. Daher darf die Oberpostdirektion 
(R.-R.St.) des Saargebietes, um Ueberzahlungen 
zu vermeiden, weder auf Grund des Gesetzes vom 
23. Dezember E922 noch auf Grund des Gesetzes 
vom 12. Februar 1928 Vervielfältigungen der von 
uns Bear Rentenbeträge veranlassen, Die 
gesetzlichen Vervielfältigungen werden von hier‘ 
aus in neuen Zahlungsanweisungen bewerkstelligt. 
Die laufenden Anweisungen werden zur BEinstellüng 
gebracht. 

Mir bitten unsden Enplang dieses Schreibens 
zu ng und uns gleichzeitig mitzuteilen, 
daß tatsächlich Vervielfältigungen auf Grund der 
beiden angezogenen Gesetze im Seargebiet weder | 
vorgenommen wörden sind, noch veranlasst werden." 

ie sehen aus diesem Schreibey, daß von sei- 
ten der Sektion I Bonn, Einwand erhoben wirä 
ie u das Verschulden an der Sektion I Bonn 
& . f 
araufhin ging von seiten der a | 
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mission ein Schreiben am 13.März an die Oberpostdi- DD 
rektion wie ee: 
" Gemäß $ 3 des Frankfurter Protokolls sind aber 
die Postanstalten des Saargebietes auch zustän- 
dig für die Auszahlung solcher Renten, welche 
von den Versicherungsträgern des Deutschen Rei- | 
ches angewiesen werden, unabhängig von der Höhe 
der ep oder der Gesetze, auf Grund deren 
sie gezahlt werden. " j | 
Jch glaube klarer kann man wohl nicht sein | 
Eine Bestäti ung geht ferner daraus hervor, daß uns 
ein Schrifistück vorliegt vom 14.4.28, in welchem \ 
einem Rentenempfänger mitgeteilt wird, daß die Zu- | 
N dur, Iuagahlung gelangen. Diese Verordnung vom 
4.2.1923 ist im Saargebiet Gesetz geworden. Es ist ı 
| . also ‚Si % 
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also kein Verschulden der Regierungskommission. 
Jch lege die Abschrift dieses Briefesauf den Tisch 
des Hauses, zur Binsichtnahme auf. 


Mitglied Karius (Ztr.(: Meine Damen und Herren! Jch danke 


em Herrn Staatskomissar für die Aufklärung und’ 
bedauere nur, daß diese nicht eher gegeben würde. 
Die Eingabe wurde nicht beantwortet. Jch begrüße 
die Erklärungen des Herrn Staatskommissars und ich 
habe ausdrücklich erklärt, daß ich die Regierungs- 
kommission nicht anklagen wollte, sondern ich woll- 
te nur Klarheit haben. 


Mitglied Hoffmann (Soz.): Meine Damen und Herren! Meine Aus- 


führungen in der letzten Sitzung haben bekanntlich 
kein so großes Ohr mehr gefunden, wie es notwendig 
range wäre. Bin Abgeordneter glaubte, sich einen 
"itz leisten zu können. Jch habe festgestellt, daß 
Ba Spepperaftreter die Bemerku aufgegriffen 
hat und hierüber Ausführungen in der Presse gemacht 
hat, dem ich entgegenzutreten erst heute Gelegen- 
heit habe. Jch möchte sagen, wenn ich eine Rede 
halte, mich in die Materie einzuarbeiten. Jch muss 


dem Diskussionsredner erklären, daß ich es ihm nicht 
nachzumachen versuchen werde, in meinen Ausführungen 


morgens 2 -— 3 Kapitalisten zu verspeisen und mit- 
tags vielleicht die ganze Regierungskomission zu 


verzehren und sie nachmittags zu verdauen, um absnds 


wieder Bücklinge vor ihr zu machen. 

Dem Berichterstatter Berner möchte ich 
feststellen, daß eine solche Berichterstattung ge- 
mein und lügenhaft ist. Jch erwarte, daß diese Aus- 


A ach pn zur Kenntnis genommen und den Lesern mit- 
geteilt werden. 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender : Aus Ihren Bemerkungen geht hervor, dass Sie 


lediglich eine Kritijk üben wollen, an dem was ausser- 
halb des Landesrates' gehört. Zu derartigen Benierkungen 
kann das Wort im Landesrat nicht gegeben werden, Wir 
können uns nicht nit den befassen, was ausserhalb der 
Versannlung geschieht, Ich hätte das öfter tun können 
als Sie. han muss es nicht iiımer so schlimm nehnen, 
wis es sich ansieht. 


Wir kämen zu dem sigentlichen Punkt der Tages- 
ordnung; 

Begutachtung ciner Verordnung betr Binführung 
des (esetzes über Aenderungen der Rei.chsver- 
Re von 21. Juli 1922 (RGBL.S- 


- 


Nortueldungen zu diesem Punkt liegen nicht vor. Ich 
darf kurz mittsilen, was die Kommission zu dieser Ver- 
ordnung gesagt hat. 

In der finleitung wird hinter $ 19 eingeschaltet 
" und 23", sodass der Satz lautet: Auf Grund der 
19 und 23’der Anlage zum Abschnitt IV Teil III des 
Friedensvertrages von Versnilles usw. Gegen die nur 
aus 2 88 bastehende Verordnung werden keine Einwen- 
dungen erhoben usw.- 


Winscht je-ıand "das Wort? Es ist nicht der Fall! Ich 
glaube, Sie verzichten darauf, dass ich den Bericht 
Terlese. Ich lasse abstimmen. Vier dafür ist, dass die 
Vorloge mit den in der Konnission vorgeno nenen Acnde- 
rungen angenonmen wird, i1ögt sich erhebmn. - einstin- 
nig -— 27 Stimmen. | 


ip kormmen zu Punkt 2 der Taresordnung: Begutaci:tung 
einer Verordnung betr. Binführung des Gesetzes über 
Aenderung des Versicherungsgesetzes für Angestellte 
und der Reichsversicherungsordnung von 10.Novernber 
1922 (RGBL.Nr.76/1922 S. 849 Ef.) 

Dsr Komnissionsbericht über diesen Punkt ist 
sehr eingehend von der Abgeordneten Kratz gegeben wor- 
den. Ich frage, ob sich jemand zum Wort meldet. 

Das Wort hat der Abgeordnete Hoffmann, 


Hoffmann : Ich wollte bei der Gelegenheit nur angefragt 


haben, ob es der Regierungskomnission nicht möglich 
ist, den Passus über die janderversicherung nit der 
Deutschen Regierung sobald wie möglich einzuführen. . 


Vorsitzender : Das Wort hat der Herr <taatskommissar Liesch 


Staatskommissar Liesch s Ich muss auf die Verhandlungen 


in der Kommission zurückverweisen, in denen schon 
mehrmals darauf aufmerksam gemacht ırde, 
lungen über die Nanderversicherung mit der Deutschen 


Regierung im Gange sind, die aber noch nicht soweit ge- 
diehen sind, dass wir jetz+ schon darüber Auskunft ge- 


ben können. 


v 


Vorsitzender : Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kratz- 


Kyrataz. 
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wurde. dass Verhand- 
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Kratz : Die Ko.mission hat einen Antrnz ‚restellt, dass 
seit den Inkrafttreten des Gesetzes vorı 10.Noveriber 1922 
die nach der $ 1 Absatz 4 ler Reichsarbeitsninister ;r>- 
aobene Kruächtisung hier iü Sarr;rebiet sinn,renäss auf die 
Resiorun.sko:nission für Sozinlversicherun.: überkeht, 
dert auszunutzen, dass die B;rufs,'ruppen, die bis zur 
Inkraftiretun : dieses Gesetzont.rurfes bereits schon von 
Röichsarbeitsrinister nl: an:'estelltenversicherungspflich- 
tir7 bezeichnet wurden, auch in len Ausführun.;:sbestitr:un- 
gen oler in einer beson 'eren Verorinung als an,estellt.n- 
versicherun .’spflächti.' zu bezscichnen sind für das Saur- 
sebiet. Danit wird eine erhebliche Unklarheit beseiti:-t, 
die zu vielen Streitfällen und Trrifstreitizkeiten 
revierborerichtlichen Kla en usw. Anlass ve eben hat. Auch 
hier befinlet sich in der Industrie un! in Berzbau eine | 
Reihe von Gruppen, (lie zwischen der Invalidenversicherunz ie 
und der Ansstelltenversicherun;: hin- un! herpendeln. 
Kinnal wir! die An;estelltenversicherun, ;spflichts  ver- 
meint, von den un.estellten oier- len Arbeltjeber wirl sie 
beantra ;t, weil a us dieser ‚esetzlichen Gründla;e über 
‚die Zu ’ehörizrkeit zur Sozinlversicherung bzeleitet wird 
die soziale Stellun:, lie Ein 'ruppierunz in den Tarif. 
Deshalb ist es für die Arbeitnehner un! für eine Einheit- 
lichkeit von der ‚'rössten Belleutung, wenn auch hier Klar- 
heit :eschaffen ird, .er invalidlenversicherun,;spflich- 
ti? und wer anrestelltenversicherun 'spflichti.: ist. Es 
sind z.B. in der Iinlustrie die Gruppen der Hilfsneister 
öder Meistervertreter, lie in der He,rel nls Vorarbeiter 
bezeichnet werlen. Nach der Gewerbeorinun? zibt es einen 
derarti;ren Be riff nicht. Ausserhalb les Sarrrebietes 
sind diese Gruppen in der Anrestelltcnversicherung. Hier 
in Saar;rebiet pen :ein sie hin und her. Hier müsste ein- 
wandfrei fest;sestelit werden, ob sie invnlidenversicher- 
runzspflichtiz oler ansestelltenversicherun 'spflichtiz 
sind. Ich bittc lie Rezierun,:skorn iission, den Antrag 
stattzuzeban und die Berufs; ruppen, die bezeichnet sind 
von den Reichsarbeits:iinister, auch hier als angestellten- 
versicherun,‘spflichti : zu erklären. 


SAyamag ayasıydmaBousgs warSaug+Dos 17 


Vorsitzender : "!ünscht noch je.iand dns ort _? Es ist nicht 
der Fall, \lir tretcn in die RAUS LUNG und Besprechun? 
der einzelnen Paragraphen ein. Die Veberschrift lautet: 
"Vcrordnunz betreffend Aenderung les Versicherun’szge- 
setzes für An;'estellte und Ice R.V.O. voii 1l0.Noveüber 
2922 (n.G.Bl. Nr. 76/1922 S. 849 ff.)" Eine Abänderung 
Fer nicht erwünscht. Ich nehne an, Änss sie angenori.ie 
18 . 
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; 8 1... Zu 8 1 sast der Ko.missionsbericht: "In 
$ list zu setzen in Absatz 1 (R.G.Bl. Nr. 76/1922, statt 
er - das ist ein Druckfehler). Dis Ziffern: der Vorla;’e 
stinmen tıit den Ziffern in Reichs.’esetzblatt Nr.76 über- 
ein. Zur besseren Uebersicht schlägt die Kommission ein- 
stimiz vor, auf Seite 1 hinter. Versicherungspflicht zu 
setzen: | 
Versicherungspflicht: Ziffer 1,2,3,4,5,6,7 und 8; 4 
\ A ea Dr OR 7 . . m 
11T Ausnahme der Nr.i in Zil- 
| ter 3,Art.IIl,iX,A1,XIl,XVl. 
Es werden nach der Eıklärung les Regierun;'svertreters 7 
aus den Gesetz von 10. November 1922 nicht überno „en: | 
$ 101 betr.Zusannensctzung des Direktoriuns, ; 
| $ 20 








1 


SIE AH 
$ 201 butr. li: Benutzun;: auslän'ischor Binnenschiffo, 
8 237 "  Militärpersonen i:. aktiven Hoer, 
el. nle, un: "os Ver..ö uns 
8 12260 R.V.O. un! 5 2 Ziffer 1 betr. in n.;ohöri,;o dor 


Schutzpolizei( ıöser Zusatz. isz .'c. ae 'or.ion, 
un ein besseres Verständnis über 130 Vorla°e 
herbeizuführen. ) 

$ 1613 sb8.2 R.V.0, betr, ıBin.an : sines Antr2.:es bei 
loutschen. Bshörden 

APTIKEL RX 877 betr, Neufass sun; cs Gesetzes, 


en IVHsr 880.‘ } 7a un. \os Gesetzes “uf Aus- 
an.! 
ternör lie Para; 'raphen betr, enlorvorsschorun.; | 
88 24a, 35a, 58 „bs.2, 193 392 Abs.2 urt.XV ‚bs, 
3, $$ 12540 R.V.O., 1279a.R. * ö. u 84V RL 
R.V.0.,1283 bs. ar. 0.,1290°, Art.VI Änte l,Art.vH. 


ir wollen über Jlas-absti:: as ich soeben ver- 
lesen habe. ‚lort..elilun,;en lie, sen nieht vor. Ich nchi.e an, 
dass die Versa:ı.lun  cinstim 1:5 dazu einverstanden ist. 


Auf antrar sines lüt, foäcn - ans ist 
wioer cine einsti ize en e, stinnt Aie Komission | 
einstiri.ir der Uebernah::e von $ 1613 Absatz 2 R.V.O. 4 


mit de: Vorbehalte zu: 
"Inter der Voraussetzun;z, {\ass Jie Deutsche Re rierunz keia 
nen kinspruch erhebt uni Ge.,enseiti. keit ewährt." 
er Absatz 2 des $8 1613 erhält dernach fol;;sende 
Fassun;. } 
"Den Ein; an? des Aantrares bein Versicherun 'sant : 
steht !er Binzan bei einer anderen deutschen Bshörle 4 
oder bei einen Or,an der Versicherun,sträzrer ‚rleich. Die- 
se eben lie Antr ze unverzürlich an Aas zustänlise Ver- 
sicherun;sant weitcr, sofem !ie Deutsche Regieruns 
keinen Einspruch erhebt un! Ge enseiti;keit ; "ewährt." 


Sg eyaıyd ud 


Das Wort hat der Ab, 'cor.Inete Karius. 


Karius : Ich :laube, wir können | las ruhiz streichen "unter 
ler Voraussetzung, (lass lie deutsche Rerieruns keinen 
Binspruch erhebt und Ge 'enseiti- keit zewährt. Es handelt 
sich ui ;segenseiti,re Rechtshilfe; die wird selbstver- 
ständlich . zewährt. 


Vorsitzender ; Herr Rarius schläst vor, dass "unter er Voraus- 
setzung, ‚ass die deutsche Re; ‚ierun.: keinen Einspruch er- 
hebt und Le, 'enseiti,.rkeit rewährt" zöstrichen wird,weil 
las eine Selbstverstänllichkeit beloute. - Tiderspruch 
Brhebt sich nicht.- Former sind Sie cinverstanden zu den 
folgenden Zusatz,den ich zuletzt verlesen habe: 





gr Sa 


Ferner sin! in len Gesetzentiurf nicht an;clührt 
ale Ziffern und Artikel des Gesctzes vorı 10. Noverber 
1922 betr. aenderung dcr Leistungen und Beiträge, da. SIe 
‚cnäss Veror:iinung von 6. Fobruar 1923 in Sarrgebliet schon 
An wendun?z fanden. Es sind lies aus den V.G. £.u4% Zitter 
9,18,20 nit Ausnahne les lotzton Absatzes, $ 173 aus Zif- 
for 43 und Artikel IL. 

Aus der R.V.O, sind-es Ziffer 8,9,10,12,13,14,1 
20,21,22,23,25,26,27,28,33, „rtikol II, IIL,V,/iffer 30, 3 


un Artikel VIIL. 
Sind 
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Sind Sie damit auch einverstanden ? 


. nen 
Di EIER 


Das .'ort hat der Herr Abgeordnete Karius. 


m n in» e 
Bo mn . ae 


Karius :_.ir werden auf die ‚/anderversicherung nachher zu- 
rückkomen bei der Angestelltenversicherung, denn in der 
Kommission haben wir übersehen, dass eine 4 ee 
wie sie selbstverständlich sein sollte, nicht möglich ist 
aufgrund der jetzigen Fassung, nämlich die Renten der An- 
gestelltenversicherten im Saargebiet werden anders be- 
rechnet, als die Renten der Angestellten drüben im Reich. 
Dadurch ergeben sich Schwierigkeiten. .ir werden die Sa- 
che nachher eingehend besprechen. Ich bitte daher, dass 
wir jetzt davon Abstand nehmen. 
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Vorsitzender : Sie stimmen dem Vorschlage des Herm Karius 

zu. 

Zu $ l der Verordnung beantragt ein lütglied, dass 
nach Absatz 4 $ 1 des V.G.fiA. der Regierungskommissar 
für Sozialversicherung in einer Verordnung, die bis zur 
Einführung dieses Gesetzes im Saargebiet vom leichsarbeits- 
minister bereits näuer bestimmten EupRen von Angestellten, 
welche der sy erregen Harn I licht unterliegen, 
als angestell BRTORELTERENDEUDE LER feststellen solle. 
Dies könne auch in den Assführungsbestimmungen bereits 
geschehen, 


> nn Lama u) np > u ann m n4 


Zu $ 2 ist gesagt: 


$ 2 der Verordnung sieht Veränderungen des F,G.T.A. 
in Bezug auf die Verwaltung und die Organe der Versiche- 
rung vor,wcelchce durch dic Du tronmumz vom Reichsversichc- 
rungsträger und dic ärrichtung einer cigenen Angestellten- 
versicherung notwendig werden. 


zent wer RN - 


Weitere a Frag zu dor Vorlage ist scitens j 
der Kommission nicht crfolgt. Ich lasse also über die Vor- i 
lage,wice sis Ihnen vorliogt und über das, was ich aus | 
dem kKommissionsbericht Ihnen socben vorlesen habc,abstin- 
men. „er mit dieser Vorlagce,den Aocnderungen, vinvorstan- 
den ist, möge sich erheben.- Ich stelle die cinstimmige 
Annahne fost. | 


Wir ko men nunnchr zur Vorlagc 3 betr. Unstullung 
der So’,zialversichcrung in Franken." "ir habon in der 
lctzton Sitzung ausdrücklich fostgestollt,dass diejenigen 
Mitgliod:r des Hausces,dio Gele;onhoeit nchnen wollen, An- \ 
trög. und Abänderungen bci dicscor Vorlage zu stollcen, i 
dies bald tun sollten. Es sind noch cinzclno Anträgs cin- | 
solaufen. "ir haben dann weiter gosagt; Un zu den nou- | 
cn Anträgen Stellung nchuen zu können, legen wir Sinen E. 
sitzungsircicen Tag ein; das wer der gestrige Do.nerstag. j 
"ir haben angenommen, dass damit dic Anträge, dic . 
aus den Partcion gestellt worden, erschöpft sind. Nun | 
habs ich heute. Morgen noch cinige Anträge orhrlten von | 
dom Mitglicd Hcorrn Hoffmann von der Sozinldenokratischen | 
Drertci. Ich bin nun der Ansicht, vwir könnon jetzt im 
moment in dic Abstimmung dieser Anträge noch nicht cintro- 
ten, weil dic cinzelnen Mtglicuder die Anträge noch er 
nic 
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nicht konnon. Herr Hoffumnn hat sic sohl den Mitrlicdern 
nicht ritestsilt, und zir Srst vor 10 lüinuten. Ich bitte, 
die Änträgo nochrinls bci mir abzuschbin; ich words sie 

zur Verlesuns bri:,:cn lassen, und >s könnon drnn in Laufe 
dor Sitzung die Sinzelnen \iteliodor ihre Stoliunnahne | 
dazu. vorber-iten. Wir worden denn erst an Schluss dor Ab- E 
stimmung zu den cinzulnen Anträ;sen Stollung nchuen. - | 
Das lort zur Verlosung hat der Herr Abroorincte Schoucr, | 
und Herr Hoffarnn wird im Anschluss dern sein unträrc 
kurz besründa. | 


Redakteur Scheuer : Die Anträ,rc er sozinldenokrrtiachen | 
Fraktion lauten: | 


1. betr, Grundlohn + 

Der $ 180 Absatz 2 erhält fol;ronde Fassungz Bei dor Fost- 
sstzun» des Grundlohnes russ der int:clt berücksichtigt 
werden, sowcit er 20. Fres für den irbeitstng nicht übüör- 
steizt: Die Sntzun: kaın ihn darüber hinaus berücksichti- 
gen, sowcit er 24 Fres.für den krbeitstnz nicht üborstcigt. 
Br Bess. Krank Dr DB era nen { 


Kossmenn : Ich muss nochnals schr bitten, dass zukünftizse 
Anträözgc an einen bustimnten Tag stellt werden, damit 
an folsenden Tag die Kommission sich damit befassen kann; 
sonst wird allzu leicht der Vorwand von der einen oder 
anderen Szite renacht werden können, dass Anträge in 
lctzter lMinute für zewissen Prrteien und Mitglieder des 
Hauses ledirlich eine Ueberrunmpelun?z bedeuten. Ich nöchte 
941 N 
den Vorwurf nicht machen, aber der Gedanke konn nufkon- 
men, una cs würde zu einer Verstiimun®e beitra;en und die 
Geschäftslnge unserer Versammlung zweifellos nicht för- 
dern können. | | 
Sind Sie damit einverstmnden,dass wir über die 
Anträge, die habe erst cinregangen sind, an Schluss un- 
serer Besprechung dieser Vorlnge ıbstinmen lassen, dA- | 
mit inzwischen lie Pırteien sich noch rnit der Sache bo- 
Tassen können, wenn Sie. es wollen ? 
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Das jjort hat der Herr Abreordnete Karius. 


Karius : Es ist nicht notiwendig,denn die Vorschläge sind 
zum Teil nicht ncu. Neu ist nur der über die Erhöhun;: 
des Grundlohnes. Die übrigen Anträge sind bereits in der 
Konmission gefasst worden und in den Kormissionsbericht 


erteilt. 


Kossmann : Es sind noch 2 Anträge eingegrngen von dcn Herrn 
abscordneten Dr.v.Vopelius. Der erste Antrng lautet: 

"Mir beantragen : Zu Artikel V des Äbschnittcs | 
II Grundlohn. Der $ 180 Absatz 2 crhält folrende Fassung: 
Bei der Festsetzung des Grundlohnes ıuss der Entselt be- 
rücksichtigt werden, soweit er > Franken für den Arbcits- 
tng nicht übersteigt; die Satzung kann ihn darüber hinaus | 
berücksichtigen, so..cit er 20 Franken für den Arbeitstag | 
nicht übersteigt." | " 

Der 2. Antrag lautet : 
"intrng : Grundlohn, Krankenversicherung. In Abänderunzg 
meines Antrnres beantrage ich, die Mussgrenze uf 9 Fran- 
kon zu setzen." 
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Das Wort h=t der Herr Äübreordnete Reinhart, } R 
Reinhard : Ich unterstütze den Antrng des, Herrn’ Karius in- ar 
sofern, dnss ‚ir lic Anträ,’e der sozialäcnokratischen Ab- 
artei zu zleicher Zeit Laufend nit der Abstimmung er- Bi 
l:digen, da diese Anträge alle schon in der Kommission as: 
behandelt wurden, nit zanz wenigen Ausnahnen. Pi 
Der. artikel IT lautet : 1 ®» 
7° 
ERETASEN Iı, 
B 
Allseneinos. 43 
Fa 20 
Artikel L i ni 
AR 
Die Verordnung von I 
ll. Mai 1921 betr. die Festsetzung des Grundlohnes, wenn 3 
die Zahlung der Löhne der Versicherten in n' 
Franken erfolgt (Antsbl.Nr.8,5.89,Nr.023) S_ 
14. Febr.1923 betr,Versicherungspflicht in der Kranken- ® 
und Unfallversicherung (Antsbl.\Nr.4 5.46 
Nr.149.) &) 
23. Jan.1923 betr. Festsetzung der in Franken zu zuhlen- x 
den Beträge für Wochenhilfe, Frmilienhilfe N. 
und ochenfürsorge (Antsbl.Nr.3,9.28 Nr.98) I 
Fe m 
16.Nov.1922 b:tr. Festsetzung der Renten bezw. lWitglie- ® 


derbeiträge von Trägern der Unfallversi- 
cherung, die Leistungen in Francs m Ver- 
sichertc zehlen,deren Entlöhnung in Franes 
stattfindet (Autsbl.\r.25,8.222,Nr.620) 


29.N0ov.1922 betr. Gewährung eines Zuschusses an die 
Enpfänger einerInvaliden-,Alters-od:r Hin- 
terbliebenen-Rente im Sanrzebict (Antsbl. 
Nr.29,89,.221,Nr. 617) | 


" PwZ 


säntliche 
Verordnungen betr. die Gewährung von Zulagen und Teu- 
erun;‘szuschüssen in Markwährung in der Un- 
fall-,Invaliden- und Angestelltenversi- 
cherung: werden aufgehoben. 
Die:$$ 55,56,57,58 Abs.1 des V.G.L.h. E 
in der Fassung vom 10. November 1922 wer- { 
den aufgehoben und die bereffenden Para- 4 
raphen in der ursprünglichen Fassung wie- 
er in Kraft gesetzt. 
Der $ 1237 kbs.2 der R.V.O. wird 
Bgenabens 
er Artikel III des Gesetzes von 10. | 
Novenber 1922 (RGBL.S.879) wird aufpgchoben. 
Ä _Ausserden 
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Aussorden .wertcn alle vesetzlichen Bestiirnun en 
welche zu dieser Verorinunr i.ı Widerspruch stechen, ut 
den Inkrrfttieten dieser Veror!nun: ausser Kraft ‚sesetzt. 

Bin 'iderspruch orhebt sich nicht,.Ich stelle die 
einsti:.r.i;re Ann. .nhtie des Artikel I fest. 


Der artikel II Imautet ; 


D er $ 26 der R.V.O. erhält fol;ende Fassung: 
" Das Veruö:en ıusswie kwündelscld ($$ 1807,1808 


les Bürgerlichen Gesetzbuches) ve.zinslich ın elo.’t wer- 
den, soweit dieses Gesetz nichts mileres zulässt." 


I 8 27 R.V.O. werden ‚sestrichon : 
In Absatz 1 die Torte "Abs. 1" und der zanze 3. .“.bsatz. 


u. | |. u Wi Tr — 


Bin Tiderspruch erhebt sich nicht. Ich stelle 
die einstirmige Annahne des Artikel II Test. 


Der Artikel III lautet : | 


Der $ 96 “der N.V.O. erhält folrende Fassun;; : 

" Für die Teilnahne an den arbeiten und Sitzungen 
des Landesversicherun ;santes erhalten die nichtstän.ligen 
Mitglieder und ihre Stellvertreter cin Tayezeld sowie Br- 
satz für die Kosien der Hin- und Rückreise,deren Höhc 
durch das Landesversicherungsant besti ut wird." 


Bin Tiderspruch erhebt sich nicht. Ich stelle 
die einstimmige Annahne des Artikel IIl,Test. 


Suyamag ayasıydmbousgs ver2aıg4os 47 


Wir koirıen zu ibschnitt II (Kranken-Versicherung) betr. 
Aenderung des zweiten Buches der R.V.O. 
Der Artikel IV lautet : 
Versichsrun,spflichtgrenze. 
1.Der Abs. I Ziffer 6 vrlält folgende Fassung: 
"Haussewerbebetreibende, soweit ihnen nicht ein jährli- 
ches Zinkonmmen von 8 000.- Fres. sicher ist." _ 
II. Der $ 165 Abs.2 letzter H:lbsatz crhält fol- 
gende Fassung : 
“ dass nicht ihr rcezelnässirer Jahresarbeitsvcer- 
dienst achttausend francs an Entgelt übersteigt." 
III. Der $ 176 Abs.1, letzter Hılbsatz, erhält 
folgende Fassung : | 
wenn nicht ihr jährliches Gesanteinkomnen acht- 
tausend Frances übersteigt," 
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Widerspruch erhebt sich nicht. Ich stelle die 
einstirmige Annahnıe des Artikel IV fest, 


Mitglied Kratz (Z2.) : Es sind nachträglich bezüglich der Vor- 


sicherungsgrenze Anträge eingezängen. 


Vorsitzender : Ich-bitte den Herrn ‚chriftführer Betz, die 


Anträge 
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anträrce zu verlesen. 
litglied Betz : Bin Antrax lautet ; 
 *tanstntt 8 000.- 10 000.- Frnes zu sctzen." 


orsitzender ; Sind Sie drmit einverstanden ? Zin !iider- 
spruch erhebt sich nicht. Ich stello fust,dass der An- 
trag einstinnie nnzenomwicn wurde. 


Mitglied Karius (Z.) : Meine Daunen unü Hsrren ! Dis Zentruns- 
Traktion hält an der Regicrun :svorlnge fest. Ich ::laube, 
nan überschätzt den \iert dcs Grundlohns nach der Höhe. 
Was der Ab ’eoräncte Hoffuann beantra;t hat, nänlich 20.- 
Fres. als Mus grenze und 2R4.- Fres. n1ls Kann;renze ;veht 
über das hinaus,was die Krankenkassen tragen können.Er 
weiss,dnss lie Bergarbceitsrverbände einen Abbau des Kran- 
kenzeldes und einer Erhöhung der Beiträge zustinnen 
mussten, un die Krankenkassen lebensfähir zu erhalten. 
Bei den Grundlohn von 16.- Fres. können 12.-Fres.Kran- 
kenreld täglich bezahlt werden. Kollcgee Hoffmann, cs 
steht nichts in Tepe,das Krankengeld für die orsten 3 
tage und für Sonn- und Feicrta;sc zu zrhlen. lian verkennt 
bei der Belastung der Krankenkassen, dass Jiese jetzt 
Beer BncerR belasts>t sind wie vor den Kriege. In den 

cetzten Jahren ist die Fürsorze auch auf die An;rehörigen 

der Mitzlieder auszedehnt worden. Gernde dies belastet 

die Krankenkassen dernrt,dass bei manchen Krankenkassen 

zur Ansannluns von Reserten nichts übrig bleibt. Die Orts- 

krankenkasse Snrarbrücken hat 1922 von 100 Mark Gesont- 

ausgaben nur 9.- Mark Kranken;;cld bezahlt. Es gibt Kron- 

kenkassen, die noch weniger für Krankenleistun;yen aufwen- 
den können, Das sind Tatsachen, die aur Vorsicht nahnen, 
den Bozen nicht zu übersp“nnen. 


Mitglied Dr.v.Vopelius (L.V.) : Der Herr Vorredner hat einen 
grossen Teil der Beweisführung vor 'eg;enoxuxen. Ich habe 
den Antrag sestellt, die Mussgrenze auf 9.- Frances zu | 
setzen uns hicrmit gleubt neine Partei alles getan zu hn- 
ben,was „‚erechtfertist ist. ( Hört,hört links). Die Span- 
ne bein Grundlohn in der Krankenversicherung in Reich 
beträgt 1 : 6. TTenn wir auf 9.- bezw. 20.- Frcs. gehen, 

so 1st die Spanne eine wesentlich niedrizere als in 
Reich. Mehr wie unser Vorschl>g können wir nicht zusc- 
stehen, als die Mussgrenze auf 9.- Franes und lie Kann- 
grenze auf 2O.- Francs zu setzen. 


a 





Vorsitzender : Das Wort hat der Herr Abreordnete Reinhart. 


= er — | 


Reinhart : Die G.;schichte kommt mir bald so vor, nach den 
Ausführungen von einisen bürgerlichen Verttetern, als wenn 
man die Kassen nicht als das betrachten will,was sio sein 
sollen. Ich neine die Mitglieder sind letzten Endes nicht 
da, un starke Kassen zusschaffen, die nachher vicllcicht 
als Kriszsanleihe gezeichnet werden, wio es schon ;se- 
schehen ist, sondern die Kassen sin! da, un den Mitglic- 
dern zu helfen, wenn sie krank sind. Das 3ist das crste, 
was ich bemctken möchte. Dann, was die Frage der Beiträ- 
g° anlangt, die Herr Vopelius anschneidet und glaubt, 
anit seine Sache zu begründen, un eine nörlichst gerinfe 
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Krankenrente au oralen, sa ist das nicht stichhaltig. 

Mir müssen uns heute .von folgenden Grundsätzen leiten 

lassen. Sie können ja sonst Immer so gut rechnen, wenn es 

eilt die Arbeitermassen über dio Ohren zu hauen. 'Sie wis- 

sen heute ganz genau, dass in den letzten Monaten im Saar- 
obiet cino ungeheuer Teuorungswelle Platz gegriffen 

Ent. Sic wissen, dass hier die Arbeitorkategorien schon 


3 Monate un bossore Lohn- und 3x iotonzbe lingung en 
kanpfen müssen. Sie tun a nicht, weil es nich alle 
ist, sondern sie kärpfer weil sie leben müssen. Der An- 


rag. der yon dor aha srie komut, ist vollständig 
undiskutsbel. Man will gar nicht erkennen die Entwertung 
des Geldes, wie sis sich geltend geracht hat. 

Nenn seiter Herr Karius elwdt:, es sei unmöglich, 
dicse Sätze zu schafien,so sage Ich: ie ı habe früher vor 
den Krieg scglaubt, es „äre unmöglich Fowe son, 4 Jahre 
Krieg zu führer und die ganzen Stanten “Bankrott zu machen, 
die ‚ganzen Gelder zu verschling en; 68 ist doch seschchen. 
Bs ist dcch unser ao: hier, den kranken Kassennitzlie- 
dern zu helfen. Der Antrag der sozialderiokratischen Par- 
tei ist in dieser Beziehurg aur zu gerecht. Den steht 
aber nichts in! 2g0, Herr Rarius, dass die Kassen anstat 
dis Hälfte zwei Dri! ‚tal nuszanlen könren als Krankonronte. 
Man ikann eiren Grundlohn von 20.- zz. 15 Franken 
Krankengels. auszahlen; es ist zulässig Ich meine, wenn 
ran inner wieder derauf komnt, dass ee Bei träge zu hoch 
. „werden, dess die Kassen nicht neh? lahunz ‚spflichtig 
seien, so krnn dies ansolut nich stichhnltiz für uns 
sein. Wir müssen m folgender Tatsache festhalten: Die Bc- 
anten und Angestellten haben bei Krankenfällen ihren vol- 
len Monatslohn, Dies ist nur zu richtig; ein kranker 
Mensch braucht mehr wie in gesunder, un seinen Körper 
Zu piiegen und ur ihn wieder erwerbsfähig zu a erg 
Aber „as cen Beanten un Inseste ‚lten re eht 18T, das ist 
den Arbeiter billig. Deshalb bitte ich Sie, Er Antrag 
der sozinldeuokrrtischen Partei Anzunchnen, 


Vorsitzender ; Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hoffmann, 


Hoffn: : Ich glaube auch stwas kurz ausführen zu sollen. 
Herr AD, Toorineter. Karius Leint,es irdn lie Kranken- 


kassen zu senuer belasten. Ich kann sagen, ich stehe auf 
iem Stanüpunkt,cass die Krenkenkasser. nicht allein da sind, 
un die Aerzta zu be zahlen, sondsın dass sie da sind 
auch den Krank feiewnden rährsnd er Dauer der Keniheit 
etwas unter die Aruc greifen zu können. Da ist es nicht 
gesagt, dass Jie einzelnen Arankenkessen diese Sätze so 
Span ‚an sinführen nüssen, sondern es ist inner notwendig 
a ist in säntlichen 39 ‚tzunsen fes teelegt, es sind Stu- 
ten gebildet, je nach dar. Arbeitsverdienst sind’ eie Stu- 
fen in den Krankenkassen gebildet, und je nach den Ver- 
diesst nehrie Ich an. Wuss auch die Höchsterenze in der 
Reichs rersicherungsordnung restzelesgt werden. Wir zchen 
in Baarzebiet doch in der 'Lohnfraye nacı tieinen Dafür- 
alten einer aufstei:- nden Periode entge. sen, wenn wir heu- 
we Schon sagen können, wir wollen in der Reichsversi- 
cherunzsornun;;, a, YAS, leicht jahrelang an uns nicht 
nehr herantritt, c: 5. Passug festlegen, der uns jahrelang 
hinden wird; So vw GE ich damit sagen, inss nach neinen . 
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Dafürhnlten ohne weiteres 24 Franken als Kannrrenze 
nicht zu hoch sind. ee 

| Ich habe des Weiteren, un das auch be,‘ründen 
zu können, beantra;t, dass in $ 182, der sich in der 
Vorlaze nicht befindet, der Passus un. cändert werden 
soll; denn es stirmmt nicht, was Herr Reinhart sart, 
dass heute 2/3 des Grundlohnes als Krankenreld aus- 
gezahlt werlen müssen, sonlern bis jetzt nach der Reichs- 
versicherun. 'sorlnung Luss nur. die Hälfte des Grund- 
lohnes aussezahlt werden. Es wird notwendizx sein, auch 
da festzule;sen, dass 2/3 des Grundlohnes als Kranken- 
reld ausezanlt werien .üssen, 


Vorsitzender : Das Wort hat der Herr Ab.scordnote Rin;rle- 


Rinrle : Ich möchte vor allen Ihnen doch empfehlen, bei 
der Lösun.” dieser Fra;sen und bei Erledi,rınz dicses Ge- 
setzes sich etwas ehr in die Z ukunft bozeben zu vrol- 
len und Ihre Eindrücke und Ihre lMieinunzen nicht durch | 
den. jetziren Währungszustand_ leiten zu lassen. Ich nei- | 
ne, wenn die Unstellun: erfol;t ist,dann werden wir an- 
dre Verhältnisse haben, als wir sie jetzt haben, wo der 
Währun::sdualismus leider noch besteht. Wenn schon :c- 
sart worden ist von Herrn Karius, dass das Kranken- 
«eld nur 9/10 der ‚sesanten Einnahmen betrage, so nuss 
ich sagen, das beweist auf das evidenteste, dass eine | 
Grundlohnerhöhung wieder gar keine Gefahren für die = 
Kassen nit sich bringt. Auf der anileren Seite muss ich ’ 
wieder sa;ren, dass der Grundlohn nur für lic Getstaltung 
der Kassen von Bedeutung ist. Es ist nicht richtig,wenn 
reneint wird, ;° höher der Grundlohn „esetzt wird,desto 
nehr Gefahren bestehen für die Krankenkassen; das ist 
cine irri.;e Meinung. Es ist nun feststohende Tatsache. 
Wenn heute die Kassen finanzicil solche schlechten Ver- 
hältnisse haben, ist leli:lich der Uustand daran schuld, 
weil die Grundlöohnerhöhun;zen bei uns hier nicht nit der 
Geldentwertung Schritt zchalten haben, und da trifft, 
wie schon in der vorher;ehenden Sitzun; des Öfteren 
betont worden ist, die Kezsicrungz dic Schuld. Aber ich 
sage, der Grunllohn ist in den Sinne für lic Benessun;; 
AcS Kranken. :cldes wie der übri.‘en Leistungen von der 
allersrössten Bedeutung. Es kann auch ;ar nicht dic } 
"Meinung auftauchen, dass viclleicht ‚‚osagt wird, eine 
Kasse, die den Grundlohn nöglichst nictris hält, dass 
die entsprechend nit wenigen Beiträzsen zu rechnen haben 
wird; das ist ebenfalls cine irrize Meinung. Wir werden 
dort bei diesen Kassen erfahren, dnss ücr Prozentsatz 
der Beiträge ein ganz anderer sein russ, als wenn dor 
Grundlohn ein hoher ist. Mit der Erhöhun,: des Grund- 
lohnes soll in Wirklichkeit nur len kranken Mtrıiedoern 
gedient werden. Es ist cin Unding, wie lie Lösung der 
sozialen Frazen hier durch lie wirtschaftlichen Ver- 
bände aller Richtungen getätigt werden; es ist oin Un- 
ding den ee were kcine Fanilio zu ver- 
sor;:en hat, in Falle d:r Krankheit den halben Durch- | 
schnittslohn an Krankenzceld zu zcewähren, während der 4 
Fanjlionvator nur bis zu 16 oder 20 Trankon rorsichur‘ % 
soin soll und zur Erhaltun;z scinor Fanilio nur die 

Hälfte dessen bokonut; also wen schädi.:cn wir 17? 
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Von diesen Standpunkte aus ıuss die Fra.e betrachtet 
werden und sie muss in diesen Sinne erleli.rt werden, 
denn ich bin der Auffassunz, dass wir sobalsd nicht f 
wieder Gelce.’enheit haben, hier ‚esetzliche Aenderunzen 
oder neue Re;selun.’en voraunehnen, Herrn Dr.v.Vopeliüs 
möchte ich ‚sesart haben, dass er sich ja nicht nit 

a Br a 
seinen inträ,'en in der hauti.ren Zeit in die Oeffent- 
lichkeit wa;:en soll. Ich habe schon mit Rücksicht 
larauf in d.n Konissionssitzun;ren diesen Standpunkt 
vertreten; Sie werlen sich erinnern können, dass ich 
in der Ko.nmissionsberatun.' ebenfalls in der Grundlohn- 
fra.'e diesen Standpunkt vertreten habo, weil ich aus 
Erfahrun; weiss, die ich in den letzten 2 Jahren ;e- 
nacht habe, dass die Zerrüttunz der Kassenfinanzen nur 
ledi,:lich lurch lic schle pende Politik dor Rerierun;rs-- i 
kormission in der Emilehafenn überhaupt verürsrcht | 
worden ist. F 
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Vorsitzender : Dis ort hat der Herr Abssorilnete Kiefer. 


Mit-lied Kiefer (2.) : Ich will darauf hinweisen, lass für | 
5 ] Amar N In] Ir II) m } 
un s darauf ankommt, das Erreichbare zu bekommen. Wir | 
sind zu den Er.ebnis 'ekormmen, die Musszrenze auf 16.- | 
Fres und die Kanngzrenze auf 20.- Fres. zu setzen und 
das ist, was hier erreichbar wäre. Die praktische Er- 
fahrun.: hat Recht „e.'eben, dass unbelin;'t darruf hin 
gewirkt werden muss, starke Kassen zu schaffen; z.B. 
wenn während des Ber.arbeiterstreiks die Pensoins- 
kassen nicht über .’enüsend Geld verfü.;t hätten, wäre 
cs nuszcschlossen, Jen Penscinären, Witwen und Waisen 
ihre Ronten zu „zahlen. Wir müssen aber auch als Ar- 
beitnehner darauf bs iacht dein, dAnss wir einen zuten | 
. . » 3.8 > Ser 0-7 & 
Aerztestanl haben, weil jn voß diesen der Gesundheits- 
zustand unl lie Krafterhaltun.: des Volkes nbhän. ig ist. 
Heute hat der Acraztestand_ lurch die Geldentwertung, 
sehr zu leiden; z.B. üie Beschaffung der erforderlichen 
Nerkzeu:.'e nacht un.'ehcure Schwieri;.rkeiten. Wenn der 
Abgeor:nete Reinhart insbesondere .larauf verwies, dass 
wir der Antra,: des Herrn Hoffmann zustimmen sollten, 
dann verweise ich .larauf,, dass wir uns hüten sollten 
der krbeitneh.ierschaft falsche Hoffnun;en vorzuspie,;cin; 
lenn ;rerade das ist las ‘efährlichste, wenn die Arbei- 
ter „rosse Enttäuschun-en .erleben müssen, so wie die 
Arbeiter in Russland und Deutschland sie erlebt haben. 
kus dissen Grund bleiben wir mf den Boden der den re- 
alen Verhältnissen Rechnun.: trr. enden Anträ,'ren stehen. 


(Bravo !) 

Mit.-lied Reinhart (Ku:.) : Meine Damen und Herren ! Es heisst 

wörtlich, die Hälfte des Grundlohnes muss, und 2/3 kann 

sewährt werden. Ab.seorineter Kiefer lat zesart, Inss 
ich ae ren sei, starke Kassen zu schaffen. Ich habe 
‚esast, dass lie Mit.;lieler lazu da seien, starke Kas- 
sn zu schaffen.Das war das, was in Cieser Fra:e erwähnt 
wurde. Nenn Kiefer auf Lothrin gan verweist, so kann 
ich sasen, lass unsere Knappschnfitskrankenkasss heute 
noch einen Grunllohn von 20.- Fres hat und hat bis heu- 
te noch nicht banguerott ‚’euacht. Wenn er weiter sa,;t, 
wir würlon den „rdbeitern falsche Sachen m 
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nisse bekommer>wie ın ringen Un 
Frankreich. Ich habe gesagt, die heutige zahlenmässige 
Höhe des Grundlohnes reicht nicht mehr aus. Ferner gin 
der Streik in EN ga nur deshalb in die Brücke, wei 
die Regierung mit Hilfe der politischen \lacht den Vider- 
stand zu brechen verstand. | 


Vorsitzender : Herr Reinhard, wir können den Streik in Lothrin- 
gen hier nicht besprechen. ( grosse Unruhe) 


Reinhard fortfahrend, er hat auch nach Russland angespielt. 
Ich will nicht darauf eingehen, sonst hat der Präsident 
Gelegenheit die Schelle zu schwingen. lenn vorgestern 
der Herr v. Vopelius sogt, das Simulantum rächst sich , 
dann wären alle Angestell.ten und Beamten Simulanten.Ich 
verstehe nicht, dass man diesen Arbeitern nichts geben 
will und immer vertröstet auf das Jenseits. 


Verksiti da auf hingewiesen, y r.werden ier dieselben 


Vorsitzender : Das Wort hat Herr \bgeordneter Karius. 


Krrius : Ich glaube, Herr Reinhard macht nicht den Eindruck, 
sarnst genommen zu werden. (Zuruf:Sehr richtig!) Man üher- 

geht seine Auswürfe am besten mit Stillschweigen,denn sie 
reichen nicht an uns heran. Wer mit dem Arbei geber pak- 
tiort, nehmen Sie Walz und Genossen,der ist uns ganz 
gleichgültig. (Zuruf:Sehr richtig !) Herr Reinhard, wir 
verbitten uns, von Ihnen so angepöbelt zu werden. (Zuruf : 
Sehr richtig 1) -- Dann wäre es nötig, meine Herren von 
der Linken, dass Sie weniger Partciegoismus und mehr Sach- 
kenntnis walten liessen. ir verweisen darauf hin, dass 
das Krankengeld bis zu 2/3 des Grundlohnes erhöht werden 
kann. Der $ 191 R.V.O. sicht vor: "Das Krankengeld kann 
bis zu 3/4 des Grundlohnes erhöht und allgemein für Sonn- 
und Feiertage zugsbilligt werden." Das steht im Gesetz 
und Sie benntragen, was längst im Gesetz enthalten ist 
und noch im höheren Masse als Ihr Antrag will, besteht. 
Ich bitte Sie, sngen Sie heute draussen im Revier das. 
Heute BObzBER der Lohn 16.- Frcs. brutto für die Hauer- 
klasse,stuft ab bis zu 1l4.- Frces.- macht bei 25 Arbeits- 
tagen 400.- Fres. Die sozialen Zulagen kommen hinzu; 
nach einer Entscheidung des Reichsversicherungsamtcos 
werden sie d.m Grundlohn nicht zugerechnet. Dann kann:: 
nach dem Antrag der Zenteumspertei ein Arbeiter,der monat- 
lich 400.- Fres. verdient bei cincm Grundlohn von 16.- 
Frcs. 360 Fres. Krankengeld erhalten. Also merken Sio sich 
das und sagen Sie Ihren Leuten, dass derjenige , der 400.- 
Frces. verdient, 360 Frcs, Krankengeld bekommen kann, wenn 
es wirtschaftlich möglich ist. Damit sind alle Ihre An- 
träge erledigt undwaren nur Mätzchen für dumme Leute. 


(Zuruf : Hört! Hört!) 


Vorsitzender : Herr Karius, Sie dürfen sich nicht so stark 
ausdrüc -ken,sonst muss ich Sie zur Orinung rufen. (Zuruf 
von der Linken; Bravo!) - Das T’ort hat der Herr ibgeordne- 


te Hoffmann. 


Hoffmann < Ich will auf die at draiaben Dan nicht eingehen, wir 
haben das in der Generaldebatte getan, und ich will heute 
keine neuen Fragen anschneiden. Wir wollen haben das 
Krankengeld in Nöhe von 3/4 des Grundlohnes, Ich glaube 
sagen zu sollen,dass darin kein Irrtum entsteht, ich habe 
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auch darum den Antrag so formuliert, wie er auch verstan- 
den werden sollr lenn Karius das Ding herumdrehen will 
kann ich nichts defür. Ich bitte so bald wie möglich über 


Ü 


u Wien Rh z An > Er PR 2 i RN 
die Frage abstimmen ZU „Assen .: 


Forsitzender : Das ort hat der Herr \bgeordnete Ringle. 


die Notwendigkeit zu gagen, dass das 
letzte Beispiel, das Lar-us von den Bergarbeitern abgelei- 
et hai, dass das allgemein für dis Arbeiterschatt des 
Seargebietes doch nicht zutri?tt. Ich meine, wir haben 
grosse Wirtsch aftsgruppen, ‚lie in.ihrer Krankheit keine 
Sozialen Zulagen, Frauen-, Kinder- und Verheiratetenzu- 
lage bekoumen. Es geht nicht an, dass das veraligemeinert 


rd und daraus gesetzliche Entschliessungen usw.,abzulei- 
ten suchi-> 


EN "ni 


Vorsitzender: \Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Wir kommen 


vu 


zur \bstimmung über den irtikel ©. Er lautet : 


" Grundlohn. Der Fassung der Regierungsvorlage stim- 
men 6 Mitglieder zu. Danach erhält der } 180 Absatz 2 
R.V.0. folgenden Inhalt : "Bei der Festsetzung des Grund- 
lohnes muss das Entgelt berücksichtigt werden, soweit e8 
16.- Fres. für den Arbeitstag nicht übessteigt; die Sitzung 
kann ihn darüber hina. us 32. berücksichtigen, soweit er 
°0 Fres. für den Arbeitstag nicht übersteigt.“ 


ich lasse zunächst über diese Fassung abstimmen. 
Ter für die Annahme dieser Fassung ist, möge sich erheben.- 
me sind 18 Stimmen für diese Fassung. _ 

Der intrag des Herrn Dr.v.Vöpelius lautet, dass 
ssat+ 16 und 20 Yres. gesetzt werden sollen 9 und 20 Frcs. 
er für diesen Antrag Ist, möge sizh erheben.,- Es sin 
3 Herren dafür. | 

Der Antrag des Herrn Holımann lautet: 

Der $ 180 Absatz 2 erhält foigende Fassung 3 " Bei der 
Festsetzung des Grundlohnes tus der Entgelt berücksichtigt 
werden, soweit er 20.-FrcSo für den Arbeitstag nicht über- 
stöigt:Die Satzung kann ihn darüber hianaus berücksichtigen, 
sowsit er 24.- Fres, für den Arbeitstag nicht übersteigt." 

‘ler für diese Fassung ist, möge sich erheben.- 

Es sinä 5 Herren dalür: 
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Die Kommission ist der Auffassung, dass den Kassen 
der Unvorgan g auf die Frankehhbasis dadurch erleichtert 
werden soll.dass ihnen eine gewisse Frist ° . zur Gewährung 
von neistungen in Franken zugestanden wird. Bin Mitglied 
beantragt, di esce Frist auf 4 TIochen zu bemessen. 

önschen Sie auch, dass diese Fassung in die, Be- 
sutachtung hineinkomnt ? Wer dafür ist, möge sitzen bleiben. 
ngenommens | 


. 
w. 


über 
Auf eine Anfrage die Leistung an die Versicherten 


welche em Tage der Uns tel.iung krank sind, wird erklärt, 
2 leistungen erhalten. 


4 


dass diese die 
Das ist ledi.glich eine Auskunft gegeben. 


Die Zentrumsfraktion hat einen Antrag angemeldet, der noch 
NLCi 
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nicht schriftlich vorliegt. Vielleicht kann er schon ver- 
.ssen wer.len, damit wir darüber abstinmen können. Herr 
Kiefer, Sie wollten doch einen Antrag einreichen. 


‚eu Kiefer : Er liegt schon vor. 


Vorsitzender : Herr Kiefer, dns ist der Antrag,den Sie vor 


itz 
sich haben. 


Der antrag wird von Redakteur Scheuer verlesen. 
a UT, . 
Er lautet: 

"Der Landesrat wolle die Regierungskommission 
orsuchen, dem Landesrat eine Vorlage zu ünterbreiten, 
durch die die Leistungen der menge dla ec der zu 


erwartenden Entwertung des Franken entsprechend erhöht 
werden können.“ 


Vorsitzender : Das ort hat der Herr Abgeoränete Kiefer. 


iefer : Der Antr: ist dadurch von Bedeutung, un nach- 
her eine Möglichkeit zur zıhlenmässigen Erhöhung der 
Leistungen der einzolnen Versicherungszweige und Träger 
zu haben. | 


Vorsitzender 2 \iir_kommen: weiter zu Artikel 6 \iochenhilfe 
und Familienhilfe, welcher lautet: 


‚ In den $ 195 a Absatz 1 Ziffer 3 werden die 
worte "sechs Mark" durch die Worte "einundeinenhalben 
Franc " ersetzt, 

1l. In den $$ 195 a Absatz 1 Ziffer 4 und 205a 
Absatz 3 werden däe jliorte "acht Mark" durch die ‚lorte 
"Tünfundsiebzig (entimes" ersetzt. 

III. Im $ 205 a werilen die korte "vierundeine- 
halbe Mark" duren die Torte "cin undeinenhalben Franc" 
ersetzt. | 

IV. In $ 205a wird der Absatz 4 gestrichen. 

Vv. In $ 195a Absatz 1 Ziffer 2 werden die 
worte "fünfzig Mark" durch die orte "fünf Francs" 
ersetzt, desgleichen die Worte "zweihundertfünfzig 
Mark* äurch die \lorte "fünfundzwanzig Frances". 

vI. Im $ 195 c werden die Worte "einhundert 
Mark" durch die Worte “ zehn Francs" ersetzt. 

Ii.In den $$ 195 c und 195 d werden die Torte 
"sinhundersfünfzig Mark" Aurch die forte "fünfzehn 
Frances" ersetzt. 
| VIil. in $ 197 werden ı die Torte "Areihundert 
Mark" Aurch die \lorte "dreissig Francs" ersetzt. 

X. Im $ 370 werden die llorte "dreihundert \ 

Mark" durch die "orte "Areissig Francs" ersetzt. 1 
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Der Kommissionsbericht sieht vor, dass die Ziffer IV, 
welche lautet: 


“nn $ 205a wird der Absatz 4 gestrichen" 


gestrichen wird. i 
Ter für die Streichung dieser Ziffer ist, möge 
sich erheben. Ich stelle die einstirnmige Annahme der 


Streichung ip 
irn 
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Streichung dioser Ziffer 4 fest. 
‚er für len übrizen Text les Artikels VI ist, wie ich ihn 
eben vorzelssen habe, möge sich erheben. 


5s liest hierzu noch ein Antrng vor, wonach in Ziffer 5 u 
zu setzen ist nstatt 25.- Fres. = 50.- Fres. 


Das ‘iort hat ler Abgeordnete Kratz. 


Mitgliel Kratz £2.) : Es handelt sich un die Entbindungs- 
hilfe. Diese betrug kisher 25.- Fres. \ir beantragen 
die Erhöhung nuf 50. Fres. 


Vorsitzender:' "er liesem Antrage zustiunen will,nöge sitzen 
bleiben.- Ich stelle lie einstinrige Annahne dieses Antra- 
ges Iest. 


Das ‚ort hat der Abgeordnete Hoffmann. 


Mitglied Hoffmann (Soz.) : Ich habe einen Antrag zu $ 245 der 
Krankenversic herung,der von den Betriebskrankenkassen 
handelt. Ich beantrage die Summe von "cinhundertundfünfzig* j 
in"eintausend" und die Summe von "fünfzig" in "ireihundert‘ 
abzuändern. 


Vorsitzender : Sie Wünscheny dass der $ 245 noch in diesen 
vosetz Aufnahme findet * 


Mitglied Hoffmann : Ja. 

Vorsitzender : Das ‚ort hat der Abgeordnete Karius. 

Mitglied Karius {2.) Ich habe Bedenken \ag0g0n, da wir sonst 
un 


von der Reichsversicherung abweichen und ich meine abzu- 
raten uns von der leichszesetzgebung zu entfomen. 
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Vorsitzender : \ünscht noch jemand das Tlort ? 


Mitglied Dr.v.Vopelius (L.V.) : Ich schliesse nich den Aus- 
Führungen des Herrn Karius an. 


Mitelied Reinhard (Kon.) : wir schliessen uns den Antrage 
Hoffmann an. | 


pw 


Vorsitzender : Ich lasse abstirnmen über (en antrag Hoffmann. u 
Antrax Hoffmann lautet: die Worte "fünfzig" in "Areihundert 
und die iiorte "einhundertfünfzie" in "eintausend" unzu- 
ändern, | 
ver für diesen Antrag. :ist,_nöge sich erheben. 
o Mitgiieder dafür, 22 Mitglieder dagegen. ) 


(7 


Vorsitzender : "ir ko.nen weiter zu Artikel 7. Anträge schei- 
nen nicht vorzuliegen. Ich frage, ob jemand das Wort zu 
den Artikel 7 wünscht ? Es ist nicht der Fall. 


Der Artikel 7 lautet : | 4 


Artiksl 7 6. 2 
USERN STE kur | 
BAUR: EX 
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irtikel VII_ 


Aenderun; des Gesetzes über „ochenfürsor;e in der Fassunz 
von 9, Juni _I92R. 


I. In $ 2 werden lie „orte "fünfzehntausend Mark" durch 
Aie jorte "fünfzehnhundert Franes" und die ‚lorte "fünf- 
zehnhundert liark" durch die Torte "einhundertfünfzig 
Frances" ersetzt. 


Il. In $ 3 Absatz 1 Ziffer 2 werden die \jorte “zweihundert- 
fünfzig Mark" durch die Worte " fünfundzwanzbz Frances" 

und die \lorte "fünfzir Mark" durch die \lorte "fünf Frances" 
in Ziffer 3 die Torte "vierundeinehalbe Mark" durch die 
"orte "einundeinenhalben Frances", in Ziffer 4 die ‚orte 
durch die orte *"fünfunisiebzig (entines"er- 
setzt. | 


III. In 8 6 werien die \lorte "einhundert Mark" durch die 
iorte "zehn Frances" ersetzt, 


IV. In den $$ 4 und B werlen die ‘lorte " einhundertfünf- 
zis Mark" durch die \iorte "fünfzehn Frances" ersetzt. 


Y. In $ 7 werlen die \lorte "dreihundert Mark" durch die 
"Iörte " dreissig Franss" ersetzt. 


"ir stimmen ab. er dafür ist, nöge sitzen bleiben. 
Ich stelle die einstimuige Annahne des Artikel 7 fest. 
27 Stimmen dafür, 


ir kommen weiter zu Abschnitt 3, Unfallversicherung, 
welcher lautet: 


| Te... 1 
henderung des dritten Buches der R.V.0. 


Artiksl VIII 


Versicherungsspflichtgrenze. 


1. Die 9$ 544 und 923 Absatz 1 Ziffer 2 erhalten 
1e Bee Tanne E 
* Botriebsbeante,deren Jnhresarbeitsverdienst 
nicht zwölftausend Frances an Entgelt übersteigt. 


IT, Der $ 548 Ziffer 3 erhält folgende Fassung: 


" „uf_Betricbsbeante,deren Jahresarbeitsverlienst 
zwölftausend Francs an Entgelt übersteigt." 


III. Der $ 550 Absatz 1 und 2 erhält folgende 

Fassung 5 | 

? Internehner,sowie Binnenlotsen,die ihr Gewer- 
be für eigene Rechnung betreiben,können sich 
gegen die Folgen von Betriebsunfällen selbst 


versichern,wenn sie nicht nehr als zwölftausesnd 
| Francs 
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Franes Jıhresnrbeitsverdienst haben oder wenn sie re,el- 
nässi: keine oder höchstons zwei Versicherun,spflichtige 
pesen Entgelt beschäftigen. > 
Die Satzung kann sie zur Selbstversicherung 
auch dann zulassen, wenn sie mehr als zwölftausend 
Francs Iahresarbeitsverdienst haben oder regelmässig we- 
nivstens drei Versicherun.;spflichtige gegen Entgelt be- 
schäfti;sen; | 
V. Der $ 577 Abs.1 letzter Satz erhält folgened 
le Fassungs 
a Tür Betriebsbeante gelten diese Vorschriften 
nur,venn deren Jahresarbeitsverdienst zuölf- 
tausend Franes nicht übersteist." | 
Vs Der $ 896 srhält folgende Fassung. 
" Die Asuführungsbestimaungen können die Ver- 
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sicherungspflicht auf Betriebsbeante rit mehr 
als zwölftausend Francs Jahresarbeitsverdienst 
erstrecken, sareit diese nicht nach $ 594 ver- 
sicherungsftrei sind." 
vI. Der 8 925 Ziffer 2 erhält folgende Fassung: 
" Betriebsbeante, deren Jahresarbeitsverdienst 
 zwölftausend Francs an Entgelt übersteigt." 
VII. Der $ 927 kbs.1 und 2 erhält folgende Fas- 


de un u - 


sung : Vi | | 
"Mternehner können sich gegen die Folgen von 


Betriebsunfällen selbst versichern, wenn sie 
nicht mehr als zwölftausend Francs Jahres- 
arbeitsverdienst haben. 

Die Satzung kann sie zur Selbstver- 
sicherung auch denn zulassen,wenn sie nehr 
als zwölltausend Francs Jahresarbeitsverdienst 


habens“ 


, 
rar, at an ct R 


Vorsitzender : 
“ind Sie damit einverstanden ? Es scheint der 
Fall zu sein. Ich stelle sonit fest, dass der artikel 
einstimmig angenommen ist. 27 Stimiens 


ir konnen weiter zu Artikel IX,welcher lautet: 
Artikel_I2 


Jahresarbeitsverdienst. 


en ng nn un um 


I. Die $$ 563 und 1017 kbs.2 erhalten je fol- 
‚gende Fassung : 


| 
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“oweit der Jahresarbeitsverdlienst zweitausend- 
vierhundert Franes übersteigt, wird er nur 
nit einem Drittel angerechnet." 

II. Der $ 732 ibs.2 erhält Tlolgende Fassung: 


" lJebersteigt der Entgelt während der Beitrngs- 
zeit den Jahresbotrng von zweitausendvier- 4 
hundert Francs, so wird von Ueberschuss nur 4 
nur ein Drittel angerechnet. 4 


III. Der $ 939 erhält folgende Fassung : 


“Soweit der Jahresarbeitsverdie nst zweitausend- 

wird er in allen } 

ngerechnet." 4 
Die | 


vierhundert Francs übersteigt, 
Fällen nur nit einen Drittel 3 
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Die Jrei ersten Sätze des Abs.2 des $ 936 werden wie 

folgt zeändert ; 

| " Den durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienst 
setzt das Oberwersicherungsant fest, und zwar 
getrennt für Versicherte bis zu 16 Jahren 
und für solche über 16 Jahren." 

Zu Artikel 9 liegen verschiedene Anträge vor. 


Das ;lort hat der Abgeordnete Kratz. 


Mitglied Kratz (Ztr.) : Es liegt ein Antrag vor,die Drittelungs- 


renze auf 4 500.- Fres. festzusetzen. Eine weitere Er- 
höhung halte ich für »efährlich und für schädlich für 
den Arbei ter, 


Vorsitzender: Das \lort hat der Ab.seordnete Reinhard. 


Mitglied Reinhard (Korm.) : Der Antrag der beiden linksstehen- 


den Parteien, die Drittelungsgerenze auf 6 000.-Frcs. 
testzusetzen, hat seine Begründung. Wir betrachten die 
Unfallversicherung. nicht als ein Institut, das einen 
Notleidenden eine klägliche Rente zewährt, sondern als 
ein Verhätungsinstitut der Unfälle, danit der Unternehner 
die Lohn- und Arbeitsbedingungen so stellt, danit in 
Zukunft die Unfälle nöglichst eingeschränkt werlen. Man 
zwinst die Arbeiter durch erbärnliche Lohn- und Arbeits- 
bedingungen, die bestehenden Schutzvorschriften ausser 
Acht zu lassen, wenn sie einen auskömnlichen Lohn ver- 
dienen wollen. Deshalb ist der Antrag mur zu richtig.Es 
handelt sich darun, zu verhüten, dass Unfälle vorkormen. 
Die Unternehmer haben entweder die Verletzten so zu be- 
zahlen, wie es notwendig ist, oder dafür zu sorgen, 

dass keine Unfäälie vor kommen. 


Vorsitzender : Das Tlort hat der Abgeoränete Karius, 
Mitglisd Karius (Z.) : Bett. der Grenze von 4 500.- Frcs. ha- 


ben wir überhaupt Mühe, lass diese Grenze beibehalten 
wird, wenn wir auch einstinmnig zustinnen,denn nichts 

wäre gefährlicher, als eine Zuspitzung dar Gegensätze 
herbeizuführen. Bun. wäre es,die Grenze zu beseitigen. 
(Sehr gut) Die Bergwerksdirektion hat bei der gesetz- 
gebenden Gewalt grossen Einfluss, Ich hätte allerdings 
nichts gegen die Zustimuung für 4 500.- Frcs. Ich glaube 
wir kommen anbesten auf den Gebiet weiter in Verhandlungs- 
weg. Die Hauptsache ist, dass die Regierungskonmnission 

die Grenze von 4 500.- Frcs. annirmnt und ich auge) pr 
dass der Herr Staatskonnissar gerne bereit ist, sich für 
die Grenze von 4 500.- Frces. einzusetzen, Es ist an und 
für sich etwas unglücklich, dass die Unfallversicherung 
auf Cie Gefährlichkeit des Berufs und auf die Leistungs- 
fähigkeit der einzelnen Betriebe nicht Rücksicht nehnen 
kann. Dass zerade für zewisse Unfälle etwas nehr gelei- 
stet werden muss,stelle ich nicht in Äbrede, 


Vorsitzender » Das \ort hat der Abgeordnete Dr.v.Vopelius. 


Mitglied Dr,v.Vopelius 
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Mitglied Dr.v, Vopelius (L.V.): Wenn wir #un dem Antrag der 
Zentrumspartei zustimmen, den Betrag auf 4 500.- Fres. 
zu setzen, so glauben wir ülles getan zu haben, wüs wir 
tun könnens 
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Vorsitzender; Das "ort hat der !bgeordnete Hoffmann. 


Mitglied Hoffmann (Soz.): Meine Dümen und Herren! Jch will Sie 
nicht lange äufhälten, Jeh möchte mur sugen, daß wir die 
husführungen Karius ukzeptieren, “ber ich meine, wenn wir 
etwis beantragen, daß wir _cs so beantragen, daß wir in der 
Gesetzgebung keine Verschlechterung erfahren gegen die Vor- 
kriegszeit, Jn der Vorkriegszeit wär die Drittelungsgrenze 
M 1800.- bei einen öchstlohn von M 6.-, Demgemäß müssten 
nuch meinem Dufürhälten Fres. 5 000.- berücksichtigt wer- | 
den. Wir stehen uf dem Standpunkt, daß der Unfallverletz- 
te such eine Rente erhalten soll, von der er einigermaßen 
leben kann. 


en _ 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Stactskommissar Dr.Liesch, 


Staatskommissör Dr.Liesch: Jm Anschluss an Herrn Karius glaube 
ich bemerken zu müssen, daß ich seine Hoffnungen bestätige, 
da ich die Vorschläge befürworten kamns Jch möchte gleich- 
zeitig darauf aufmerksam müachen, daß im deutschen Reichs- 
gesetz ES ANNIE gencu dieselben Sätze festgelegt sind | 
wie hier,z.B. der durchschnittliche Juhresverdienst, der 
im Suurgebiet 2 A00ı= Fres, beträgt ıst im Reich mit 
2 400 OVC4- Murk festgelegt, bei 3 000.- Fres. im Saar- | 
ch gegenüber im Reich 3 000 000 Mark. Zs liegt also 

eine Veranlassung vor, diese Belastung noch höher zu 
treiben. 





Vorsitzender, Das \.ort hat der Abgeordnete Kürius. 


Mitglied Kerius, (2.): _Jch möchte dem Herrn Stautskommissar su- | 
gen, daß ich in der Kommission Schon den Vergleich zwischen 7 
aplerfranken und Mark abgelehnt habe. Wir gehen bei der 
Umstellung der Sozialversicherung gruncsätzlich von Gold-. 
märksätzen aus. Wenn wir 1800.- NMürk nehmen, die waren 
1913 zum ersten Male angesetzt, dann würden wir auf eine 
hahe Grenzc kemmen, Unsere hen, in der Prakti»n 
18T, die a hske  ch überhuupt Iallen zu lassen, 
Jceh glaube, Herr Staatsknmmissär, wenn sich die Hegierungs- 
kommission wit dem starken Arbeitgeber vereinigt verstän- 
digt, daß dieser nicht äbgeneigt 1st, die Ärenze zu akzep- 
tieren, sobald wir wieder in freundschaftliche Verhältnis- ® 
se mit ihm geräten sind, J 
Hört! Hört! ) | | 


Vorsitzender: \..ortmeldungen liegen nicht vor. ;iir kommen zur | 
s Abstimmung. 25 liegen 3 Anträge vor: " 


a - ö - 


3 PwoZ 


(7 


1.) die Brittelungsgrenze -auf 2 400.- Arces.festzusetzen. 


Wer für diesen Antrag ist, möge sitzen bleiben. 
Die Abgeordneten erheben Sich. | 

Einstimmig mit 27 Stimmen abgelehnt, was ich hier-: | 
mit feststelle. 


2.) die Dritselungsgrenze auf 5 500.- Fres. festzusetzen, \ 
Wer für diesen Antrag ist möge sitzen bleiben. | 


5 Mitglieder 
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o Mitzslieder erheben sich. Mit 22 zeien 5 Stirrien an'enon- 
nen, was ich hiermit feststelle., 


renze auf 6 000.- Fres. fest- 
zusetzen. ‚ler für diesen Antrag ist, uöre sitzen bleibeb. 
£&2 Abzreorünete erheben sich. Mit 22 ze:en 5 Stimmen ab- 
selehnt. 


3.} die Drittelun;'s 


Vorsitzender : ‘lir kommen weiter zu Artikel 10: -Er ist in 


der Kommission einstimis angenonnen worden. 
ai “rer 2 24 ie 
Artikel XI gleichfalls. 
7 kl: 2lsichfails, 
Artikel XIII. Er betrifft bereits in Mark an;e- 
wiesene oder fest, ;esetzte Renten und ihre Vürechnung in 
‚Franken. Abgeordneter Hoffuann hat zu Artikel XIII vor- 


geschlazren 


a) anstatt 300 Fres. = 1200 Frces. 
en 1200." =..1800. * 
” 1800: = .42000:. -* 
b) r BO. .° es 
5 800: * a7 Io): .* 
" 1200 * =. „1800. .* 
zu setzen. 


Das Tiort hat der Herr Abgeordnete Karius. 


Karius : Die Zentrunsfraktion sti nt den Antrag der sozial- 


demokratischen Partei grundsätzlich zu,wenn die Regie- 
rungskomnission den Unterschied zwischen ihrer Vorlage 
und der, was die sozinldenokratische Partei will,als be» 
sondere Teuerungszulage aus der Landeskasse trägt.\ir 
erkennen durchaus an, lass die hier verlanrten Sätze 
angenessen wären. Aber wir glauben,dass sie nur dann 
tragbar sind, wenn die Regierun?skonnission das, was über 
sie hinaus geht, selbst trägt. Ich glaube auch, dass da- 
für eine gewisse VErBLLChEISE besteht, denn die Teuerung, 
die wir hier bisher Immer hatten, ist ja eigentlich ein 
Produkt der anornalen Verhältnisse, die nicht durch un- 
sere Mitwirkung hier geschaffen worden sind. Dann dürfen 
wir eins nicht vergessen, die Belastung durch die Un- 
fälle aus den alten Lasten. Hier sollen die Träger . 

des Saargebietes Lit Ausnahne der Bergwerksdirektion, 
Lasten aus alten Zeiten trazen,. für die weder Reserven 

da sind, noch zun Teil die beitragzahlenden Betriebe. 

Und dadurch soll Jer einzelne Unternehner oder die Gesant- 
heit der Unternehmer für Belastungen aufkomnen, die sie 
selbst zun Teil nicht verschuidet haben und zun Teil 

auch nicht voll tragen können. Wir dürfen nicht verges- 
sen, dass die gesante Pelastung unzeheuer ist, dass vor 
allen die Kleinindustrie durch die Zusannenlegung der 
Berufsgenossenschafi; vielfach höner belastet wird, wie 
sie eigentlich rschtnässig zu tragen braucht. Ich glaube, 
wir stimmen Ihnen zu, wenn der Herr Stantskonrnissar die 
Erklärung abgibt, Cass er sich dafür einsetzt, dass bei 
der Ausführung das Antrages die Landeskasse das letzte 
Drittel trägt. 


Vorsitzenuer : 
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Vorsitzender : Das \iort hat der Herr Staatskomnissar Dr. 
Liesch. Dr.: 


Stantskomnissar'’liesch : Zu der Beziehung sage ich, dass 
nan den Vorschlag des Herrn Karius anninnt,dass die 
Tandeskasse das Tetzte Drittel tragen soll, wir nicht 
die Regierungsko:mission belasten, sondern die Steuer- 
zahler die Allgeneinheit. Ob wir die danit belasten wol- 
len, das ist eine Fra;se, die ich Ihnen überlasse.Ich 
kann nich dafür nicht verbinden, Ich kann dazu seitend 
der Resierungskonnission keine Stellung nehnen. 





Reinhard : Ich glaube zanz gern , dass nan von Seiten der 
Zentrurispartci diesen Passus einschalten will, un den 
läöhlern aus den ländlichen Kreisen Konzessionen zu ıa- 


heit einen Bere en TOpea ab,der letzten Endes nur 
die Industriearbeiter belasten wird. \ler hat denn bisher 
Steuern gezahlt ? Nur die Lohn- und Gehaltsernpfänger. 
Der Vorschlag der Zentruuspaftei zeht dahin, diese 
Steuergroschen zu verwenden, darit die Unternehmer ge- 
schont werden. Das können wir unter keinen Unständen an- 
nehmen. Man hat schon bei der Vorlage der indirekten 
Steuer verstanden, alle lasten auf die Besitzlosen ab- 
zuwälzen. Ich begreife nicht, wie man einen derartigen 
Vorschlag nachen kann, Hier sucht nan den Besitz zu 
schonen, und dort sucht nan den Besitzlosen den letzten 
Groschen aus der Tasche zu holen, un sie den Sesitzenden 
in die Tasche zu werfen. jir verlangen, dass der BERG 
der ee atlunhen Partei so wie er ist, zur Abstin- 
mung konrt . 


Du Verl dt un nn ng im 5 
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Vorsitzender : Das \iort hat der Herr Abgeoränete Dr,v. 
Vopelius. 


Dr.v.Wopelius > Tir erklären uns nit den Ausführungen des 
Herrn Karius einverstanden. Ich kann den Herrn Staats- 
konnissar nicht fol sen, wenn er sagt, er könnte seitens 
der Regierungskommission dazu keine Stellung nehmen. \10 
die Landeskasse dazu das Geld herbekomnt, wird sich ja 
finden. Ich meine, er könnte ruhig sagen, die Regierun,s- 
kommission überninnt den Betrag, sie wird schoen Mittel 
und wege finden, das Geld zusamıenzubringen. (Zuruf : 

Sie hat ja einen grossen Sack!) 


Vorsitzender : \Wünscht noch jemand das Wort ? Es ist nicht 
der Fall. i 
Wer die Resierungsvorlage annehrien will, möge ij 
sich erheben.- Nie.iand. 
wer für den Antrag der sozialdenokratischen Par- } 
tei ist, nöge sich erheben. - 5 Herren sind dafür. | r 
Wer für den Antrag der sozialdenokratischen Par- j\ 
tei ist, einschliesslich dei Zusatzes, wie ihn Herr j 
Karius vorgetragen hat, nöze sich erheben.- Angeno. nen 
nit allen zegen 5 Stimien, | 


© 





En Wir kommen weiter zu Abschnitt IV, Unfallver- | 
sicherung. 
Das wort hat der Herr Abgeordnete Hoffmann. 








-_ Lh- 


Hoffmann : Ich habe da einen Zusatzantrag, der auch in der 
Kommission in Erwägung gezogen ist, gemacht. (Zuruf 
Karius : Er ist ja auch hierdrin.) 


Vorsitzender : Ihr Antrag, Herr Hoffmann, ist bereits in der 
Kommission at worden, 4 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kariüs. ; 


karius : Das ist der Antrag der Zentrumspartei der in der 
Kommission beraten und angenommen worden ist. 


Vorsitzender : Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hoffmann. 


Hoffmann : Ich kann feststellen, dass ich den Antrag etwas | 
gaöndsrt habe, Herr Karius. Er heisst beim Antrag der = 
entrumspartei fraktion: "der Lohn für die fehlende j 

Zan. von Arbeitstagen, für die eine Trankenentlohnung 
nicht stattfand,der durchschnittliche Verdienst in Fran- 

ken eingesetzt wird." Ich habe ie Be " für die eine 
Frankenentlohnung nicht stattfand, der durchsehnittliche 
monatliche Verdienst in Franken auf 300 Arbeitstage an- 


gerechnet wird." 
Vorsitzender : Das "ort hat Herr Abgeordneter Karius. 


Rarius : Es ist genau dasselbe; es war auch die Absicht ge- 
wesen, zu sagen "monatliche." 


Vorsitzender : Ich glaube Herr Hoffmann, Sie können damit 
einverstanden sein, da Sie beide dasselbe und das Beste 
wollen,- Wer dafür ist, der möge sitzen bleiben.- 

Ich stelle dis einstimmige Annähme fest. 


‚Wir kommen zu Artikci XIV. Die Kommission hat 
gen Artikel einstimmig angenommen. 
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I Artikel XV. Auf Antrag eines Mitgliedes beschliesst 
die Kommission einstimmig, dic Streichung des ganzen Ar- 
tikels, der die ER ae der Rente in Franken vom 
Wohnsitz im Sarrgebiet abhängig macht und die Regelung 
zanez Verhandlung mit der deutschen Regicorung zu über- | 

assen. | 

Die Kommission hat vorgeschlagen,den Artikel | 
zu streichen, und zwar mit Rücksicht auf die Bestimmung 
über die Auszahlung der Rente in Franken, die vom lohn- 
sitz im Saargebiet abhängig gemacht wird. | 

Das Wort hat der Herr Stantskommissar Liesch, 


Staatskommissar Liesch ; Bevor diese Streichung beschlossen 
worden ist, war noch nicht genügend Klarheit geschaffen 
seitens des Lahdesrats. Nun möchte ich darauf hinweisen, | 1 
dass vielleicht ein Missverständnis obliegt über die Aus- 2 
demnung und die Wirkung dieses Artikels. Er bezweckt fol- 
gendes;: Nach der Inkrafttretung dieser Verordnung werden 1 
sämtliche Rentner, auch diejenigen, die jetzt in Mark E 
ihre Beiträge gezahlt haben, ihre Renten‘ sofort in Fran- 4 
ken umgewandelt erhalten. Das ist von Seiten des Gesetz- | 
gebers cine Freigebigkeit. Das hat seine Begründung darin 
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zu suchen, dass diese Rentenuanpfänger im Innern des Saar- 
-gcbietes wohnen und dementsp rechend an der Teuerung zu 
vwwagen haben, die hier herrscht. Früher ist auch die Aus- 
zahlung der Rente vom Wohnsitz im Saargebiet AbnanBıE 
gemacht worden. In der Zukunft werden auch die Beiträge 
in Franken geleistet, und demen tsprechend findet in | 
Zukunft die Auszahlung der Leistun..gen in Franken statt. 
Die begründung dieser SRRFAR LUNG geht nicht nug auf ein 
gewisses Wohlwollen hinaus, sondern auf die Beiträge,die 
geleistet worden sind. In Zukunft wird also jeder,der 


seine Beiträge in Mark geleistet hat, auch die Leistungen 


in Franken empfangen, ganz abgesehen davon, ob er hier 
wohnen bleibt oder nicht. Nun wäre es eine gewisse Unge- 
rechtigxeit, dass bei Giesen Hauptrentenempfängern, die 
jetzt ihre Beiträge in Franken umgewandelt bekommen, die 
„ahlung auch eigentlich geschehe, bevor sie Markeinlagen 
gemacht haber. In diesem Simne glaube ich viedleicht, 
würde ich mein Urteil revi.dieren und den Artikel nicht 
so ohne Weiteres ablehnen. 


itglied Karius (Z2.) : Es handelt sich um eine grundsätzli- 


che Frage, nämlich ob der Wohnort ausserhalb oder inner- 
halb des Saargebietes massgebend sein soll. Nur hier bei 
Ser Invalidenversicherung wiräa ein Unterschied im Wohn- 
sitz beim Bezug von Leistungen gemacht; ich weiss nicht 
warum man dies tut. Auch im Saarbrücker Knappschaftsverein 
hat man dagegen Bedenken. Ich glaube, man wird in einer 
Wir können dem nicht zustimmen und können grundsätzlich 
keinen Unterschieä machen, schon deshalb nicht, weil der 
Begriif - Wohnsitz - und — Aufenthaltsort - sehr dehnbar 
ist, Wir können der Verordnung in dieser Fassung nicht 
zustimmen. 


orsiizender : Wünscht noch jemand das Wort ? Es ist nicht 
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der Fell. Wir stimmen ab. Wer die Regierungsvorlage an- 
nehmen wii). möge aufstehen. Die Mitglieder bleiben 
sitzen. Einstimmig mit 27 Stimmen abgelehnt, was ich hier- 
mit festsisile. | 

Wer für die Streichung ist, möge sitzen bleiben, 
Es erhebt sich niemand. Die Streichung ist also einstin- 
mig nit 27 Stimmen angenommen, 


Wir komnen weiter zu 
a > Ba ma I 
Aenderungan des vierten Buches der R.V.O. 


Artikel XV; 


Der $ i?45 eshäit folgende Bassung : 
" Nach Höhe des Jahresarbeitswerdienstes werden für die 
Versicherten folgende Lohnkiassen gebildet ; 


Klasse 





THREE 
ot Kay 


Wa un FE Ten R 
FE her N. wi ne a ER St a.» ik Bee 
TE ERBE ER DE en ge 
5, File i = Firr= r en eh I on 1 X im ) 
aM . a eo. me“ . I reg #1, un nn 
We . I rn, % 


Verständigung mit dem Deutschen Reiche einen Ausweg finden. 
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lasse 1 bis 500 Fi.s, 
x g& von mehr als 500 * bis zu 1000 Fres. 
ir | 6 n ' 1000 0 25 n 1500 N 
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dir s.imien ab. ler fürlen Artikel XVI ist, nöge sitzen 

ble’ben.Es erhebt sich nienanä.Ich stelle sonit die ein- 

stinuise (27 Stimmen) Annahne des Artikels fest. 

Wir Kom.ien weiter zu Artikel AVII,welcher lautet : 
Artikel XVII 


Berechnung dysr Versicherun;-sleistun;en, 
I. Der $ 1288 erhält fol.’ende Fassung : 


—. 


"Der Grunlbetraz der Invalidenrente beträrt für 
alle Lohnklassen fünfzig Frances." 


il- Der $ 1289 erhält folzende Fassung : 


“Der Steigerungssatz der Invalidenrente beträst für 
jede Beitirarswoche 
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Iıl. Der $ 1291 erhält fol:sende Fassung : 


Zu den Renten wird eine Zulage gewährt in Höhe von 
jährlich 70.- Francs für die Enpfänger einer In- 
validen- Witwen oder (litwer- Rente und von 
jährlich 35.- Fres. für die Empfänger einer \aisen- 
rents.Diese Zuiare ist Bestandteil der Rente.Bei 
Streit über die Gewäh der Zulaze finden die 
 Verfahrungsvorschriften des sechsten Buches der 
R.V.O. ($ 1675) Anwendung. | 
| Ha% der Enpfänger der Invalidenrente Kinder 
unter fünfzehn Jahren, so erhöht sich die Invaliden- 
rente für jedes dieser Kinder un ein Zehntel des 


Grundbetrazes und der Steizerun,;ssätze. 


Das Wors hat der Abzeuordnete Kratz, 


ıtg)Led Kratiz (Z.) : Zu diesen Artikel hat die Zentruns- 
zraxiLon den Antia; sestelit, den Reichszuschuss, der 
zrünez 90.- Goldnark betrug, entsprechend der Goldont- 


wertung 









ar a 


ertung zu erhöhen. #4 Antra;: lautet: 


Zu den Artikel XVII wird beantrastjals Ziffer 
I folgenden Satz einzufügen: 


Der $ 1285 der R.V.O.erhält folgende Fassung: 


> 


Der Zuschuss des Saargebietes beträgt jährlich 


200.- Fres. für jede Invaliden,Alters-, ‘iitwen- 
BE IREBRETRONS und 100.- Fresı für jede "aisen- 
rente. 


Vorsitzender : Das vlort hat der Abzreordncte Hoffmann. 


Mitglied Hoffmann (Soz.) s ir schliessen uns den Antrag 
der Zentrunsfraktion an. 


Vorsitzender : Wir komnen zur Abstimmung. \ier die Regie- 
rungsvorlage, wie ich sie eben verlesen habe, annehnen 
will, nöge sich erheben. Es ist nicht der Fall, der Ar- 
tikel YVII der Resierungsvorlage ist einstimmig nit 

27 Stirmen ab;zelehnt. | 

ner den Artikel XVII.nmit der Aenderung, die der Abgeord- 
nete Kratz vorgetragen hat, annehnen will, riöge sitzen 
bleiben. Es erhebt sich niemand, ich stelle sorit die 
einstimnige Annahne des Artikels XVII einschliesslich 
der Aenderung der Zenfrunsfrektion nit 27 Stimmen fest. 


ir kommen zu Artikel XVIII, welcher lautet : 
Artikel WIII 


hnlegung des Vernögens. 
Der $ 135€ erhält folgende Fassung : 


Die Versicherungsanstalt kann höchstens die Hälfte ihres 
Vernögers anders als nach den $$ 26,27 anlegen. Sie be- 
darf dazu der Genehnigung des Landesversicherungsantes. 
will sie nehr als den vierten Teil ihres Vernö- 
ens nach Abs. l anlegen, so bedarf sie lazu ausserden 
er Genehnigung der Rezierun.skomnission. 


Eine solche Anlaze (Abs.1l und 2) ist nur in lert- 


Beeren, in anderer Art nur für Verwaltungszwecke zur 


ermeidung von ORTE EB NG oder für Unternehmungen 


zulässig, die ausschliesslich oder überwicgend den Ver- 
sicherungspflichtigen zugute komnen. 


Wer für die Annahne des Artikel XVIII, wie ich imeben 


verlesen habe ist, nöge sitzen bleiben. Es üerhebt sich 
niemand. Ich stelle die einstimmige Annahne mit 27 Stin- 
nen des Artikels XVIII fest, 

Wir konrien zu Artikel XIX, welch er lautet: 


Artikel XIX 
Aufbringung der Mittel. 
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Der $ 1392 erhält folgende Fassung ; 


Bis auf weiteres werden als jlochenbeitra; er- 


hoben: 

ner Lohnklasse 1 „„.cseru.. . 830 Centines 
n “ a 2 ee 60 r 

II iD 1 3 NR Ir 9 Ö r 

n " " are 120: 
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Anträge zu diesen artikel liegen nicht vor. \ir stimmen 
ab. ler den artikel XIX, wie ich ihn verlesen habe, 
annehnen will, nöge sitzen bleiben. Es erhebt sich nie- 
mand. Ich stelle die einstimiige Annahne des Artikel 
XIX nit 27 Stiinen fest. 


ir konnen nun zu Artikel XX, welcher lautet : 





ul A 
ı 


= BO a ae 4 
Unrechnung der Renten. 
artikel 2.8 


alte Renten, 


Für die Umrechnung der bis zun 30. Septenber | 
1921 festgesetzten Renten gilt der nach $ 1288 der R.V.O. 
in der Fassung dieser Verordnung Testgesetzte Grundbetrag. 
Dazu treten die Steizrerungssätze genäss $ 1289 der R.V.O. 
in der Fassung vom 19. Juli 1911, wobei das ort "Pfennig" 
in Br Paragraphen durch das Wort "Centines" ersetzt 
wird. 
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Wer den Artikel &X in der eben verlesenen Fassung anneh- 
men will, nöse sitzen bleiben. Es erhebt sich nienand. 
Ich stelle sonit die einstimmige Annahrıe des Artikel 

X nit 27 Stimmen fest. 
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"ir konnen zu Artikel XXI, welcher lautet : 


Artikel XXI 


© 


Renten, die nach den 30. Septenber 1921 festgesetzt wurden- 


| Die Bestimmungen des vorstehenden Artikels XX i 
gelten auch für die nach den 30% Septenber 1921 festge- | 
setzten Renten und für die bei Inkrafttreten derdieser 
Verordnung noch schwebenden Festsetzungsverfahren, nit __ E 
der Massgabe, dass _die Steigerungskätze, welche durch die 
Gesetze von 23. Juli 1021 (RCBL.S. 948), 18.Juli 1922 
(RGBIA/ S.642) und 10. Noveriber 1922 (RGBL.8.849) be- 
stimmt sind, auf die 5 Lohnklassen des $ 1289 des R.V.O. 

in 
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in der Fassung vom 19, Juli 1911 umgerechnet werden, 
und zwar gelten: 

bei Anwendung des Gesetzes vom 23.Juli 1921 
die Steigerungssätze 


der Klasse A gleich denjenigen der Klasse I 
” MR, . B ey 7 (Ye) “ I Bi 
I Y ERROR R R ” n IIT 
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nach der Reichsversicherungsord- 
nung‘ .vom 19.Juli. 192] 
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bei Anwendung des Gesetzes von 18.Juli 1922 die 
ee gsentze 


der Klassen A.susB» gleich denjenigen der Klasse I 
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Di rach dor Fassupmg der Reichsver- 
sicherungsordnung vom 19.Juli 1921. 


und bei Anwendung des Gesetzes vom 10. November 1922 
die Stc'gerungssäzze 
der Klassen l.u.2 gleich denjenigen der Klasse I 
n " 1 on R t: ® T 
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nach der Fassung der Reichsversi-- 
cherinssordnung vom !9 Juli 1911. 
Wer für den Artikel XXI ist, wie ich ihn verlesen ha- 
be, möge sitzen bieiben. 
Es erhebt sich niemand. Ich stelle somit die cinstin- 
mige Annahne des Artikel XXI fest nit 27 Sticmen. 


Mir konnen nun zu artikel XXII, welcher lautet 3 
Artikel XIII 
Zukünftize Renten, 


Bei. Berechnung der nach Inkrafttreten dieser 

Verordnung festzusetzenden neuen Renten gelten be- 
ee oO : Fan 

züglich des Rententeiles,der den vor Inkraittreten 
dieser Verordnung geleisteten Beiträgen entspricht, 
E 4. ver FEN -] z ae y Tr\IrT > rt -] 
die Bestimmungen des Artikels X.’I,Ausserden werden 
noch die Steigerungssätze senäss $ 1289 in der Fas- 
sung de ser Verordnung sezahlt,welche den geleisteten 


Beiträ:en ;emäss $ 1392 in der Fassung dieser Ver- 
ordnung entsprechen. 


Anträge zu diesen Artikel liegen nicht vor.Wir stin- 
nen ab, Vier für den roxlesenen 

ge sitzen bleiven. Rs <nsbt s 
somit die elnstiliilse Annahne 


artikel XXIl ist,no- 
sich niemand.Ich stelle 
des Artikels XXIII nit 
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Nir ko.nen nun zu artikel YXIII,welcher lautet ; 


dir bschni tt I V | E 


inrtestellten-Versicherunr,. 





"ce 1 L L [e) 
Auszahlun; der Leistungen. 
Artikel AXIIL. 


Mit den Inkrafttreten dieser Verordnung zuhlt 
die Versicherungsenst alt Tür Angestellte des Saargebie- 
tes ale Leistungeu.die ihr zur last fallen, oder für 
deren Auszahlung sie zuständig ist, in Francs. 


Zu diesen Artikel liegt ein Antrag vor. Das !Iort hierzu 
hat der Abgeordnete Kratz, 


Mitzlied Kratz (Ztr.) R Zu diesen Artikel XXIII haben wir 
einen zweiten Absatz beantragt.Es soll dadurch den an- 
zestellten ein Zuschuss aus der lendeskasse <ewährt 
werden.bs ergibt sich nänlich der Unstand,ds ass das Ver- 
sicherungsg setz erst \0 Jahre besteht. Die Berufsun- 
fähigen werden sine verhältnismässi ig niedrige Rente be- 
kommen, trotzdem sie erhebliche Beiträge leisten.Ter 
kann sonst Tür Jie Landoskasse in Fraro konnen ? Diese 
wuss von den Mittel.n, die sie an anderer Stelle aus- 

ibt,auch den Angestell Wen einen Zuschuss gewähren. 
Ber in hntrag Laute? : 
"Zu Artikel XXIII yird ein zweiter absatz be- 
antragt,der wie Folgt lautet : 
ie le ndeskasss les Saaryebietes sewährt 
zu jeden zusder Versicherunpsanstalt für An- 
gestellte des Saarrehbietes zu zahlende Ruhe- 
sehalt einen Zuschuss von 100.- Franken jähr- 
ich: 
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re rg :’, Wünscht noch Jemand das Wort ? Es ist nicht 
Ger Fal “ "ir stimmen ab.Jer für den Artikel der Regie- 
ge a ‚re ist, möge sich grheben. Es erhebt sich nie- 
nand, der Artikel XXIIT der egierungsvorlage ist so- 
nit einstimmig nit 27 Stimmen abgelennt. 


" Pwg 


Her für den Artikel XıIl) einschliesslich des Zusatzan- 
trases ist, uöge sitzen bleiben. Es erhebt sich nienand. 
Der artikei einschl, des Zusaizes ist sonit einstimmig 
mit 27 Stimmen angenonnen. 


(7 


Wir kommen zu Artike ea; lautet : 





{ rtikel Kal 
Artikel XV dieser Ver ‚ordnung, findet entsprechen- 
de Anwendung für Cie kusz ahlun,: der in Artikel XXIII 


erwähnten Luistungen und die Bere echnung der Leistungen 
senäss Artikel XIX. Dab>i ist zu setzen anstatt "100 


Beitrasswochen®" 24 Monst.oeiträge. " 


_ZU 
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Zu diesen „rtikel ist Streichung beantragt, ir stimmen 
ab. ‚er für üle Streichungdus Artikel XXIV ist, ‚e 
sitzen bleiben.Es urhebt sich nieiand, die Streichung 
ist .:. „„halso einstimmig nit 27 Stilmen angzenornen. 


Wir komien weiter zu Artikel XXV,welcher lautet : 
Teil 2 
Aenderungen des Versicherun,sjesetzes für Angestellte 


l.) in der Fassung des Gesetzes von 10. Norenber 1922 
und der Verordnun; von (Autsbl.Nrs 8. Nr. ) 


Artikel XXV 
Versicherunzspflichtgrenze. 


Der $ 1, Absatz 2 erhält fol.:ende Fassun;r : 
"Voraussetzun;‘ der Versicherun: ist für alle die- 
se Personen, dass sie gegen Entgelt in einen 
Dienstverhältnis beschäfti,rt werdlen,dass ihr 
Jahresarbeitsverlienst achttausend Frances nicht 
übersteigt, und dass sie bein Eintritt in die 
versicherun,spflichti.'e Beschäftigung das Alter 
von 60 Jahren noch: nicht vollendet Naben." 


Zu ciesen Artikel liegt sin entsprechender Antrag vor, 
die Versicks runzspflichtgrenze anstatt 8000.- Frcs. 
auf 12000.- Fres. festzusetzen. 


Wer für diesen Artikel plus Jen Abänderun.santraz iat, 
nöge sitzen bleiben. Es erhebt sich nienand.Ich stelle 
sorit die einstiimige Annahme nit 27 Sti.inen fest. 


Bi: ko. nen jetzt zu Artikel XXVI der Vorlage, welcher 
autet : 


Artikel XWVI 
Gehaltsklassen. 


Der $ 16 erhält folgende Fassung : 
“Nach der Höhe des Jahresarbeitsverdienstes wer- 
ar. die Versicherten folwende Gehnltsklassen se- 
ildet : 


Baus A his can se DD Pros, 

”.- B von nehr als 390...%. DIS: ZU... 850 Fros, 
Be EN. Bo, " A 

N 3 e r N > N 

RE " i 10) 8, 9 MER BREI 

9 P ® 20H: ® r 5 62} 0 ARE. 

«“ e " « « 2500 " n ar 3000 " 

« H hy t nr 3000 # " m 4000 Li 

" u il " Ir 4000 " # u 5000 " 

ee a. 000: Erants;:" 


Zu diesen Artikel licgt ein Antrag des Herrn Kratz bvor, 
der wie Zolgt 


lautet : 
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Zu Artikel XXVI wird beantra;t, hinter K zu setzen: 


Klasse K von nehr nls 50:'0.-Fres. bis zu 6000.- Frcs. 
" E t ON " ES Sic ME. 
" M * " A 015 
fünscht jemand das ‚iort zu lem Antrag ? Es ist nicht der 
Fall. ‚ir stinen ab. ‚ler den Artikel XXVI der angel. 
vorlage einschliesslich des Zusatzantra;es annehmen will, 
möge sitzen bleiben. Es erhebt sich niemand. Ich stelle 


somit die einstimnige Annahme des Artikel XYVI einschl. 
des Zusatzes mit 27 Stimmen Test. 


Wir kommen jetzt zu Artikel XXVII,welcher lautet : 
Artikel XXVII 
Höhe der Beiträge. 


Der $ 173 erhält folgende Banane s 
Der lionatsbeitrag beträgt bis auf weiteres : 


v E ” 
fr u u £ nd - - n 2 P - et Zr az - — 2 Er Z 
m PD TEE LEE > - Ba a a nn una u nd nass 


in behaltsklasse : ee .. a Fres. 
a er ; 

" " a ER 4,80 “ 

n ' DR Re 6.80" 

" " ee N 9,60 n 

" " a SER f 49.00: ® 
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Zur Deckung der bereits festgestellten Leistungen 
und bersits erworbenen Ansprüche,welche nach Inkrafttre- 


ten dieser Verordnung in Frangs ausgezahlt werden wird zu ; BJ 
den Monatsbeiträgen ein Zuschlag erhoben,welcher bis auf R 
weiteres beträgt : ” : ! 
in Gehalsklasse A .....:.... 0,10 F„c8. R 

; i Be Ve Zu 

- NET 230 ” \ 

r N a 5 1 

" " ee ER or # N 

" " I 1,50 n | 

R : RE N ä | 

" ‘ BE 2.00 * D 

h u a Ba er 
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Zu „iesem Artikel XXVII liegt ein Antrag vor, die Höhe 
derBeiträge in gleicher Weise zu setzen unter 
R. = 03,20 Frods 
1299 9° 
M = 46,40 _" | 
bei den 10 % Zuschlägen entsprechend zuzusetzen L = 4.-Frcs. 
M = 4,60 
Wir stimmen ab. Wer für den Artikel XVII, der Regierungs- 
vorlage plus dem Zusatzantrag ist, möge sitzen bleiben. 
Es erhebt sich niemand. Ich stelle fest, dass der Artikel 
einschl. 
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einschl; des Zusatzes einstimmig mit 27 Stimmen ange- 134 


nommen ist. 
Das Wort hat der Abgeordnete Karius ! 


Mitglied Karius (Z2.) : Ich wollte noch auf den $ 26 wegen der 
TWanderversicherung zurückkommen. Ich verweise auf die 
der Angestellten-Versicherung Unterstehenden,die von 
hier nach dem Reich verziehan und umgekehrt, die vom 
Reich nach hier kommen. Vielleicht kann der Herr Ver- 
treter der Regierungskommission Auskunft geben,wie er 
sich die Art der Verrechnung denkt und nach diesem neu- 
en Gesetz erfolgen soll. Ich meine nur die Angestellten- 
renten. 


Vorsitzender : Herr Karius, was die gesprochen haben, gehört 
nicht in die Vorlage. Esis!t nur cine Anregung für die 
Regierung. 

Mitglied Karius : Ja, es soll nur eine Anregung bed.uten. 


EURABSREnCOE : Wir kommen nun zu Artikel XXVIII, welcher 
autet > 


in der Fassung des Gesetzes vom 20.Dezember 1911. 


Anlegung des Vermögens. 


Der Absatz 2 des $ 220 und der $ 226 wird aul- 
gehoben. Anträge zu diesum Artikel liegen nicht vor.lir 
Stimmen ab. Wer für die Fassung des Artikel XXVIII der 
Regierungsvorlage ist, möge sitzen bleiben. Es erhebt 
sich niemand. Ich stelle somit die ie Fe Annahme 
des Artikel XXIII mit 27 Stimmen fest. Nir Kommen jetzt 
zu Artikel XXIX,welcher lautet : 


Teil 2 


Berechnung der Leistungen. _ 
Artikel XXIX 


Die bei Inkrafttreten dieser Verordnung für Be- 
rechtigte,bereits festgesetzten Leisvwungen werden unter 
Anwendung des Artikel XYIV in derselben Höhe in Francs 
ausgezahlt als ihre PAXSERHINE s.2t. auf Grund des $ 28 
V.G.f.A. ergeben hat, ohne Zulagen und Teuerungszuschlä- 


80° 


II. Bei “estsetzung neuer Leistungen nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung erhalten dic Berechtigten unter ın- 
wendung des Artikel XXVI für die geleisteten Beiträgs 

in Mark soviel Ruhegeld in Francs,al: die Berechnung 
rach 8 55 V.G.f.A. ergibt. Hierzu tritt noch der Teil 
des Ruhegeldes, auf den der Berechtigte auf Grund seiner 
. x DE TERBER j 

in Franxs geleisteten Beiträge nach $ 55 Anspruch hat. 


Zu dissenm Artikel wird beantragt,einen \bsatz 3 einzu- 
% fu 4 
schalten, der wie folgt lautet ; 


" Zu jeder aus der Versicherunzsanstalt für 
Angestellte 
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DH. Ale 


Angestellte des Sı-rgsbietes auszuzahle. de Ren- | 
te gewährt die Landeskasse 2.5 Zuschuss des f 
Sarrgebietes einen festen jährlichen Zuschuss | 


Wir stimmen ab. Ver für den Artikel XIX ist, mit dem 


Zusatiantrag. möge sitzen bleiben, bs erhebt sich nie- j 
mand. Ich stelle die einstimmge Annahme des Artikels ji 
fast. 27 Stimmen dafür: Ge 
ir kormen zu Artikel XXT, welcher lautet : E 
Artikel XIX ; 

Ki 


Der Präsident ler Regierungskomissiom wird als 
Regierungskommissar Tür Sozialversicherung eymächtigt, 
die in dieser Veroränung festgesetzten Geldbeträge 
nach Anrörsn der Vorsicherunssträger zu erhöhen Oder zu 
ermässigen. und die ZU dieser Verordnung erforderlichen 


Ausführungs- bezw. Uebergangsbestirmungen zu erlassen. 


er m a 
FACHEIEEEN IE 


. EN ER re 
Sea Sm De Te En De m I 
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Zu diesen Artikel liegt ein Antıaz vor,den Artikel so 
> P) 


zu fassen > 
i 

Artikel XXX f} 

F 

Ueber die Umrechnung Jer Renten und Leistungen 4 

auf Grund dieser Verorinung ist den Berechtigten von ” 


dem Versicherungsträger ein besründeter Bescheid zu er- 
telien; 


- . 
u 
We Ei 


Gegen die Entscheidung des Versicherungsträgers = 
ist binnen einen Monat nack. Zustellung Einspruch an das B- 
Oberrersicherun, samt (Beschlusekamner) Be Ueber 4 
den Binspruch sntscheidet dasjenige Obersersicherungs- = 
amt,welches für die Berufung gegen den Endbescheid des ae 
Versicherungsträgers zuständig wärs. Das Überversiche: . ki 


rungsamt entscheidet enäeültig. Der $ 1693 der Reichs- " 
versicherungsordnung gilt entsprechend. u 
4 * r .. ” N 
ir stimen ab, Wer Tür die vorgeschlagene Fassung des “ DJ 
Artikel X ist, möge sitzen bleiben, Rs erhebt sich EN 
niemand. Ich stelle die einstinnige Annahme mit 27 a 
Stimmen fest. in 
E: Q 
. . - - ki, 
Mir kommen jetzt zu Artikel XXXI, welcher lautet ; hi > 
A ge. a rag! % ai 
Artikel XXI % 
Diese Verordnung tritt in.Kralt, “a N) 
Das Wort hat der Abgeordnete Karius. A 
Mitglied Karius (6.) 2 Ich seantrage, dass gesetzi wird " 
"nach Anhörüng der gewählten Vertreter der Bevälkerung". % 
Vorsitzenier ; Wer für diesen Antrag ist, möge sitzen blei- '“ 
ben. Es erhebt sich n&enand,der Antrag Ist somit einstir “ 
mig mit 27 Stinmen angenornen« Mi 
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Das Wort hat der Abgeordnete Ringle. 
Mitglied Ringle (Soz.) : Ich uöchte veranlassen, dass Sie 
hre Zustinung zu unserem Antrag geben, dass in den 
Ausführungsbestimmungen Richtlinien festgelegt werden. 
Es könnten Fälle entstehen, und wir haben heute tat- 
sächlich noch Krankheitsfälle zu verzeichnen,wo die 
Versicherten 1500.- fl täglich erhalten. 


Vorsi‘szender : Das Wort hat der Abgeordnete Karius« 


Mitglied Karius (Z.) : Tas Ringlie anregt, ist in der Kon- \ 
mission schon erwähnt worden und soll uf den Wege 
der Selbstverwaltung ;reschehen. 


Hoffmann : Wir haben in Artikel XVII einen Antrag über- 
sprungen, über den Grundbetrag. "ir habe. beantragt, 
der Grundbetrag für alle Lihuieinenen beträgt 100 .- Frces. 

Ich habe in neiner Rede 200.- Frces. gefordert. Nachden 
die Währungsfrage sehr skark in die Erscheinung treten 
wird und in der Kommission schon die hohen Beiträge 

in Erwägung gezogen wurden, nehne ich an,dass der 
Grundbetrag auf 100.- Fres. festrelest werden kann, 
ohne dass eine Beitragserhöhung Platz greifen muss. | 
Daraum glaube ich sagen zu sollen, wenn in der Vor- | 
kriesszeit der niedrigste Satz schon 60 M und der 
höckste Satz_160 Sl gewesen ist, werden nach meinen 
Defürhal ten 100.- Frces. als Grundlohn durchaus nicht 
zu hoch sein. 

Ich habe des Weiteren noch einen Antran eingc» 
bracht, der auch übersprungen worden ist. Er läutet : 
“a2. AD8.2. Rs. Soll anstelle " ein Drittel " ge- 
setzt werden " die Hälfte ". Die Herren werden ja 
Bescheid wissen, dass in der Angestelltenversidherung 
die Invalidität festzelest. ist, wenn die Hälfte der 
Erwerbsunfähiekeit aufzuweisen ist. Wir stehen auf u 
dem Standpunkt, dass auch in der Invalidenversicherung | 
dieserPassus ein-eführt werden müsste, und ich bin | 
der Auffassung, der Landesrat wolle diesen Antrag be- | 
schliessen, dsmit auch die Regierungskommission ihn 
umändern kaın. 

Des Weiteren, in $ 1257 ist festgelegt, dass 
Altersrente »ewährt wird vom 65. Lebensjahre ab. Wir | 
stehen auf dem Standpunkt, dass auch hier eine Aenderung j 
eintreten könnte und das 60. Lebensjahr festzulegen wä- 
re. Ich nöchte da vielleicht der Regierungskommission 
nitgeben, man kann auch hier einmal in der deutschen ra 
Gesetzgebung, um Gen betr. Sozialrentnern zu helfen, 
einen a suptand der deutschen Beseszgebung gegen- \ 
über schaffen. Man hat es js in der Desoldungsordnung j 
fertigbrinsen können. und wird es auch besonders, da 
die Regierungskounsssion sich ja sehr viel für die 
Bietellung der Wähmng in Franken und für die Erhöhung ; 
der Renten interessiert, nach weinen Dafürhalten auch 
nözlich sein, hier einzchne fortschrittliche Abände- | 
rungen durchsetzen zu können, 


ee een 
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Vorsitzedier ; Das Wort hat der Herr Abgeordnete Karius. 


Karius : M 
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Karius :» has lie Erhöhun;: des Grundbetrages von 50.- Frcs. 
auf 100.-Fres. anzeht, so wird man den ohne Bedenken 
zustirmien können, wenn nicht damit der zanze techni- 
sche Aufbnu über den Haufen zeworfen wird. Es müsste 
since Neuberechnunz der Beiträge erfolgen, eine tech- 
nische Unrechnung ‚äre notwendig» Grundsätzlich stin- 
son.wir den Antrng zu. 

Aber dann konnt das zweite, die Abänderung 
des $ 1257 Absatz 2 R.V.0. Es ist technisch nicht 
nöglich, weil wir die Reichsversicherungsordnung hier 
-ür das Saargebiet nicht abändern können ohne £gleich- 
zeitige Abänderungen auch in deutschen Reich,weil 
aie Träger des deutschen Reiches neines Erachtens 
such hier in Saargebiet infrage kounen. Man kann 
keine Berufisinvaliditätsgrenze, wo beide Versicherungs- 
träger leisten sollen, verschieden festsetzen für das 
Sasrgebiet und auch drüben imReich. Die Folge wäre, 
dass z.B. Renten nicht unter den gleichen Voraussetzun. 
sen beansprucht werd n können wıe drüben im Reich. 
olche Anträge kann man nur von der Hauptgesetzgebung 
aus prüfen, ist auch schon nehrnals geschehen. Solche 
Anträge sind eine Frage der Belastung. Wenn die Mit- 
tel aufzubringen sind, ist die Frage der Herabsetzung 
der Berufsgrenze auf 50 % sehr leicht möglich. Äber 
wir können es in Saargebiet nicht machen; dem stehen 
technische Schwierirkeiten entge:sen. 





Vorsitzender ; Ich lasse abstimmen, falls keine Vllortmeldungen 
nehr vorlie-en,. Zunächst über den ersten Äntrag des 
Herrn Hoffmann, weicher lautet : 
" der Grundbetrag für alle Lohnklassen beträgt 100. - 
Fres." Wer für den Antrag ist, nöge sitzen bleiben.- 
Einstirmig angenonnen. 


Der zweite Antrag Lautet : 
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" Wir beantragen, dass in $ 1255 Absatz 2 anstelle 
von "einen Drittel" " die Hälfte " gesetzt wird." 


Der dritte Antrag lautet ; 


" Wir beantragen,dass der $ 1257 lautet :; Altersrente 
erhält der Versicherte vom vollendeten 60. Lebensjahre | 
en,auch wenn er noch nicht Invalide ist." 


W Prog 


Das Wort hat der Herr Abgeordnete Karius,. ; 


Karius ; Ich bedauere, dass hier Anträge gestellt werden ohne 
Sachkenntnis. Ich kann nicht verstehen,dass nan hier 
it Anträgen konnt ‚denen schon längst stattgegeben ist. 

. a E, “ ! AN ER an + V \ Mr “ 5 
ruf: Sehr richtig !) dass gerade ein Vertreter des 
r2baus es tut, 
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Vorsitzender :.Herr Hoffmann, ziehen Sie denn Ihren Antrag 
zurück ? 


Hoffrann : Wenn das hier eingeführt ıst, ziehe ich neinen 
Antre? zurück: 


Vorsitzenler: 





RER u 


Vorsitzender : Das ort hat der Herr Abgeordnete Reinhard. 


Reinhard : Damit ist der Antrag nicht gefallen,der zu glei- 
cher Zeit hier gestellt war, dass die Grenze der In- 
validenversichorung anstelle von zwei Drittel auf 
50 % herabgesetzt wird, Darüber ist noch nicht abge- 


Vorsitzender : Herr Karius, stimmen Sie dem Vorschlag des 
TT raNEE, Ä 
Herrn Reinhard zu ? > 

Xarius : Grundsätzlich sind wir dafür, aber technisch ist 


es undurcaführbar. 


Vorsitzender : Sie stimmen also dafür, unter der Voraus- 
setzung, dass es technisch durchführbar ist. 


Das Wort hat der Herr Abgeordnete Reinhard. 


Reinhard : Kerr Karius stellt süch auf den Standpunkt, es 
ist technisch nicht durchführbar, weil er glaubt, zu- 
Syst müsste die Reichsversicherungsordnung im deut- 
schen Reich geändert sein.( Zurüß : Sehr richtig !) 
Ich glaube, in abschbarer Zeit geht auch das Reich 
dazu über, das einzuführen. 


Vorsitzceneder : Das Wort hat der Herr Abgeordnete Karius; 


Karius : Es ist wirklich zwecklos, hier etwas zu beginnen, 
was technisch einfach undurchführbar ist. Bringen Sie 
uns doch keine Vorschläge nus Russland. 


Vorsitzender : Wer für diesen Antrag ist, im Falle die Mög- 
lichkeit bestcht, ihm überhaupt durchzusetzen bei 
der gesstzgebenden Körperscha t, bei der Regierungs- 
kommission, der möge sitzen bleiben. | 


Der Antrag ist sinstimnig angenommen. 
Das #or; hat der Herr Abgeordnete Reinhard. 


Reinhard : Ich haba noch cine Anfrage zu richten an die 
Regieringskonniss ion. In der Konmissionsberatung. bei 
dcr Unfallrersicherung habe ich den Antrag gestellt, 
dass Ass Gesetz in Buzug auf die Beantenversicherung 
der Stantste amten von 1901, 17. Juni, eine Aenderung 
erfährt insofern, dıss diese Versicherung auch auf 
die kommunalen Beanten und Angestellten ausgedehnt 
wird. Ich frage, was dic Regierungskonnission da zu 
tun gedenkt ?7 


u 2 : Das Nort hat der Herr Staatskomissar Dr. 
icsch. | 


Staatskaumissar Dr. Lissch : Die Aenderung „ ist auch in 
der Kommissionssitzung zugesagt worden. Ian will der 
Frage nähertreten. 


Vorsitzendar : 
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Vorsitzender: Also Herr Reinharät, der Frage wird näher- 
getreten, 


"jr kommen nun weiter. - Das \lort hat der Herr 

Abgeordnete Hofimann- 

Hoffmann: (S.P.) Jch habe einen Antrag eingebracht, der lau- 
tet folgendermaßen: 


" Der Landesrat wolle beschließen: Die 
Regierungskonmmission wird ersucht, die 
Unterstützungssätze in der Arbeitslosen- 
fürsorge ‘den Teuerungsverhältnissen ent- 
sprechend zu erhöhen; des weiteren die 
Schaffung eines. Brwerbslosenversicherungs- 
gesetzes für das Saargsbiet in Angriff zu 
nehmen. " 

| Jch bitte, der Regierungskormmission diesen An- 
Se zu unterbreit cn, und der Landesrat wolle seine 
Zustimmung dazu geben. 





Vorsitzender: Das "ort hat der Herr iübgsord"= "e Betz. 


Mitglied Betz: (Soz.) Meine Damen und Herren! Eine Angele- 
enheit von einer arbeitsrechtlichen Bedeutung, die 
eshalb nach meinem Dafürhalten durchaus in den Rah- 

nen der heutigen Tagesordnung gehört, ist folgende: 


Die Regierungskomnission,. (Abt.Oeffentliche 
Arbeiten) hat in den letzten Tagen an die Beanten- und 
krbeiterausschüsse der Eisenbahnverwaltung das An- 
sinnen gestellt, bei de: in Bälde zu erwartenden 
Beilegung des Bergarbeiterstresiks die Risenbainzüge 
über die Saarlandgrenze hinauszuführen, Durch dieses 
Ansinnen kommen Gle Beanten in eine waußeroraentlich 

rekäre Situation hinein. Es ist verständlich, wenn 

ie Grubenverwaiiung den "unsch hat, den Bergarbei- 
tern, die eußerhalb des Seargebietes wohnen, Gelegen» 
heit zu geben, zu ihrer Arbsitsstätte und zurück Tah- 
ren zu. können. Es darf aber andererseits nicht ver- 
gessen werden, daß die Gewalt der Regierungskommission 
en den Grenzen des Saargebietes aufhört. :s darf fer- 9 
ner nient vergessen werden, da3 die aeutschen Hisen- 
bahnbeariten und Arbeiter in Streik stehen, weil die 
französische . Militärrerwaltung die Eisen- 
bahnetrecen militarisiert hat. Hs enisteht somit 
eine Schwierige Situation, wenn ein dsrartiges An- 
sinnen an die Eisenbambediensteten gestallt wird» 
Die Beanıten sind von der Reichsregiserung dar Regie- 
rungskommission des Saargebietes für 15 Tahre zur 
Yerlügung gestellt, sie sina also beurlaubt, Sie 
naben der Reeisrungskomission den Treueid zeschw- 
ren, aber ‘etwas derartiges kann men nicht. von ihnen 
verlampen. -Bs bestent vielleicht die Möglichkeit, 
daß, wenn sich Jie Regierungskommission narh Ba le-- 
gung des Bergarbeiterstreiks, oder euch jetzt schon, . 
mit der Reichsregierung vazw. Reichseisenbahnvervwaliung 
ins Benehmen setzt, auf diese Art und Teise eine ir 


1 
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beiderseitigen Jnteresse liegende Vereinbarung er- 
reicht werden kann. 
‘ch bitte daher den Herrn Staatskornissar, 
sich nit disser Angelegenheit zu borassen und in. 
| giner der 
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der nächsten Si .zungen den „ ndesrat zu infornieren, 
on die Kegierun; ‚skommission die von nir erwähnte Mass- 
nahne tatsächlich beabsichtigt und ob die Repierun.'s- 
kosrission auch berücksichtizt hat, welche weittraren- 
den Folsen diese Massnahme für jeden Beanten, für die 
BRRLerungekonmlagton und. für die tolluns des Saarıre- 
bie 5 Glan 








Vorsitzender : Das Wort hat der Herr Sta. tskormissar Dr. 
Tiesch. Ä 


Staatskomnissar Dr. Liesch : Ich kann keine Stellung dazu 
nehmen, weil diese Angelerenheit nicht it der Te; 'e8- 
ordnunz in Verbindun; steht. 


Vorsitzender : Das Wort hat der Abgeordnete Kiefer. 


Mitglied Kiefer (Zir.) ; Meine Danen und Herren ! fir be - 
dauern ss ausserordentlich,dass der Abzeorängte Betz 
eine wichtige „Frage Zar Spracıe Zebnacht h: 
ohne sich nit uzs in Verbinlung zu setzen. (Sehr richtig 
pie ! "ragc ist nicht von heute und gestern, sie A a 
tigt uns seit einiger Zeit und nacnt den Panzen ean- 
ven und gewählten Vertretswn der Berölkerun: die zrösste 
Sorge» Wir können nur folsendes zun Ausdruck bringen 
und es wäre gut, wenn eins Giesbezügliche zeneinsane 
Rrklärun obzezeben würds, dass die "Re rierun ‚sskonrmission 
vorprlichtet ‘ist, in die ser Fra ge strikte Neutratität 

„u. wanren. Sie soll es sich zehnnel überlegen, ehe sie 
deutschen ”°e santen den Auftras gibt, ihren ameraden 
in Rhoinland in an Macker ZU Fallen. (Sehr richtiz?!) 

55 Könnte von grösster Trn;zmeite sein, wenn die deutschen 
beanten ezwungen würden, Ins besatzta „ebiet zu fahren, 
wo ihr Beruf fskollegen : en schwere ten Bedrückungen und 
Ausweisungen unterwerfen sind. (Pfuit) Bine Rerierungs- ; 
konmission, Cie das Wohl der Bevölkerung als oberstes i 
Gesetz gelsen \assen will, unc lie das Saargebiet zu i 
treuen Händen verwalten sc oil, derf sich niennls dazu 
hergeben. 

Wir tragen die Hoffnung ir. uns, dass die Re- 
gierungskormission diesen Soanten, die ihr treue Dien- 
ste leisten, disse Schnach un) Schande nicht antun 
re cm. s zagen iare deutschen Kameraden zu tun. 

Brevo!) 


eure 


Vorsitzender 2 Ich zlaube, Cer Herr Staatskonnissar hat ’ 
das Richtize | ‚stroffen. wenn er sagt, es wäre | ruRr,wenn F 
ein geneinssuer Schritt der Parteien bei der Repie- B 
rungskzommission stattfinden würde. ‚Wir sehen durch die | 
Erörterung, velehe stattgefunden hat, dass es doch besser 
ist, wenn wir uns vorher über diese Angele;renheiten 
I ins Benehmen setzen. (Zuruf : Bohr richtig!) 
s soll das kein Vorwurf für Herrn Betz sein, denn er 
würde SHENFOZUT für die Farteiirounde, äes Herm Levacher 
zelten. Winscht noch jemand das Wort ? - Das Wort hat 


der Herr Abgeoränete Dr.v.Vorelius. 


"Proz 





© 


De ayssane °e. Auch wir bedauern sehr. dass dic sozial- 
demokratische Fraktion sich nit uns vorher nicht in 
Verbindung gesghzt het. Die Frage beschäftigt auch uns 
seit länger er Zeit. Wir schliessen uns den Ausführunz ven 
der beiüen Nedner vo ‚llinhsltlick an. ir nöchten die 

Resierun;rskormission 
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Regierun;zskomnission drinzend bitten, stren, ‚ste Neu- 
tralität zu ‚ahren. fir haben nicht en Fin lruck, 
dASS Nie Rerierun’skonmission diese Neutralität irmer 
wanrt: das Beweis“ der Fa’! Frantzon. ıber wir hoffen, 
ASS in diesen Falle 3bsoLute Neutralität -‘ewahrt wird 
und können anerkennen, dass die Regierun,sko:. ission 
Sasher Neutralität gewahrt hat. ir verrissen ® er 
lass die Regierun;’skornission es bisher nicht fertiz- 
sebracht he ot, einen Zugverkehr und einen »ererelten 
Bisenbahnverkehr nach den unbesetzten Gebiet auszu- 
gestalten, und ir z.auben, dass die Möglichkeit da- 
zu gegeben gewesen a wenn lie Regierungskommnission 
sich an der “dortisen Stelle einzesetzt hätt. 


Vorsitzender : Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schnoll, 


an. Wir wünschen, Ass hier in Sa rzebiet in dieser 
Fraxe stzengste Neutralität ewahrt werde. Tir sehen 
nieht cin, dass die Beanten Aer Bisenbahn ihren Brü- 
dem an Rhein in dies schweren Konflikte so ohne 
lieiteres in den Rücken fallen sollen. 


Schrioll (H.u.L.) ; Auch wir schliessen uns den Vorrednern 


Vorsitzender ; Ras Wort hat der Herr Abzreordnete Horrans, 
Hoffnam (Soz2.) : Ich wol lte angefragt haben über den An- 
trag zur Erhöhung der Arbeitslosensätze usw, Es soll- 
ve noch angestirrit werden.Dazu haben wir noch Anträge 
über das Betriehsrätegosetz, de ja bekanntlich die 
jiberale Volkspartei Auch auf den Standpunkt der Ein- 
iührung steht, #s wird heu&e notwendig sein, dass 
wir auch dissen Antrag der Regierung:skomission unter- 
breiten; des weiteren "iber das Schlichtungswesen. . 
Ich bitte "Sie alle darın, stinnen Sie diesen Anträgen 
zu, danit die Regierungskörmission sehen kann, was 
der Landesrat will. 


Vorsitzender : Das Kort hat der Kerr Abzeordaete Dr.Scheuer. 


re Verne 


Dr. Scheuer (D.P.) : Der Antrag des Herrn Betz von der so- 
zialdernokratischen Partei ist so wichtig; „erade wenn 
nan ihn ne überlegt, kamn es gar keine 'andere Ent- 
scheidung & eben, ale dass die Re Zierungskomnission 
in diesen Fal le strengste Neutralität wahrt. Das ist 
eine Meinung. 


Vorsitzencer : Betrachten Sie das, was Cie Regierungskon- 
nissio 2 in dieser Sache tut, auch nit dieser tuhe, 
wiees Herr Dr. Scheuer vorretra;:en hat, 

Das Tort hat der Herr Abgeord Inete Reinhard. 


N pwZ 


Reinhard (Komm.) : Wir wissen doch genz zenau, dass die Re- 
hen skormission sich nicht bitten lässt. "enn die 
egierungskonission das verlangt, denn muss die ge- 
santo Arbeiterschaft auf den Pkan gerufen werden, durch 
ee re zu zeigen. dass sie nun Joch nicht. 119 
hen kenn, as sie will: 


© 





err Reinhard, der Landesrat ist nicht da- 
Arbeiterscehait zu WON SERHTENE EN 
| \ ch 


Vorsitzencer H 
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Ich rıfe Sie deshalb zur Orinung! (Iachen und Heiter- 


keit.) 


Vorsitzender : Das \iort hat der „bgeordnete Hoff..ann, 


Hoffmann (Soz.) : 
1.) 


24 


3.) 


4.) 


‘ir haben fol;rende anträge zu stellen: 


Der Landesrat wolle beschliessen, lie _Re- 
sjerun,sskommission wir! ersucht, den Lan- 
desrat das deutsche Betriebsräte ,seset 

zur Zinführunz in Sa ırsebiet,zur Bezur- 
achtung vorzulegen. 

Der Landesrat wol&e beschliessen, die Re- 
sjerun»skormission wir! ersucht das saa T- 
Tändische Schlichtunsswesen nach der deut- 
schen Schlichtungszesetz auszubauen und 
Aerı Landesrat einen diesbezüglichen Ent- 
wurf in der nächsten Zeit zur Begutachtung 
vorzulegen. 


Der Landesrat wolle beschliessen, die 
Regierungskoruission wird ersucht, bei Neu- 
einstellung von Gewerbeinspektoren, Bau- 
kontrolleuren und Bergrevierbeanten auch 
Arbeitnehuer zu berücksichti:en, 


Der Landesrat wolle beschliessen, die 
Rerierunsskomission wird ersucht, die 
Unterstützungssätze in der Arbeitslosen- 
fürsorge den Teuerungsverhältnissen ent- 
sprechend zu erhöhen und in Franken fest- 
zulegen. Des Weiteren die Schaffung eines 
Erwerbslosenversicherungsgesetzes für 

das Saargebiet in Angriff zu nehnen. 


Vorsitzender : Das sind alles Fragen die in den Komissions- 
sitzungen sehr oft besprochen worden sind. Abstin- 


nen lassen 


kann ich nicht, weil sie nicht auf der 


Tagesordnung stehen. 
Wir wären an Schlusse unserer Verhandlung AN 


elangt. Der weitere Punkt der FaraRoreHumg betrifft 


ie Währungsfrage. Die Zeit ist a 


lerdings etwas vor- 


gerückt. Diese Frage wollen wir in der Nachnittags- 
sitzung beginnen. 


Das Wort hat der Abgeordnete Levacher. 


Levacher (Ztr,) : 


Ich möchte das Gutachten verlesen. 


Gutachten der Zentrumsfraktion zu 


1. der Verordnung betr, Einführung des Gesetzes über 
Aenderungen der R.V.O. vom 2l« uli 1922 (RGBI4S 694) 


>, der Terordnungbetr. Aenderung des Versiche gge- 
setzes für Angestellte und der R.V.O. vom 10,No- 


vember 1922 (RGBL.Nr.76/1922.) 





In 


—— 
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3. der Verordnung betr. Un:tellung der Soziälversi= 
cherung in Trancs. 


Zur 1. Verordnung beamtragt die Fraktion in.der . 
Einleitung hinter $ 19 einzuschalten " und $ 3% 
Im übrigen stimmt sie der Vorlage zu, wie auch 
dem Kommissionsäntrag, das Gesetz rückwirkend | 
zu gemselben Termin wie im Reiche in Kraft treten 
zu Lassen» | | 


Zur 2. Verordnung betr, Aenderung des. Versicherungs- 
gesetzes für Angestellte der R:V.0. vom 10. No- 
venber 1922 unterstützt die Fraktion den Kommis- 
sionsantrag,den $ 1613 Absatz 2 der R.V.O. u 
übernehmen. Im übrigen stinmt düe Fraktion'dem 
Verordnungsentwurf zu und spricht die dringende 
Erwartung aus, dass der Regierungskomissar für 
Sozialversicherung die bis jetzt nach $ 1 Abs.4 
des VeGe2.A. vom Reichsarbeitsminister näher be- 
ee RarzEpruppen duo Sins ah pe | 
oder in den Ausführungsbestimmungen als angestell- 


tenversicherungspflichtig auch für das Saargebiet 
bezeichnet. 


Die 3. Verordnung betr. Umstellung der Sozialver- 
sicherung in Frances ist däe Folge des erweiterten 
Francumlaufes und der Tatsache, dass 4/5 der 
Arbeitnehmer ihre ee ni erhalten, 
die restlichen Betriebe in der Umstellung auf den 
Franken begriffen sind. Die Zentrumsfraktion stimmt 
ohne Rücksicht auf ihre Stellung zur am 
aus Zweckmässigkeitsgründen der Vorlage vorbehalt- 
lich nachfolgenden Abänderungsanträgen zu : 


Artikel. 4 Krankenversicherung 


In den Ziffern I,II und III ist zu setzen 

statt 8000.- Fres. " 10000.- Fres." Die Grenze 

von 8000.- "rcs, entsprich# in keiner Weise den 
heutiger wirtschaftlichen Verhältnissen, da das 
Jahresarbeitsverdienst bei einer grossen Zahl 
Arbeitnehmer hsute schon höher ist und bei den- 
selben Freisen wie in Lothringen erwachsene _ 
Arbeitnehmer, insbesondere Familienväter mit vielen 
Kindern sehr bald in grosser Masse der Kranken- 
versicherungspflicht nicht mehr unterliegen wür- 
den, Dem Artikel 5 stimmt die Zentrunsfraktion 

in der Fassung des Entwurfes zu und bittet die 
Regierungskommission, den Krankenkassen den Ueber- 
gan auf.die Frankenbasis dadurch zu erleichtern, 
ass ihnen eine Frist von 4 Wochen nach Inkraft- 
vwreten des Gesetzes bis zur Gewährung von Leistungen 
in Franken zugestanden wird. 


SAyog ayasıydmubousgs Warnıg400s HT 
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Artikel 6 Wochennilfe und Familienhilfe. 


' Zu Ziizer V beantragt die Fraktion in 
$ 1958, Abs.1, Ziffer 2 die Worte "zweihundertfünf- 
zig Mari" nicht durch die Torte "fünfundzwanzig 
Frances" sondam * fünfzig Frances" zu ersetzen 
da die Entbindungskosten für die Hebamme allein 
schon 


——t an 
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schon 90.- Fres, betragen. 
? Weiter wird beantragt,den Absatz 4 zu streichen, 
weicher die Aufhebung des $ 05a Absatz 4 vorsieht. 


Zu Artikel _9 Berechnung der Unfallrente. 


Es wird beantragt in den Ziffern I1,II,III zu 
etzen stats "zweitausendvierhundert Franken" "vier- 
ausendfünfhundert Franken" ,„ da bei der in Verordnungs- 
entwurf vorgesehenen niedrigen Drittlungsgrenzen der 
ursprüngliche Zweck der Unfällrente nicht erreicht 
wird. 


5 
t 


zu Artikei 15 beantragt die Fraktion zu den 33 564,565 
und 566 der Kk.V.O.,dass in den Fällen, in denen der 
Verletzte noch kein volles Jahr in Betriebe beschäftigt 
war. der Lohn für Cio fehlende Zahl von Arbeitstagen, 
tür die sine Frankenentlohnung nicht stattfand, der 
durekschnittliche Verdienst in Franken eingesetzt wird. 


Artikel 15 wird Streichung beantragt. 
Zu Artikel !6 Invalidenversicherung. 


Als Ziffer I ist einzuschalten: 

Der $ 1285 erhält folgende Fassung: 
Der Zuschuss des Saergebietes beträgt jährlich zwei- 
hundert Franss für jede Invaliden-,Alters-, Witwen- 
und Witwerrente und 1l00.- Francs für jede Taisenrente. 

Die foisenden Ziffern des Artikels 16 werden 
entsprechend geändert. 


Artikel 24 wird Streichung beantragt. 
Artikei 25 _ Versicherun’spilichtgrenze. 


| Ks wird beantragt, die Een pa a Pe age 
Br men. Fres, Jahresarbeitsverdienst festzu- 
setzen. 


Artikel 26 _ Gehaltsklassen. wird beantragt zu sctzen: 


Klasse X von mehr als 5000 Fres bis zu 6000 Frcs. 
NW % “I ny [at h Ü 0 0 N | ® 9 7 0) Ö © n 
® Mi. ® y a 318 2 | 


hrtikel 27 Beiträge wird beantragt unter 


K hinzuzusetzen; 
In Gehaltsklasse L »>:....... 39,80 Fres. 
e Marian.” 
desglaichen bei den Zuschlägen: 
In Gehaktsklasse L ..:+:....+ : .4.- Frds. 
® N RER 0. 


Im Artikel 23 wird ein zweiter Absatz beantragt nit 

folgenden Wortiaut: Die Landeskasse des Sanrgebietes 

gewährt zu isden aus der Versicherungsanstalt für in- 

gestellte des Saargobietes zu zahlendes Ruhegehalt 
einen 


Borrzuen 4 a en t nn 
I VRR Eee UNE SA Be 
ER EN U ET 2 
\ AT hi * 
c R nr* 


\ 
IN; ee 
ri vr. ran ER Pr y r ER a 4 ( u AR $ „ J \ 
"u, ? a len : 3 EN ED a 
Pu / a Ür 9 UBER; Ba TER EIERN , 


Saymag oyasıydmaBauafs varznıgons 7 


> FR u : ba Sa rt 


" PuoZ 








BR". lorR 


sinen Zuschuss von 100°- Fres. jährlich, 

ie Zentrunsfraktion beantrast weiter zur Ver- 
vollssändigung und Verbosserung ler vorlie ‘enden Gesotz- 
eniwürfe baldi.:st das Reichszesstz von 27.3, ‚ dag 2.9. 
dia braaltung ‚cistun:sfähiser Krankenkassen bezweckt, 
zur Begutachtung vorzulegen und ebenso einen den leut 
schen Reichstgg vorliesenden Gesetzentwurf nach seinen 
Inkrafttreten, welcher eine freiere zwecknässirrere 
Anlegung des Vermögens der Versichern ‘sträger auch 
zu Sachwerten vestattet, 


Vorsit 
‚a 


A 


zender : Sie haben das Gutachten der Zsntrunsfraktion 
hört. Wer schliesst sich den Gutachten an ? 


Mit allen Stimmen des Zentruns und den Stimmen 

Ger zwei. Vert#weter ler 
Mitglied Hoffmann (Soz.) s "ir stirmen den Gutachten zu 
nit unseren weitergehenden Aen derunzen, 


Mitglied Schnelzer (L.V.) : i 


H x f stirnmen auch den Gutachten 
ZU, halten jedoch unsere Abänderungsanträge aufrecht. 


Mitglied Dr. Scheuer (D.P.) : 


Ich schliesse nich der Erklä - 
run an. 


Mitglied Reinharä (Komn.) - Yir schliessen uns dem Gutachten 


an mit den weitergehenden aenderun;ren der sozialdeno- 
xretischen Fraktion, | 


Schluss der Sitzung-] Uhr mittags. 
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Im 3 Uhr eröffnete der Vorsitzende die Sitzung. 


zender: "ir treten in die Besprechung des Entwurfes einer > 
"Verordnung betr. die gesetzliche "ährung im Saargebiet 


eine Das "ort hat der Herr Staatskomissar Dr.G.. 
Liesch- 





ee‘ 


dem Sinne, daß der bis heute bestehende Mährungsdualis- 
mus abgeschafft werden soll, un demSyvstem einer einzi- 
gen "Ehrung Pıatz zu machen, Es darf nicht verkannt 
werden. daR sine solche Maßnahme von der schwerwigend- 
sten Bedeutung und weittragenden Folgen für das wirt- 
schaftliche Teben des Saargebietes iste,. Sie ist von 
einer so!chen Bedeutung, die jedermann fühlbar werden 
wird. Sie wird sich nicht nur-in der Jndustrie, bei 
Banken und im Kieinhande!. Zühlbar machen, weil diese 
sich anders umstellen müssen, auch der geringste Lohn- 
empiänger wirü die FToigen disser Verordnung am Tische 
spüren, Bei der Bedeusung dieser Maßnahmen treten die 
zwei ersten Fragen, wie die rechtliche Grundlage der 
Vorlage ist rad zweitens, welches die praktischen Maß- 
nahmen zu ihre: Durchführung sind. Diese beiden Fragen 


treten heute in den Hintergrund, um den Keimfragen Platz ° 


zu machen: Js, ss undedingt notwendig, die Mährungs- 
umstellung vorzunehmen, oder so!l die Umstellung s6 


roße Schöden brineen, daß man besser an den bestehenden % 


erhältnissen nichts ändert? Jst die Ta; DREUSE einer 
einzigen "ährung vorteilhaft oder soll sie weiter Scha- 
den anrichten? Um diese Fragen zu beantworten, möchte 
- ich ein kiares Bild über die rechtliche Frage machen. 


Vor Abschluss des Friedensvertrages, als das 
Saargebiet noch ein integrierender Bestandteil des 
cCeutschen Reiches war. zirkulierte hier einzig und 
allein die Zesutsche Mark als Währung, Dieser Zustand 
wurde reöndert durch die Bestimmungen des Frriedensver- 
Srager von Tersailles, 9 32 bestimmt, daß der neue 
Besitzer ler Gruben das Recht hat, sich zur Vornahme 
seiner Käufe oder Fehlungen des französischen Geldes 
zu bedienen; Der Artikel fügt hinzu, daß dem Umlauf 
des Franke:. xein Hindernis in den "eg gelegt werden 
darf. Mit diessr Bestimmung war theoretisch der Dua- 
‚ismus im "ährungsesystem eingeführt; -Die beiden "äh- 
rungen, \arz und Franken, standen gleichwertig gegen- 
über. Tatsächlich kam der Franken in Umlauf, als die 
Grubenverwaliung von inren Recht 

Gebrauch 





1 
$ 
r 
; 
E 
4 







S4y249g ayasıyd nbousrs u272n4G400S HT. 


# 
j 
N 
3 
2 
ji 
i 
4 


” - ZA 
ri nähe, Tr ee 
f 
+ 





W ProZ 


© 






147 
Be Tas 


Gebr.uch mechte und bei Z..hlungen und /uslohnungen sich des 
Frunken bediente. Seit dieser „eit h.t der "rankenumlauf 
immer weitere Treise sezogen. !r het sich in «llen schichten 
der Bevölkerung durchgesetzt. ..uch öf.entliche Verwaltungen 
wie die "isenbuhn, die Post sind d.zu 'ibergeg.ngen, ihn als 
Z.hlungsmittel zu ebruuchen. Die Lage ist so, dal es nie- 
m.ls notwendig wurde, dem !'r.nken ein lindernis zu machen. 
Gr hat sich seinen eg selbst yemucht. Is wäre möglich gewe- 
sen, wenn lark und "runken einträchtig nebeneinunder hätten 
existieren können. Die beiden _:hrungen hätven sich nicht 
behindert, wenn der ert st bil ;evesen wäre. Es w«.r leider 
nicht der Fıll. Die liurk hut plötzliche Syringe gemacht, _ 
und dus Verhältnis zwischen den beiden w..r so ;irob, dub sie 
nicht mehr nebeneinunder existieren konnten. Die "'olsen, 
die nun diescm Duslismus unter Bericksic' tigung der ..nt« 
wertung der !’ark zuzschreiben sind, haben sich ın der ürt- 
schaft, Versaltung und im rivstleben durchgesetzt. Ich 
muß mir versagen, dar.uf zurückzukormen. Lie Besründung ist 
aus. ihrlich. !.s wäre ein !ißbrauch, wenn ich Ihnen ..lles vor- 
tr&gen wollte. Ich zestatte mir, dıe einzelnen "unkte der 
| Heiße nech „uufzuführen. 


Oerzentliche Finanzen.,s ist da un glich zerorden ein Staats- 
budhet aufzustellen. „s ist kein wittel gelunden 'rorden, üie- 
ser U..stand abzuhslfen. Dasselbe trifit Such bei Gereinde- 
finanzen zu uni zwar hier in stärkerem .aßstab, weil die Ge= 
weindcen ein !lexibleres Budget haben mit einem gerrerblich 
speiulativen Charakter. Am meisten hzt sich die .arkentiser- 
tung fühlbar gemacht Sei der .inziehung der Steuererträge, 
die in einem De:stimten Auzgsnvlick veranschlagt wurden, und 
die sich bis zum Tage der .inziehung auf Null reduzierten. 

so ist es z.3. zu erkl. ren, daß die Lohnsteuer als solche die 
rentabelste Steuer ist. Ich sage, du:ch die Verhältnisse ist 
es Iraglich zerorden, ob die Lohnsteuer aufrecht arhzlten 
werden !:sann. Sis hat dadurch insofern drückend auf Ihnen zs- 
lastet, „ährend andsre Kreise sinen evwinn erzielten dadurch, 
daß sie ihre Steuern spätor bezahlen <ounten. Dadurch hat 

die Lohnsteuer einen ungsrechten Charskter anzenoimen und ge- 
“issen Schichten einen Torteil ließ. Sie "erden das spiter 

zu besprechen haben, denn der Gexanze der -egierungskorn- 
"iseion liegt vor, üije „ohnsteuer als solche Tallen zu lassen. 
(Zuruf Levacher : Die Lohnsteuer soll ja aufgehoben erden.) 
Staatskomissar fortiahrend : Das Pet sich noch. Vorl£u- 
fig besteht sis noch. 


as nun die Ööfientlichen Unternehmungen anlan t, kam man 
beuerken, daß die ERUTREREFEITARLBEE die zuerst zum Gebrauch 
des franzien überging, das damit rech fertigt, aaß sie mit 
den Jinnahmen die Aus;aben decken könne. Die Straßenbrehnen 
sind ebenfalls .efolgt. Die Sozialversicherung hat sich auf 
den Fran!sten umstellen müssen. -rst „estern hat der Landes- 
rat die Verordnung verabschiedet, die die Umstellung für 

die Sozialversicherung bringt. Yoh den Privatunternehniungen 
haben Kandel, Industrie, Banken und landrirtschaft ehen- 
talls die Folgen des „ährungsdualismus zu spüren gehabt.In 
Handel hat sich als Begleitsrscheinung der Geldent-ertung 
eine üble &rscheinung herauszsebildet, wenn ein plötzliches 
Sinken der .ark eintrat. Bei diesem plützlichen Stwe z kan 
es zu einem sofortigen iuskauf der Geschäfte zum Schaden der 
Konsumenten unü zum Sehaden des Betriebes selbst, weil die 
"aren zu rasch abgingen und es äem uandel nicht möglich var, 
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sich in gleicher ;/eise einzudecken. Ich glaube, die Bemerkung Y 
einfügen zu dürfen, daß es eigentlich nicht mehr die Nark \ 
ist, da sie zu einem wertlosen Schein geworden ist. Drüban # 
in Deutschland wird die “ertmessung nach dem theoretischen } 
Begriff einer ee vorgenommen, bald werden Verkäufe 
in Schweizer Franken, holländischen Gulden, amerikanischen j 
Dollar getätigt, jedenfalls wird nicht einmal drüben in 
Deutschlanä die Papiermark als Kalkulationsbasis benutzt.Die | 
Löhne und Gehälter sind mit der Zeit ziemlich alle mit Franes. 
ausgezehlt worden, weil die a es so verlangt haben ; 
und auch mit Erfolg auf dieser Forderung bestanden. (Zuruf 4 
Karius : Der Seßen des Bergarbeiterstreiks!) Trotzdem nun die- 
se teiweise sinstellung in Franken eintrat, blieben die Lohn- 
empfänger, die in liark bezahlt wurden, im Rückstand und sogar 
auch, wenn der Lohn am Auszahlungstag ziffermißig gleichbe- 
deutend mit dem Wert des Franken war und zwar daher, weil der 
Lohn an einem bestimmten Tape ausgezahlt wurde und schließlich 
am ünde der Lohnperiode nicht mehr den 'lert hatte.- Aus diesen 
#rscheinunger kann man mit fiecht den Schluß ziehen, daß der 
Yährungsdualäsmus zu unhaltbaren Zuständen geführt hat und 

nur deshalb das Bild ins Schwanken gebracht hat. 


Ueber die Frage, wie man von dem Dualismus Zu der einzigen 
Währung übergehen kmn, besteht eine Bestim im Versailler 
Vertrag, wonach dem Franken kein Hindernis in den :leg gesetzt 
werden kann, und wodurch eine juristische Person den Gebrauch 
des Franksöh für sich in Anspruch nehmen darf. Es stellt sich 
die Frage, bleiben wir bei beiden 'lährungen oder gehen wir 4 
zum Franken über ? Bei dem Dualismus können wir aus den oben | 
angefünrten Gründen nicht bleiben. "ir en&scheiden uns also ; 
zu Gunsten des Franken, weil der Franken die stabilere !lährung 
ist. Im Vergeleich zu der Mark ist der Unterschied nichts, 

was der Franken an !/ert verloren hat. 2 dem kann ich saben 
daß es von Vorteil sein wird, wenn der Dualismus aufhört un 
man zum webrauch des Franken übergeht. Das ist der_‘/unsch eines 
großen Teiles der et der in zahlreichen Bingabean 

von verschiedenen Schichten der Bevölkerung mitgeteilt wurde. 
Ich habe mir eine Aufstellung geben lassen, die mit dem _ 
Jahre 1922 beginnt. Diese weist 50 Eingaben auf, die in dieser 
Zeit an die Regierungskomission gerichtet worden sind, teils 
Eingaben und teils Mitteilungen (Zuruf: Haben Sie auch eine 
Aufstellung über die Forderungen nach dem Betriebsrätegesetz ? 
Zuruf Karius : Und die anderen Bingaben, die nicht mitgezählt 
sind ?) Ich habe Ihnen gar nichts zu verschweigen und Naben 
auch nach nichts verschwiegen. Schon im September 1921 haben 
viele Bürgermeistereien usir.im Saargebiet beschlossen,ihre Be- 
amten, Angestellten und Arbeiter in Franken zu entlohnen. 
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( Zuruf Karius:'eil sie nicht anders durften!) E 


Solche l!ünsche ‚die nach dem Franken verlangen,sind noch laut 
gerrorden vor einigen \.ochen,als die Mark sich gebessert hatte 

und einen stabileren Charakter angenommen hatte, zum Beispiel | 
im Baugewerbe ist damals der Franken verlangt worden und | 
nicht die “ark,die einen schönen \ieg zur Besserung eingeschla- 
gen hatte,der aber nicht von langer Dauer war.Sogar die Fresse 
welche sich früher immer gegen den Franken zusgesprochen hat, 
sogar sie konnte es sich nicht versagen,auch zu dem »ysten 

in Franken überzugehen. 


( Zuruf: hört,hört !‘) 


Die Verordnung _ 
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Die Verordnung enthält nun 3 Prinzipien.Das erste Prinzip 
legt fest,dass im Saargebiet mur mehr eine lährung gelten 
soll und zwar die frunzösische.Das_zweite Frinzip besteht 
in der Annahme der Lffektivklausel.Das dritte Frinzip ist 
dass die 'erordnung keine rückvirkende Kraft erhalten soll 
in dem Sinne.duss die bestshenden Verpflichtungen in Mark | 
nicht berührt :rerden wenn man das juristisch ausdrücken will 9 
dass die bestehenden Verpflichtungen in Nark zensiert sind. 


: Die Vorlage enthält ausserdem besondere Vorschrif- 
en. 


Artikel IV verfügt,dass sämtliche in lark.ährung ausgedrück- | 
ten Beträge in den gesetzlichen Verordnungen in !'rankenbe- 
träge umgewandelt werden.liet-und Fachtverträge werden auch 
berührt, weil es notirendig war,hier eine Sestimmung zu tref- 
fen,damıt kein SEINRDELMBRTORGT- DIE Unstellung der Gesell- 
schaften erfolgt in 3 6.__ 
in 3 7 ist die Aede von klündelgeldern. 
\ 8 ändert die verschiedenen Zinsfüsse. 

9 spricht von der Umstellung der Aktien. 
| etr, die Sparkassen. 
1l und 15 betreffen die Sparkassen. 


12.betr. die Narkkonten bei dem ssarländischen Postscheck- 





Bra); j 
$ 13 enthält eine 'erfügung,die die Verordnung der Regie- i 
rungskommission vom 4.Juni 1921 betrifft. _ 


Dunn kommen die Schlussbestimmungen und einige Übergangs- 
bestimmungen. 


So wie die Verordnung heute vorliegt,iie der Text von 
ihnen selbst festgelegt \sorden ist,glaube ich,dass die Re- 
1821.08 sich damit einverstanden erklären :'ird. 
;s bleibt mir nur noch, Kenntnis zu geben von einzelnen Nass- 
nahmen,die getroffen erden müssen.um die ürleichterung der 
Umsandung su beviirken.Dus ist,vie ihnen schon bekunnt,,die 
Einrichtung von Bunkkrediten in Franken..s ist zu erhoffen, 
dass die Panken,die bis jetzt in Iurk sich bewegt haben,in 
Frunken umgestellt werden können.',ie Ihnen in den Kommissi- 
onssitzungen mitgeteilt „orden ist,ist zu diesem Zveck ein 
Bankkonsortiunf’zusämmengetr.ten.In zweiter Linie sind die 
Mobiliärkredite ins !uge gefasst,die :’iederum durch eine } 
Gruppe Dinken gerährt tvverden. Und in dritter Linie soll ge- 4 
dacht werden,dem Handırerk,dem es nicht möglich ist,sich ; 
Privatkredit bei den Banken zu verschsffen,zu helfen indem 
dufür gesorgt wird,daess Franken bereit gehalten :;rerden. 

Dann stellt sich die Frage ‚was machen bei dieser Umstellung 
von Mark in Franken die Xleinrentner und Pensäonäre? Was 
die Sozialrentner anbetrifft,so‘ wird die Umstellung leicht 
werden,näch der Verordnung,die ihnen heute liorgen vorgelegen 
hat.-Die Bezüge der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterblie- 
benen sollen natürlich auch in Franken umgestellt ‚verden.Das 
kann jedoch erst der Full sein,wenn Cie Verhandlungen darüber 
mit cem deutschen Reich zu einen Ürgebnis geführt huben.Der 
edunkengans der Regierungskommission,der diesen Verhand- “2 
ungen zu “runde liegt.ist der,dass seitens der a at 4 
kommission diesen Xriessheschädigten und Kriegshinterblie- } 
benen ebenf.lls entsprechende Renten in Franken gezuhlt wer- | 
den sollen,ohne dass dadurch Cie Leihilfe des deutschen 
Reiches grösser werden soll und ihm grössere Lasten sufer- " 
legt werden sollen ;ie bisher. Die Ruhegehaltsempfänger muss 
man &llerdings in zwei Uruppen einteilen: h 
l.diejenigen,die ihr Ruhegekult beziehen ‚das ihnen von E 
der neglerungskommission zugeteilt .orden ist.Pür diese wird 
eine entsprechende Umrandlung in Franken vorgenommen vierden 
müssen,da sie in der Leziehung den Sozialrentnern und Kriegs- 
beschädigten gleichgestellt werden: | 
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2.diejenigen Beamten,die in den Ruhestand getreten sind, 
bevor die Regierungskomnission ihr Amt ungetreten hat,dıe 
«elso von der deutschen Regierung in den Ruhestand versetzt 
wurden:für diese liegt eine Verpflichtung seitens der Re- 
gierungskommission nicht vor. M 


( Zuruf: Ihre Auffassung --- hört,hört! ) 


Es fragt sich nur,ob man diese Leute ihrem Schicksal über- 
lassen soll oder nicht.ius liegt jedenfalls nicht in den 
Absichten der Hegicrungskommission. 


( Zuruf: Admosen !) 


Die Regierungskommission beubsichtigt,diese Ituhegehaltsen- 
pfänger ebenso wie die Kleinrentner,die bisher nur der Für- 
sorge über.;iesen waren und an der Fruankenspende teilgenon- 
men haben,von dem bkmpfüng von Almosen,wic Sie sich ja eben 
ausgecrückt haben,zu befreien und sie in ein rechtliches 
Verhältnis zu bringen. 

Meine Damen und Herren! Sie haben in den Kommissionssitzungen 
je einzelnen Fragen in langer Arbeit durchgegungen und die 
egierungskommission hat  Miepe sie für Dcesserungs- 

vorschläge,die von Ihnen ausgehen,leicht zugänglich ist. 

ich möchte Sie bitten,diese Sesserungsvorschläge zum De- 
chluss zu fussen,damit ich sie der Hegierungskommission 
vorlegen kann und ich will hoffen,d.u,s in der Beziehung zum 

Gesetz wird in einer Form,dass sie zum grössten Nutzen des 

Landes ausschlagen .ird. 
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Vorsitzender: Das "ort hat der Berichterstatter Herr Becker! 


cker (Z.): Meine Damen und Herren! Der Bericht ist Ihnen allen 

zugegengen,ich kunn mich daher sehr kurz fassen.Die Kommis- 
sionen haben in 11 Sitzungen die Wichtigste liährungsfrage 
beraten.Es sind in diesen Sitzungen nicht unerhebliche An- 
forderungen an die Nitglieder gestellt worden.Den Komissi- 
onen lag eine Fogzindung der Regierungskommission bei der 
Beratung vor.Die Begründung betont die Notwendigkeit der 
Währungsänderung 
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1) aus Gründen der öffentlichen Finunzen 
2) der.öffentlichen Unternehmungen und 
3) mit Rücksicht uuf Frivatunternehmungen und Privat- 


personen. 
a) Handel 
ce) Jndustrie 
c) Benken 
da) Landwirtschaft 
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‘ Löhne und uehälter ai | 
f) er.iorbene Vermögen und feste Zinkomnen. 


Sie haben die Begründung nochmals durch den Herrn Staats- 
kommissar gehört unü ich kann deshalb darauf verzichten 
weiter einzugehen. 


(7 


Ferner lag der Kommission vor: 


1) Eine gemeinsame Lingabe der Iundelskammer und des 
Vereins zur Wahrung der »irtschaftlichen interes- 

sen des Saurgebietes mit | 

einer ERluße der Irunzösischen Danken 

eine Eingabe des Schutzvereins für die Schier- 

industrie im Saargebiet. er 

dem Landesrat waren alsdann noch Bingaben einge- 


gungen von: | 
a, dem Konferenzbezirk 
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a)dem Konferenzbegirk der Sparkassen des Saurge- 
ietos, 

dem Verbund der Ruhestandsbeanten __ 

dem Unfallbeschädigten-Verbend Völklingen 

dem Schutgverein für Handel und Geirerbe im nr 





b 
; 
gebiet c.V. Saarbrücken (fuuptgeschäftsstelle 
B)von dessen Ortsverein lettlach 
EN r f lierzig 
e ' & | Dillingen 
Br 3 Homburg 


Nur die Eingabe unter 3 sprach sich für die Einführung der 
französischen "ährung als gesetzliches Zahlungsmittel aus 
währena die anderen Eingaben diese «ährung teılwcise grund- 
sötzlich ablehnten oder nur für den Fall der Einführung des 
Franken gesisse Abänderungen des vorliegenden Negierungs- 
entuurfes forderten. in den Aussprachen der ersten Kommls- 
sionssitzungen sprachen sich alle,bis auf ein Kommissions- 
mitglied ea gegen die Sinführung des franzö- 
sischen Franken aus.Ein Mitglied forderte die Linführun 
mit der Or Unänng dnze der Franken zwar nicht das stabile 
Zahlungsmittel sei,das mun hätte wünschen können,dass je- | 
doch der \ährungsdualismus nur durch die Linführung der fran- 
zösischen “ährung beseitigt werden könne.Die anderen lit- 
lieder der Kommission begründeten ihre ablehnende Haltung 
Bit dase der Verordnungsent:urf nicht mit dem Friedens- 
vertrag in Linklang zu bringen sei,dass der Versuiller- 


Vertraß,dessen srundgedaunke sei mö£lichst alles unverändert 
zu lassen, zvın 3 endes X2echt sei,und dass der 


Franken nicht als stabile .:ährung bezeichnet werden könne. 


Zwischenruf aus der lätte: Sagen Sie nicht Friedens- @ 
vertrag!) 

Bei Berechnungen des inneren .ertes des [französischen 

anken wurde gie Befürchtung ausgesprochen,dass ein star- 
kes Fellen dieser Währung durchaus im Bereich der NMöglich- 
keit liege. Nach Ansicht der lehrheit der Kommission wurde 
insbesondere die "rage,ob es möglich sei,den Bankkredit, | 

ersonalkredit,/mmobiliärkredit und Kommunalkredit der | 
durch die ESEL EURE, in Franken erforderlich v'äre,zu er- 
h£.lteu,scitens der Hegierung nicht_in befriedigender Form 
beant:ortet.Diejenigen,die in die lage kommen eine Iypo- 
thek aufzunehmen ,vrerden erfahren wie schwer es ist,Aredit 
zu erhalten. In der Kommission wurde weiter auf die lage 
der Sozialrentner,Kriegsbeschädigten,Ruhestandsbeamten hin- 
gewiesen.Der Herr Stzatskomissar hat befriedigende Erklä- 
rungen für die Plenarsitzung versprochen. Von der Kommis- 
sion ist damals schon darauf hinge::iesen worden,dass Spen- 
den nicht geleistet werden dürfen.E&s geht nicht an,dass 
Ruhestündsbeumten oder Kriegsbeschädigte ‚das «ls Spenden er- 
halten,was ihnen gesetzlich geirährleistet sein müsste. 
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( Sehr richtig! ) 


Die Kommission var der Ansicht,dass men es den Volksvertre- 
tern nicht zumten könne,cen Sprung ins Dunkle zu machen. 


( Sehr aut !) 


us den angeTebenen Gründen kam die !ehrheit der Kommis- 4 
sion zu der Änsicht,duss die kinführung der frunzösischen 2 
Y“ahrung als gesetzliches Zuhlungsmittel im Saargebiet z.2. 
nicht angebracht sei.Die Regierungsvertreter wurden gebe- 
ten,diese Ansicht der liehrheit der Kommission der Negie- 

rungskommission vorzutragen und ihre intscheidung darüber 
zu erbitten,ob die Vorlage nicht zurückgezogen Rs So- 
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solange aufgeschoben werden könne,bis der Iuhrkonflikt 
beendet sei,d&a nach BoendlEunE des Ruhrkenfliktes eine 
Klärung der allgemeinen Verhältnisse erwartet würde und 
da dann den Abgeordneten eine bessere Übersicht auch 
über die Verhältnisse des vaarzebietes möglich sei. 


Diese Anfrage der Kommission vnurde von der Negie- 
rungskommission dahin beantwortet,d&ass mit Rücksicht auf 
die Verhältnisse des Saargebietes und besonders äuf die 
Finanzverhältnisse die ber a Tue | der gesetzlichen \iäh- 
rung von ihr ne würde.Da der erste Entwurf der 


rororünung Brdenga verschiedene längel enthalte,so sei 
sie bereit,diesen Ent. urf durch einen anderen Entwurf zu 
ersetzen. 


Der neue Entwurf ist von 8 Abgeordneten des kundes 
rates unter Hinzuzichung eines Vertreters der Handels- 
karmer bearbeitet vorden.Die damit beauftragte Unterkon- 
mission hat alsdann in den »itzungen vom 9.und 11.April 
den ncuen Entiurf beurbeitet,der nunmehr als intwurf der 
Gesumtkommission zur Begutachtung vorgelegt wird. 


Trotzdem die Kommission die Verordnung aus grund- 
sätzlichen Bedenken ablehnte, beschloss sie,in die Bera- 
tung der neuen Vorlage einzutreten ,‚damit,falls die Vor- 
la ; Gesetz werden sollte,die beste Form gefunden werden 
soll. 


Es vurde errogen,ob die Vorlage als Gesetz oder als 
Verordnung zu bezeichnen sei.Von einem Mitglied der Kon- 
mission war angeregt worden,dem Versailler Vertrag ent- 
sprechend die Vorlage je nach ihrem Inhalt als Gesetz 
oder erarinung zu bezeichnen.us der Kommission :irurde 
jedoch daruuf hingewıiesen,dass als \esetz nur solche Vor- 

ugen bezeichnet werden können,die auf rem NERR 
unter Mitrirkung und im Einvernehnen mit der Volksver- 
tretung erlassen seien.Du dies bei den Vorlagen im Saar- 
gebiet nicht der Fall sei,könnte man auch nur von " Ver- 
ordnungen " sprechen. un einigte sich daher durauf,auch 
diese Vorlage nur als " Verordnung " zu bezeichnen. 
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Der $% 1 sah vor,duss zu einem gewissen Zeitpunkt 
die französische \ährung’ das alleinige gesetzliche Zuh- 
lungsmittel sei.kan hat duvon Absta enommen einen fes- 
ten Zeitpunkt zu bestimmen,da mın der Meinung war ,dass 
ganächst die Soziulgesetzgebung,die Gebührenordnungen, 
axen usi’.den neuen Verhältnissen angepasst werden müssen, 
und dass sich daher ein bestimmter Zeitpunkt im Voruus :, 
nicht bestimmen lasse. 
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Der $ 1 sieht daher keinen bestimmten Zeitpunkt 
des Inkrufttretens der Verordnung vor.Er erhält folgende 
' Fussung": 


"Als gesetzliches Zahlungsmittel gilt im Saargebiet 
die nach dem französischen Münzgesetz vom ......... in | 
frankreich geltende \ährung gemäss der Anlage !,soweit in | 
Nachstehendem nicht et:ıus anderes bestimmt ist." = 


Die Kommission hut sich vergeblich bemüht, für die 
genuue KEa SL chNNg der Frunkensährung sowohl juristisch 
le wirtschuftlich einen festen Untergrund zu suchen. Ju- | 
ristisch war ihr dus nicht möglich ohns Übernahme der 
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französischen 
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französischen llünzgesetze.Di jedoch nach “einung der Kom- 
mission such bei Einführung des “"runken dic Zinführung der 
französischen Münzgesetze unäusführbur ist und da die Kon- 
mission die Ansicht vertritt;dass die deutschen lünzgesetze 
trotz zunne der französischen erung in Kraft_bleiben 
sollen,wurde lediglich beschlossen, dass als Anlage I ein 
Verzeichnis der in Frankreich gültigen Zahlungsmittel bei- 
zufügen ist. .irtschäftlich war es der Kommission ebenfalls 
nicht möglich gewiesen,eine Unterlage für die Frankemrährung 
zu schaffen,da bei der französischen "Ahrung gehay ie bei 
der deutschen !.ährung die Goldklausel aufgehoben ist. 
| Es wurde zwar in der Kommission die Anregung gege- 
ben,die Regierungskommission zu ersuchen,eine wirtschaft- 
liche Unterlage Ilür dic -“rankemsährung zu schaffen.Es vur- 
ds darauf hingewiesen,dass insbesondere die liypotheken- 
läubiger bei den Markhypotheken durch die schwankenden 
Nerte bereits grosse Verluste erlitten hätten,und dass man 
diesen Kreisen nicht zumuten könne,bei einem etwaigen Sin- 


ken des Franken erneut Verlaste in Kauf zu nehmen. 


‚ Diese ren wurde nen sic aussichtslos 
erschien,nicht weiter verfolgt,cs \:urde ihr jedoch im wei- 
keren Verlauf der Berutung,insbesondere bei Seratung des 

7 Rechnung getragen. | 


aA | 

Bei $ 2 wurde beschlossen,hinter das liort "Schuld- 
verpflichtungen" den Zusatz zu machen " in anderen Wäh- 
rungen ". 


Zu_$ 8 
Der $ 3 erhält folgende Fassung: 


2 Die Umrechnung erfolgt nach dem Kurswerte,der zur 
Zeit der Zuhlung für den Zahlungsort massgebend ist. 


Der vorgenännte .ortlaut ist der ..ortlaut des $ 244 B.G.B. 
der den besonderen Verhältnissen angepasst ist. Die Kommis- 
sion vertritt die Auffassung, dass, falls die Negierungskon- 
mission den 8 3-in dieser Fassung nicht annehme,der ; 2 

den Zusatz erhalten müsse: 


? " Die bestehenden Zahlungs-und Schuldverpflichtungen 
können in der Währung bezahlt werden,auf die sie lauten. 


Ausserdem ist die Mark im Postscheckverkehr beibehalten 
worden. Ich kenn gleich hinzufügen,diss die Aommission dies 
soweit ausgedehnt hat,dass die Mark im gunzen Postverkehr 
beibehalten :;ird.Es wur nötig,denn sonst wären die Über- 
weisungen unmöglich gewesen. Jeder,der die Verhältnisse 
kennt, :eiss,d&ss dus Postscheckamt ohne reichsdeutsche 
Über.seisurgen unmöglich wäre und dass dünn das Postscheck- 
amt sofort seine Tätigkeit einstellen müsstc,sobald es den 
Verkehr mit dem bLeutschen Reiche nicht mehr hätte. Ausser- 
dem ist in dem untiurf für die Spirkassen eine Verbesserung 
eingetreten,sie sind jetzt den Bänken gleichgestellt. 

em Ent :zurf ist Wciter die Verordnung der Regierungs- 
kommission vom 8. 12.uufgenommen er Biere Verordnung 
hat.dem Landesrat nicht vorgelezen,infolgedessen konnte 


sich 
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sich der Lundesrat auch nicht darauf bezichen. Tür den Lan- 
desrut bestund dic Verordnung nicht. 


( Sehr richtig ) 
Alle Beschlüsse der Kommission wurden einstimmig gefasst. 


Nur ein einziges 11 best.nd keine Linstimmigkeit und zwar 
bei 35 5 über die hieten.Ddort hut cin lüitglied verlangt,duss 
der Divisor «bgeschufft wird. 


( Hört,hört) 


Bei $ 6 haben ir die Juhruszuhl 1923 in 1924 umgeändert. 
‚ir hielten die Zeit der Vorlage zu kurz um dic Umstellung 
vorzunchnen. 


( Sehr richtig ) 


Schon aus technischen Gründen wäre es unmöglich ge. 'esen. 

er $ 6 .:ur dann durch den Zusatz zu lung £gc.:orden und ir 
hi:ben deshalb vorgesehen,ihn nur mit dem l.ibsutz zu belas- 
sen und «lle anderen Absätze in cine besondere Anluge zu 
bringen.Ls ist die Anlage 2 die Ihnen heute EUREN ist. 
Am Schlusse erde ich noch über dic Anlage berichten. 


ARE habe ich schon er.’ähnt |! 





$ 9 Bei diesem $ haben wir beschlossen, d«ss die Aktien 
mindestens 500.-Erunken betrügen müssen.Der 3 erhält fol- 
gende Fassung: 


Der $ 180 E.G.B.crhält folgende Fussung: 


Die Aktien müssen auf cinen Betrug von mindestens 
500.-Fr.nken gestcllt vrerden. n 

Für cin Semcinnütziges Unternehmen kann im Zulle eines 
besonderen örtlichen Bedürfnisses der Regierungskomnis- 
ser für :i:ndel und Ge.iorbe die Ausg.be von Aktien ‚cie auf 
Numen lauten,zu einer Scringeren, jedoch mindestens 100 
Franken erreichenden Betrug zu lussen.Die gleiche Genehni- 
gung kann ertcilt „erden, :enn für cin Unternehmen,die Ne- 
gierungskommission,.in Kommun:lverband oder eine sonstige 
öffentliche Körperschaft auf die !ktien einen bestimmten 
LErtr.g belingungslos und ohne Zeitbeschränkung gc.jährleis- 
ee, 0... N 

Auf Numen luutende Aktien,deren Übertragung an die 
fr : ae ua. N x : K ei 
Zustimmung dur Gesellschaft gebunden ist,dürfen auf cinen 
etrsg von eniger als DD. -Frunken, jedoch nicht .’eniger 
els 100.-Frunken gcstüllt .scrden. 

Im Falle des Absatzes 2 soll die erteilte Genehni- 
gung,im Pulle des N\bs.3 sollen civ Beschränkungen, denen 
nach 3_222 "bs.4 dic Aktionäre in Anschung der ‚bertrugung 
ihrer Rechte unterliegen,in den Aktien ersichtlich gemäach 
erden. 

Diesc Vorschriften gelten «uch für Interinsscheine. 
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in dem ersten intwurf der tegierung var der Nomin.lbetrug 
Aktien:crt mit nur 100.-Frunken vorgssehen. Die Komnission 
ar der "nsicht,dass im Interesse des kliineren Publikums 
die Lindestsumme für !ktien her:ufgesetzt ‘erden müsse, 
d& die kleinen Aktien leicht zu Spckulution verleiten und 
da die in kleinen !ktiun angelegten’ Beträge den Sparkassen 
entzogen erden. 
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A ; 10 In !bsatz l wird hinter $ 180 H.G.B. Abs.2 einge- 
üst : " und 8 _" ferner wird der Betrag von 25.-Frcs.ab- 
geändert auf : " 20,-Fres. " 


Zu_$ 11, Dieser Paragraph wird ganz gestrichen. In densel- 

en ist eine Sonderregelung für die Spurkassen vorgesehen. 
Van war der Meinung,dass hier zwischen den Banken und den 
öffentlichen Sparkassen ein Unterschied nicht egmaeht ver- 
ee dem gleichen Grunde wird auch der $ 15 ge 
strichen. 


Fuss verieimse 7 


Suyamag ayasıyd a6 


Zu % 18 Die Kommission steht auf dem Stundpunkt,dass _ 
Ex 4 insbesondere Abs.2 dieser Paragraph überflüssig 
ist. 


Zu 8$ 16 In Abs.1 werden die \iorte: 
rıist von 4 Nonaten von Tage des Ink 
liezeenden Verordnung en' gestri 


3 Im Abs.2 werde. gestrichen : ," Bis auf weiteres 
können ".Der Zbsatz beginnt mit:" Die suarländischen Post- 
anstalten müssen Auszahlungen usir. " 


Zu_$ 17 Dieser 9 erhält folgende Fassung: 1 


" Mit Ausnahme der $$ 5,6 nebst Anlage 9,10,:relche 
14 Tage nach Veröffentlichung ın Kraft treten,tritt die 
Verordnung 3 lionate nach Veröffentlichung in Kraft. 
Vor Inkrafttreten dieser Verordnung müssen auf 
Gesetze und Verordnungen beruhende amtliche Gebührenord- 
nungen und laxen in neuer Form veröffentlicht werden.” 








Zu_$ 18 _ Hinter " Regierungskommission "wird eingefügt: 


" Nach Anhörung der dritten und fünften Kommission des 
Landesrates. 


Von der Kommission wurde ferner beschlossen,die 
Regierung zu ersuchen,eine baldige ar der Verord- | 
nung vom 28. Dezember 1922 betr. Neuregelung der Bestimmunges 7 
über d&s iohnungsiresen vorzunehnen. Sie ist der Ansicht | 

ass,wenn bei einer gänzlichen Einführung des Franken die 
erhältnisse cine starke Aenderung erfahren haben, auch 
dicse Bestimmungen unbedingt neu bearbeitet rerden müssen. 


Ferner wurde seitens der Kommission an die Regie- 
rung das £rsuchen gerichtet,die Ausgabe von Notgeld mır - 
öffentlich rechtlichen BORD EROCHe Den zu FeSEeN en,falls 
die Hegierung nicht vorzieht,selbst Notgeld herauszugeben. 
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Ebenso wurde in der Kommission der fiunsch ausge- 
sprochen, das \.ertzuwashssteuergesctz infolge der Verände- 
rung der Verhältnisse nachzuprüfen. 


alle Seitens der Regierungsvortreter wurde ferner dic 
Erklärung abgegeben ‚dass dic Fahrkarten für dic deutsche 
Reichseisenbahn weiterhin in Mark bezahlt werden können. 
\ Bravo ! ) 
Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Levucher! 4 
Levacher: licine sehr verehrten Daumen und Herren ! So wenig 


wir sonst in dieser Vorlage mit dem Herrn Vertreter der 
cgierungskommission übereinstimmen können,so Schr muss 
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ich ihm Reoht geben, wenn cr sugt,dass die Vorlage von 
ausserordontlicher Bedeutung für das »aurgebiet ist,von 
doppelter Bedeutung natürlich für uns ist,da :ir durch Ge- 
bur PR MaATommnE nit dem Saurgebiet sufs Engsie ver- 
bunden sind,und daher vielmehr die beamteten Vertreter der 
Bepierung dafür zu sorgen haben,duss unserer Heimat kein 
Unheil geschieht! 


( Zuruf: Schr gut ! ) 


Ich möchte mich zunächst über die Art der Behaundl der 
Vorlage der Rogierungskomission aussprechen; cs hat sıch 
dabei die ausserordentliche Veränderung gegenüber der Ver- 
gangenheit ergcben,dass wir Hand in Hand mit der Regierung 
obi;ohl wir diesen Entwurf grundsätzlich nicht billigen 
können,mit ihr an der Verbesserung ihres Vorschlages mit- 
gearbeitet huben. "ir haben zu diesem Zreck eine Unterkon- 
mission ernannt,die bestand aus den Herren Becker,v.Vope- 
lius_und Dr.Scnder ‚die gemeinsch«iftlich mit dem Vertreter 
der Regierung,das ist zum ersten lule der Full gewesen, 
die Re jerungsvoruge ciner Prüfung unterzogen haben und 
dabei diejenigen änderungen in dus Gesetz hineingebracht 
haben,die «ir selbst, für den Full,dass unser Gutachten ab- 
gelehnt vürde,für dringend erforderlich hielten. Ich ver- 
säume Nicht,an dicser Stelle den drei Herren,die sich ei- 
ner recht vrheblichen Arbeitslast unterzogen haben,den 
Denk auszusprechen für die Arbeit,die sie geleistet haben! 


( Zuruf Bravo ! ) 


Ich möchte aber auch nicht unterlussen, hinzuzufügen, dass | 
nach meiner Ansicht die Herren Vertreter der Regierung bei 7 
dieser Gelegenheit reichliches luterisl für ihre Arbeit be- % 
kommen huüben,das zweifellos besser war,als das Material, | 
das bei den letzten zahlreichen Huussuchungen beschlag- 
nahmt wurde. 


( Zuruf: Schr aut ! ) 


Ich hofft ‚Sie sind mit mir der UBER EROBSRE ;Ganl iR nicht 
nur in Scheincn Dünden hier tagen,sondern dass wir auch 
ganz ofien mit der Kegicrung an cınen Tisch hinsctzen und 
offen mit ihr verhandeln. 


Der Herr Vertreter der Hegierung hat soeben erklärt, 
dass wir durchaus _vorbeigehen könnten _an der Prüfung der 
rechtlichen Urundlags dieser Vorlage. ich kann ihm auf die- 
sem „one nicht folgen.ich meine,es ist für uns doch die 
erste Fflicht,.senn wir ein Gcsetz vorgelegt bekommen ,näch- 
zuprüfen,ob dus Gusetz selber: sicderum auch im Gesctz seine 
Grundlage findet 


( Zuruf: Sehr richtig !) 


Denn ich denkc mir schlecht,dass man unter Verletzung von 
esetzen rcchtsgültige Gesetzu mächen kann.Äber wir wollen 
ohne jede Voreingenommenhcit an die Früfung dieser Frage 
herentreten. .ir haben weder Liebe noch Hass gegunüber dem 
Frunken;:.ir sind weder frunkofil noch fränkofol. 


( Zuruf: Sehr gut !) 


Ich gluubc ‚numentlich meine Partei het sich dem Frunken 
gegenüber immer die nötige Objektivität gewahrt. -\ena ich 


_mich nun 
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nich nun Erape ie die gesetzliche Grundlage der Regierungs- | 
vorluße. geschuffen. ist,so muss ich natürlich auf den Ver- 
trag zurückgreifen;der den cminösen Namen " Friedensvertrag’ 
 hat.In.diescn Gesetz finden ‚ir zwei Bestimmungen,das ist 
“der $ 23 und der 3 32. 
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uarbeckengebiet ir keiner .cise verboten und cingeschränkt 
werden darf.!ienn ırir den Sinn dieser Vorschrift erfussen 
wollen;denr kann es doch nur der scin,dass dann also die 
Murk gesetzliche !.ıährung bleibt. 


(Zuruf: Sehr richtig !) 





denn uchn der Frunken gesetzliche .‚ährung geworden wäre, 
dann hätte mun nicht in diesen Vertrug hineinzusctzen brau- 
chen,dass dem Umlauf des frunzösischen Geldes cin lÄnder- 


nıs nicht entgegengesetzt werden darf. 
( Zuruf: Sehr gut ! ) 


das beweist,duss die _kurk dus gesetzliche Zahlungsmittel 
Bier geblicben ist. Es hat nur der französische »taut das 
Recht bekommen und zwar cin cng umgrenztes Recht, für alle 
seine Köufe oder Zuhlungen und in ullen seinen IUEFEOgER 
bezüglich der zusbetitüng der Gruben und ihrer Ncbenanlagen i 
sich des furnzösischen Geldes zu IE PROUL NED zeugt wieder- 
' 
‘ 


ET TE u U EEE LI ZELLEN Er RT en En LE an £ 
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un dafür,dass die Murk hier gesetzliches SHIUNSENEGHEL ge- 
blieben ist,duss aber der frünzösische Stuut im Gegensatz 

zu der Vorschrift des ersten Absatzes dus Recht bekommen | 
hat,sich bei seinen Zuhlungen und Käufen des Franken zu be- + 
dienen: Selbst dor französische Staut ist,wie wir ja alle N 
wissen,recht vorsichtig an die Ausübung dieses Rechtes he- E 
rangetretenils hat eine ganz geraume Zeit Seduuert,bis er 
a dem Verfahren abiich,seine Lieferungen in \lark auszu- 

ren. 


Ban a ge 


( Zuruf: Sehr ut ! ) 


ZEIT: 


Solange noch mit der !krk ein Geschäft zu machen war,hat 
man sic ungewandt.lian hat das Recht und man macht von dem 
Recht Gebrauch. 


Nun müssen wir uns fragen wus ist der Vertrag von 
Versaillos?D& sagt das .ort: Es ıst cin Vertrag ! Lr ist 
Semacht vwioorden zwischen den damals-ich glaube-£8 Nationen ' 
einerseits und Deutschland und scinen Verb ndeten auf der ! 
anderen Scite.Nun können wir doch hier nicht dazu überge- h 
hen,eigenmächtig cine Vertragsbestimmung ea ER Lu \ 
troffen worden 1st ziwischen ganz underen Kontrahenten.Au 
der einen »cite stehen diese 28 Nutionen,uuf der anderen 
Seite Deutschland mit seinen Verbündeten.bLann können wir 
hier nicht sagen,daäran störc ich mich nicht.Dus ist nur 
zulässig im \.sge internstionaler Vereinbarung und insbeson- 
dere mit dem .illen des deutschen Reiches. 
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0... Im übrigen ‚ird der Herr Kollege Fuchs auf die 
juristischen Konstruktionen aingehen,ich möchte mir das 
ersparen. 


.enn ich mich frage,ob wir diese Vorlage trotzdem 
sannehmen könnten,obi;ohl sie direkt den Versailler Vertrag 
verlctzt,den wir hicr anerkennen, bei dem sich das Bild er- 5 
Scben wird,dass div Regierungskommission ihn verletzt | 


( iii: Schr &ut !) 





PER 

fragen RS LER 
so mıs$ ich mich,velehr politischen, und wirtschaftlichen 
Ziele verfolgt . .. man mit dieser Vorlage? Ich muss. _ 
du der Kogiszuße wieder ein kleines Kompliment muchen.Sie l.: 
het dieses Mal der Vorlage eine ausführliche gutachtliche 
Begründung beigegeben,das ist gegenüber dem Zustand von 
früher ein kleiner Fortschritt. 


(Zuruf: Sehr gut !) 


Ich dachte mir nun,ich fände über die politischen Ziele 
in dieser Vorlage cine Begründung. 


(Zuruf: Schr gut !) 


Ich häbe in die Vorlage hineingesehen, davon steht aber 
nichts drin.Dus ist ein recht bedenkliches Zeichen. ..elche 

olitischen Zicle vwürden da sein,denn sonst macht zun 

och sowas nicht,Ds habe ich mir eihige Gründe zusammen- 
gesucht,die ich Ihnen nicht vorenthuiten möchte.\.enn wir 
uns hier umsehen ‚as von unseren früheren deutschen gros- 
sen Behörden geblieben ist,dann ist die einzige grosse 
Behörde ‚die wir noch haben,die Reichsbank. 


( Zuruf:Sehr richtig !) 


Sie kunn sich nach ihrem \.csen natürlich nicht in Frunken 
umstellen,das ist ganz kler..enn men eine Vorlage macht, 
die die Mark als gesetzliches Zahlungsmittel abschafft,und 
die den franken als gesetzliche \ährung zulässt,so ist das 
natürlich der Todesstoss für die letzte Reichsbehörde, für 
die Reichsbunk.!iir haben hier an dieser Stelle schon so 
oft uns untsrhalten,dass es für eine Reihe von Industrien 
im Saargebict gar nicht möglich ist,sich auf den Franken 
umzustellen.Dizu sind die natürlichen Verhältnisse , Absatz- 
möglichkeiten Rohstofflieferungen usi.viel zu schiwerwie- 
send,als dass das restlos geschehen könnte.Die Folge wird 
sein,dass wir wirtschaftlich immer nuch Deutschland orien- 
tiert bleiben müssen.Die not:rendige Folge dieser wirt- 
schaftlichen Orientierung ist natürlich die,dass wir die 
deutschen Zahlungsmittel haben müssen.Mucht man aber die 
Reichsbank kaputt,dann haben wir diese nicht mehr.NMan 
macht hier aus politischen Gründen eine Sache,die man doch 
gelinde gesaugt,uls virtschäftliche Torheit bezeichnen muss. 


( Zumf: Sehr ut ! ) 


‚er HLie die ir hier sitzen,sitzen ja meistens auch in 
kommunalen a nd Se Studt-und Gemein- 
devertretungen. ich muss da dem Herrn Stautskomnissur Recht 
geben,wenn er s.gt,dass dis Finanzierung dieser Gemcinden 
ausserordentlich schwer ge.:orden ist.Äber das war nicht die 
Schuld der Gemeinden,das wollen wir hier doppelt unter- 
streichen! 


( Zuruf:Sehr gut !) 
Da war die Verschleppungspolitik der Regierung schuld! 
( Zuruf:Sehr richtig !) 

“ir im Kreistag Saarlouis konnten den Huushaltplan für 

das Huushultsjahr 1922 erst aufstellen im Jahre 1923, weil 
die nötigen Unterlagen,die die Regicrung besorgen musste, 
 Tehlten.Zine ganze Reihe von anderen Gründen sind dafür noch 
da,die den Gemeinden dus furchtbare Elend gebracht haben. 


Nun _ hatten 
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Nun hetten wir bisher eine Zinrichtung,die_ den kommunalen 
Kredit uufreeht erhiclt,dic duzu in irster Linic gegründct 
war und dazu ausserordentlich segensreich gewirkt hat.Das 
ist dic lundcsbank in Düsseldorf.\cer mit der Technik der 
Gemcindefinanzen zu tun hat,der wciss,duss es nur möglich 
vwer,duss man mit Hilfe dieser Lundesbaänk das nötige upkvel 
bekommun konnte. Är_haben es recht billig bekommen. Ic 
Wciss es aus meiner Erfuhrung.Der Kreis Saarlouis ist_der 
Lunöcesbank in Düsscldorf 50 Millionen Pupiermark schuldig 
zu einem Zinsfuss,der zwischen 4und 4 /2_% schuunkt.Ich 
frage,wo finden Sıc noch eine solche Bank? Nun ist näatür- 
lich mit der Einführung des Franken der lundesbank in Düs- 
scldorf ihr !crk unmöglich gemacht. Dumit wird die Finanz- 
ehe der Gemiinden ausserordentlich erschusert.Der Herr 
Regierungskommissur hat in der Kommission cinige Lrklärungen 
„bgsgeben und men hut heruushörcen können,duss cin Aoxssorti- 
um * Bunques dcs franeuiscs ",nur Irsnzösische Sunken, ge- 
gründet Werden soll und vuf deren hohliollen wir später an- 
gewiesen Scin wWcrden. 


( Hört,hört ! ) 


“ir können uns denken,mit welchen .ohl.:ollen diesc unsere 
Finunzgeschäfte bcesorgen werden. 


Ieh wur crstaunt,in dem Intwurf dus Misstrauen herüus- 
zu lesen,von dem dicser intiourf gegen die Sparkussen beseelt 
ist.Diesc Instituts hut man dann auch entsprechend schlecht 
behundelt.Ich habe ,offengestunden, für diesen Kampf gegen die 
Sparkassen kcinc Lrklärung und jeder,der in einer Kommunal- 
vertretung ist,oder auch nur einen Blick hincingeWorfien hat, 
welss,duss es manchmal den Gemeinden ohne Unterstützung 
der Sparkassen nicht möglich ar,die zu Lohnzehlungen nö- 
tigen liittel aufzutrceiben, 


( Schr richtig !) 


Ich srimere durun,io wir in den Kommunen gezuungen .urden, 
den Frenken einzuführen. 


( Zuruf: Sehr richtig”) 
B 


Da sind dic Spurkussen eingetreten und haben den Gemeinden 
clichen.ich möchte cine Bemerkung aufgreifen,dic der Ver- 
rcter der ıegierung gesugt hat.ir hut gesugt,ecs sclen in 

cinem £c:issen Zeitraum DV Linguben von 58 Gemeinden eingc- 
angen,die die Linführung des Yrunken beschlossen hätten. 

Meine Daumen und Herren,was bliscb denn den Gemeinden anders 

übrig? Die Suche ist so,cass der berühmte Oberste Görichts- 

hof in Saarlouis centschicden heattc,der Franken sci vom Staat 
egcben worden,also müssten cic Gemeinden ihren Leuten auch 

Krunken geben. 


(Z:iischenruf: Nurkerhöhungen waren verboten! ) 


Das war cine Zran slage ‚die „ir nicht auders muchen konnten. 
Nun will man den Sparkissen auf diese .eise uns Leder. Ls 
ver mir dicse Sucht um so interessanter als ich gelegent- 
lich meiner "chrt als Ägitstor nach Genf in Strassburg fec- 
lcgenhcit hatte,mchröre Nummern von Strassburger Zei tungen 
zu kuufen. In eincr divser wwitung stand gross geschrieben, 
die bestehende Gemeindeordnung ne 

tere cinzuführen.!vine Dimen und Herren ,wus die Zeitung ge- 
schricben höt,wili ich ihnen nicht sugen,:!ir stehen hier 
unter der Notverordnung.%s ist dus ausserordentlich charuk- 
teristisch,dass min so wenig Achtung und Verständnis hat. 


Ls scheint mir 


uschuflen und dis weit äl- 
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Ls Bahr Int mir dass im Elsass dieselbe Ansicht verfolgt 
T? ai rd, 


Zuischenruf lärtin: Se dürfe riecht mehr ins Llsass 
fuhren ! 


icrgeld cine Form zinsloses 
Darlehen dar.Es ist klär,ienn wir auf französisches Papicer- 
geld eingestellt werden,dass wir dem französischen Stuat 
cin zinsloscs Darlehen gewähren,das durchaus nichtgering 

zu veranschlagen ist,bei dem Kredithunger,den wir im »aär- 
gebiet beobachten Können.. 

hir hat der kLeitur einer kleinen Bank gesugt,dass er meh- 
rcre hunderttuusend Franken als Darlehen auszuhlen könne, 
wenn cr es könnte ‚wenn er Gcld hätte. Es ist weiter ein 
ausscrordentlicher Vortcil,denn wir sollen losgelöst wer- 
den von unsren ulten rirtschuftlichen Beziehungen unserer 
deutschen Heimat.Zu diesen Zrcck werden wir einfach in 

das Prokrustesbitt der frunzösischen \.ährung cingezwängt. 
Ob die Gliedmassen hiucinpassen,ist cgul.‘.us nicht hinein- 
passt,wird cinfäch abgchuckt. 


Herr Schmelzer durf darf J schon nicht cchr. 
/ufl der anderen Seite stellt Fap 


In dem Artikel 31 zird der Präsident der en are ee 
sion ermächtigt,die Auszahlungen vuus diesen Versicherungen 
zu vermindern oder zu erhöhen.Die lkerk ist derurtig_schvan- 
kend gevordun,d.ss man nicht mehr bilenzieren kann.ich hal- 
te dem cntgigen,d:ss die KHegierungskommission in ihrer cige- 
nen Vorlage En Franken auch nicht mehr traut.-iiäir fällt 
vleder dus Llsass cin.Dau hat man den Franken cingeführt 
im Wege der Valorisation.&Sine Valorısution bekommen wır 
nieht und dic französischen Franken können „ir uns sclbst 
kaufen.lienn wir gezwungen werden gegen unserem 'i llen zu 
ciner anderen !ährung überzugchen,dunn \Wure es das einzig 
vernünftigc .. ". zu ciner vernünftigen llährung überzu- 
beten man ine Goldwährung nimmt. kinn min sagt,die 
apicr"ährung ist so schlecht,dass man nicht mehr arbeiten 
kann,dann nehme ich davon Äbschicd und gehe zur Goldrüh- 
rung über.in dem Entwurf stceht,wir scien dem französischen 
zollsystcem ungegliedert..vnun ich nicht irre,ist jemand im 
Saale,der sus lueemburg ist. Ich möchte diesem Herrn sagen, 
dass ın Luxemburg 10 Jehrc lang div NMurk neben dem Frunken 
hergel:ufcen ist. 


[ Zuruf : Schr richtig !) 


Das ist meines Lruchtins kein Grund.onn man schon eine 
endere \ährung huben vill,dann soll man die Goldwährun 
nehmen."ienn mın un den Pupierfrankenbusen gedrückt wird, 
dann soll man sich den Busiun ctwas näher unschen. 


Ich möchte Ihnen sugen,wus cin Engländer im "Manchester 
uardian " schreibt.Dicser Munn schricb,duss dus fSranzösi - 
Sch&e Budgct für 1921 20 lülliurden Frunes beträgt 
| Re 2 A N A 

und für 1923: suf 24 Milliurden Frunes geschätzt 
wırd. .zr fügt hinzu,duss dicse zahlen für 1922 und 1923 
nur gcschätzt sind und dur Gencralbsriehterstutter in 
Frunkrcich hat gcsugt,er schätze die Zahlen von 1922 auf 

1 Lilliarden und „uf 35 Milliurden für 1923. : 

| „ch meine dic Aussichten sind unter divsen Umständ.n 
für uns recht trübe.Ich für meine Zcrson mache diese Um- 
stcllung freivvillig nicht mit.Äber such in dieser Bezic- 
hung ist nichts guschchen.NMun hätte vicllcicht darübur re- 
den können;i'cnn es möglich geviesen “rare,dem Suurgebict 
| | | en+sprechend 


—— 
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cntsprechend dem Umlauf in der Paupicerahrung wuch die fi- 


nenziclle Grundlage zu guvähren,die Goldgrundlage vinzufüh- 


ren,denn hätten ‚ir cin finanziclles Mückgrat gchabt..Aber 
von «ll diesen en he Hug ist keihc vr,ogcen und vusgeführt 
worden ;\;ir verden glatt auf div augenblicklich bestechunde 


"ährung ir Franken verwricsin. 


Nun ist weiter zu sugen,iie die \Irtschuftlichin 
Folgen scin vwurden.Die virtschuftlichen Folgin-dus ist schr 
cinfuch-ich brauche mich du nicht zu burufın auf Wutachten 
dic im Jahre 1922 ubgegeben vorden sind,sondurn ich berufe 
mich auf (Mut:ichten,dice abgegeben worden sind,scitdem die 
mussgchbenden Kreise von dieser Kugierungsvorla e Kenntnis 
crhicltun.Dus sind die Bunken.Diessc hi.ben die Vorlüge ubgc- 
lchnt.Desglecichrn uuch der Iundul und die Industric.ir ha- 
ben Eingaben des »vchutzvcrcins für lkundel und Geicrbe ,‚Spür- 
kassen velchc ülle dic Vorluge ablehnen. | | 


Und dic Kommunen sugen,isenn wir uugere Spurkussen, 
© N Ye > & : due e N 
unscrs Jendcsbank verlicren,was sollcu ir mit üunsıren Frun- 
ken mauchı.n. Zllı lchen den Franken vb. 


Nun kommt für uns lic so übrruus schrerr:iegende Fro- 

ge. as gischicht mit uusceren Pensionärun,insbesonderc mit 
nseren "ltpensionärcn? ..s £uschicht mit unseren Klcin- 
rentnern und mit den armın Kupitolrcutnora,die durch die 
erk.ährung allcs verloren habıu und sich auf cine ncue 
" ährung vinstellcn müssen? Ich habe geglaubt,uichdem ich !n 
dcr Kommission Buhört hıttce,cuss dic Hegiurungskom:ission 
„uch 1huncı helfen ..ill,dess r:ir huute bindende Erklärungen 
der Regierungskommission bekämen.Dus ist nicht urfolgt. ir 
188.1,dass en icruagskommission diese Pläne verflolet 
und di; nötigı Vorlage muchen \vird,ubor ‚ic die uuslallen 
ire sissen .ir nicht. AllL die Gebührcxordnungen,ulle die 
Texen,vor «.llıu Dingin dic Steurrgesitze,das „urtzwiachs- 
stcuergescetz und ullı dicse Suchen müssen vorher geregult 
stin,che Dun In Cicst ucuc „ährung hinciügistürzt ıird. 


Ls ist gessgt wordın,duss dic Lohnstcuir es “llcia 
ermöglicht hättc.,duss_die Mcmcinden sich finunziert hätten. 
Ich er dafür cincen Ziischeurnf dem Hcrrn Sta tskommissur 
bereits zur Kunıtiis gigubun,dass nuch mciucr Orientierung 
mun dicst Lohnstsucr vicder aufheben ird.Sovcit ich «ciss, 
ist beu.bsichtigt,zum 1.Oktober dicsc Lohüstcucr uufzuhcben 
und defür dic altu Lohnstiucr der Verunlagung .’ieder vinzu- 
führcn..enn w.ın sich bci der Hcgivrung ae auf diesen 
Stundpunkt stılit-ich zicifelc nicht un divser kitteilung- 
SO Kunmii man nicht hicr mit Cicser »teucr argumentieren. Die 
Vertreter in den Gemeinden sing „usserordentlich ncugierigc 
Leute ,besouders denn, cin sic Mcld bekommen sollen und wcan 
sis mcinen,dass andere Wwutc kein Gold bezahlen. Vormöge dic- 
ser Lohnstiuer "ärc es möglich Ev vscn,du ja „uch die höhe- 
ren Buamtcn ihrın Abzug aus der Lohustcuer bezahlen müssen, 
suszurtchucn,..as die höhcercn Buumten ciguutlich kriugen. | 
Dus {.ird I eg gcmucht ‚vchn dic Lohnsteusr fegfällt.ıs 
gibt böse Leutc,dic sugen, duss das mit cin Grund scizsarum 
men jetzt dic Vuche ctiras umkrimpeln Will. 


( Zuruf: Hört,hört!) 


Düs ur so in slluer fürzci des, jus meine Purtci als politische 
und wirtschuftliehr Bedenken zur Vorlage gchubt hut. \ir 
h:.ber trotzdım uusere Mitarbeit in dieser Sachc nicht ver- 
Sugt,haben uns bumünt,in der Kommission,unter mühevollcer 
Arbeit in der YUunterkommission,der Vorlage die Giftzähuc 
herauszubrcch.u,div uch uuscerer Ansicht div schlimstun 
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schlimmsten :'uren. Ich ürdce mich fruucn,.’cun cs uns gchan- 
gon wärc,zu verhindern,dass dicsc Vorluge nicht Gesetz 
ürds. ES ist uber mil so,duss .ir damit rechucn müssen. 
"ir dürfen die Dinge n.cht „chmen,. ic ir si hier gurmo 
hätten und „ic sie WÜuschens.ert Wären, sonderi .ir müssen 
sie uchmen ‚ie sie sind..ir müsscn damit rechicn,duss dic 
Rugierungskommission trotz unseris grundsätzlichen ublch- 
ncnden Standpunktcs dic TE doch ins Leben ruft und : 
d.ss der Franken hier dus Zchluugsmittcl werden wird.ich | 
habe uber nur noch div ciic nitnung „uszusprıchen, diss dic 
Folgen,die cintreten verden uud cintreten müsscn,nicht zu 
ci:um kutsstrophulın Ende für user Scurheimit Führen wer- 
duns Ich \.ünschc ‚dıss div Befürchtungen,dic ich heute schon 
hubs,nicht cintreten werden. Ich gl:ubs uber kuum,dass nich 
Bae Zukunft Ci:cs Kessorch  belchren''ird. 


(Zuruf: Bravo ) 
Vorsitzender: Dus "ort hut dır \bguotdnctt Betz ! 


Betz ( Soz.): Mine Damen wnd Surren! Numwas der Soziuldcmo- 
krutischin Fraktion habe ich zi der "öähruugsvorlauge folgende 


schriftlich formuliert. Lrkläru.g ubzugiben: 


" Die Sozisldemokrutische Fraktion Ichrt es ub, 
div Rrgieruugskommission von der Yerantiortung 
für dic von Ihr geschaffenen .ähruugssch.'icrig- 
keiten zu catlasten oder ihr gar die 'erant- 
vortung abzuschmen.Zu diecscr »telluüigsuhne 
verunlassen die Fraktion folgende Gründe: 

1. Die zu begutachtende Verordnung bildet nur das letz=. 
te Glied in der Kette derjenigen Maßnahmen, durch 
welche die Regierungskomission die Verdrängung 
der Mark und deren Z;rsatz durch den Franken be- 
zueckt hat. Alle diese Meßnahmen der Regierungs- 
kommission ;nrden getroffen, ohne daß die früheren 
gewählten Vertretungen oder der Landesrat gehört 
orden waren. Die Mehrzehlder von der Regierungs- 
kormission verfügten ließnuhmen erfolgte gegen den 
ausdrücklichen ällen der Bevölkerung oder der be- 
trotfenen Bevölkerungsteile. Hierbei :.iird an die 
vinführung des Franken bei der Eisenbahn und Post 
und an die Besoluung der Kommunalbeauten insbesonde- 
re erinnert. ; 





TEE ÄEITE EESLIII ERDE SICTE 





£. Die sozialdemokratische Frektion hat berechtigte 
Zueifel bezüglich der Absichten der ie ;.ierungskonm- 
mission, de sie der lieinung ist, dab die Regierungs- 
kommission sich nicht nur durch wirtschaftliche Be- 
veggründe leiten lässt, Lin großer Teil der Maß- 
nahmen der Regierungskommissior erfolgte nämlich 
schon zu einer Zeit, als die kark noch etwa so sta- 
bil war,..ie:08 heute der Franken ist. 


ce u Proz 


3. Die Begründung der "Äährungsverordnung lässt jedes 
tiefere Lingehen über den Einfluss der "ährungs- | 
Be TUNG auf das 'irtschaftsleben vermissen. Die 4 
Phraseologie, die sowohl dem Srzeuger vie dem Ver- | 
braucher, der Jndustrie, der Lündwirtschaft, den 4 
Arbeitern, den Angestellten und dem Hendel das Pare- © 
dies im Ssaargebiet verspricht, wenn nur sinnal der 

rn . a 
Franzen =ingeführt sein wird, bildet eine unwirk- 


liche Darstellung der wahren Zustände. 
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Bela 


4. Die sozialdemokratische Fraktion ist überzeugt, daß 


auch nach Binführung des Franken als alleinigen 
Zahlungsmittels die Arbeiter und Angestelltenschaft 
im Elend oder in gedrückten Verhältnissen zu leben 
gezwungen sein wird. Die Hartnäckigkeit des Unter- 
nehmers der Gruben und der ErOb FACES Kampf der 
Bergarbeiter um menschenwürdige Bezahlung zeigen 
daß auch der Frunken das wirtschaftliche Heilmittel 
für das Saargebiet zu bilden nicht in der Lage ist, 
da der Unternehmer sowohl bei besserer als auch 
schlechterer Valuta das Lebensniveau des Arbeiters 


und Angestellten herunter zu drücken bestrebt ist. 


6. 


8 


Mag auch der französische Franken im Ausland nicht 


denselben Schwankußgen ausgesetzt sein wie die Nark, 


so konnte man doch gerade in der letzten Zeit eine 
sehr starke Entwertung dieses Zahlungsmittds im ei- 
genen Lande feststellen. Der Beweis dafür ergibt 
sich aus dem ie Ansteigen der Preise aller 
Lebensmittel und Verbrauchsgüter. Dies beweist die 
Teuerungsindexziffer Frankreichs und des Saarge- 
biets. Mehl, Kartoffeln, Butter, Eier, Fett usw. 
sind um etwa 50 % im Preise gestiegen. 


Die sozialdemokratische Fraktion ist der Auffassung, 


daß auch der gegenwärtige Zeitpunkt für die Umstel- 
nn. der Erg der denkbar ungseignetste ist, da 
nach gütlicher Erledig der Reparationsfrage und 
des Ruhrunternehmens stabilere Verhältnisse In 
Deutschland eintreten dürften. Das Ergebnis der 
Abstimmung im Saargebiet, die nach Auffassung der 
sozialdemokratischen Fraktion zugunsten Deutsch- 
lands ausfallen wird, wird spätestens im Jahre 

1935 eine erneute Umstellung der Sig erforder- 
lich machen. Solchen fortwährenden Umstellungen 
von der Mark zum Franken und vom Franken zur Mark ° 


‚ kann ein "iirtschaftsgebiet nicht ausgesetzt werden. 


Die sozialdemokratische Frektion verlangt bei dieser 


Gelegenheit von der Regierungskommission, daß sie 
ihre volle Pflicht und Tatkraft für eine _ auskömn- 


liche Bezahlung der Arbeiter und /ingestellten und 


insbesondere der Bergarbeiterschaft entfaltet, wenn 
sie schon mit solchem Nachdruck die "ährungsände- 
rung erstrebt. "ir machen die Regierungskommission 
bei dieser Gelegenheit weiter auf das ungeheuere 
Elend in den Kreisen der BRAD ERDABCHESS en und 
Hinterbliebenen, der Kleinrentner, Jnvaliden, So- 
zialrentner und anderer notleidender Kreise auf- 
merksem, und weisen sie darauf hin, daß es die vor- 
nehmste Pflicht der eng sein müsste, diesen 
vollkommen verartten Teilen de 
8° tatkräftige Hilfe angedeihen zu lassen. Die 
ünitige Behandlung dieser Kreise wird für die so- 
zialdemokratische Fraktion einen Beweis für die Ab- 
sicht der Regierungskommission in der "ährungsfrage 


bilden. 







Der Vergleich der Löhne und Gehälter in Deutschland 
und im Ssargebiet ergibt, daß der inneres !’ert der 
Mark, d.h. die für den Konsumenten entscheidende 
Kaufkraft der Mark in Deutschland weit höher als im 
Ausland ist, während die Verhältnisse beim Franken 
umgekehrt liegen, denn der innere "ert des Franken 
ist bedeutend geringer, als seine Bewertung im Aus- 
land. Die Bewertung des Franken im Ausland beträgt 
| etwa 
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etwa 13, seine Keufkraft im Innern höchstens 46. Die 
voreenannten Gründe verenlassen die Sozialdemokratische l 


Fraktion zu ihrer heutigen Stellungnahme. Sie sieht | 
sich deshalb außerstande, die politische und wirtschaftli- ! 
che Verantwortung der Regierungskommission in diesem’ i 
rorgeschrittenen Stadium der Verhältnisse abzunehmen." 
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u 
Fuchs (L.V.): ! a 
eine Damen und Herren! Dic Darlegungen des Eerru 
Kollegen Levüchör haben bci Ihnen allen wohl den Ein- 
druck verstärkt,duss dic beubsichtigte Massnuhne der 
Kegierungskommission vom juristischen Standpunktc aus 
betrachtet,nicht eimvandfrei ist,duss sic darüber hi- 
nuus von grosscr \irtschäftlicher Bedeutung für dus 
unzc Leben dus Saurgebictes scin vwird.Eerr Levucher 
at auch mit Recht auf dic hohr politische Bedeutung 
dicscer lussnuhme für die Zukunft hinge:iesen. ich kon- 
me wuf dies. Frugc sputir zu sprüchun. 





Meirzc Damen und Aurrin! Auch vir verstchen div Auffas- 
sung dcs Ikrrın Stustskormmissurs nicht,:'cun ur mulit,cs 
sei Nubinsucht ‚zu prüfun,oder fvstzustellen,ob dic 
heutige Vorl.gi im Rehmen des Versuiller Vertruges gc- 
cbın,ob sie zulässig sci odur nicht.Gerudu dic rccht- 
iche Seite der Frugu steht für uns immer un urster 
Stelle.\ir heben bi dem ersten Zusummentreten dus 
lundesrütıs durch den Va sitzenden der Fraktion die 
Erklärung ubgceben ‚lussen,duss ‚ir den gegebenen Ver- 
hältnisscn Rcchnwig trugca,uns suf den _ Boden des Ver- 
sailler Vertruges stellen und mit der Regicrungskon- 
mission zussmmcnurbeiten .ollen,abur nur zum .ohlc 
der Ssarbevölkerung und nur auf dem Boden des Versail- 
ler Vertregos.ltine Dimin und Herren! Ich kann tat- 
sächlich ci:c Regicrungskommission nicht verstehen, 
dic durch den liund ihres Stuutskomnissurs urklären 
lässt:die Frage ist ncbunsächlich,ob dic heutige \kss- 
nuhme sich :ul d«s Stautsgrundgesetz des Daurgebictcs 
den Versailler Vertr.g stützt odır nicht.Erste Pflicht 
der Rugivrungskommission und jeder Richtung ist es,zu 
prüfen,ob dic Vorluge,die sic dem Jundesru vorligt, 
Sich „uf dei: Versuiller Vertrag stützt.\.ir ..crden die 
rugc,ob dic je. viligu Vorlage der -tcgierungskommission 
dır linken Orundlupe cntbehrt oder ob sic cine 
tügtzr im Versuiller Vertreg findet,immer .icdor zu 
stellun,so stullca ir auch heute diese Fruge au erster 
Stullc.Kumm durch Gusctz dir französische „aährung im 
Suurgebict üls gösectzliche .ährung cinguführt .erdun? 
Mit Damen und Ierren! Die Fruge ist,um div Antzort 
leich vor.ig zu nchmen,zu verucinen.Der litiurf der 
cgicrungskommission zicht 1x der Linge.ngslormel dic- 
jenigen Artikcl dus Verseillur Vertrages un,auf dic 
3 SER Vorl.gc sich stützt. £s sind dius die Är- 
treke1 19,23 und 32 Absutz 2 des Verscuillor Vertruges. 
Ich möchte vor..vg nchmun,dicv Rigivruxgskommission 
stützt sich ‚aicht ct.iua uuf den Artikul 33 des Ver- 
saillsr Vertrages. ir .issca,duss div Regivrungskon- 
mission Schon vusgicbig vo: dicsem Artikcl Gebrauch gi- 
mucht hut,dıss sic sogur im YLrorduungs.scge bestimmt 
hat ‚'elchen Siun dieser oder jener Ar ikul des Ver- 
sailler Vertrages hüben soll.D.s haben Sic bei der 
“ohnungsfrage ,bcei der ohuuugsverordiung erlebt. ir 4 
hubin us demuls lungc durum gestritten, .’ic der butref- } 
Icndc Artikel des Versuiller Vertriges uuszulugen ist. 
Die Rugierungskommission hat hintsrher cine Auslegungs- 
verordnung vrlussen und licse bestimmt,wus nach unsc- 
rör Auffassung dum klaren Text dus Vursuiller Vertriges 
dirckt zu. iderläuft. ch butorie nochmuls,dıss sıch üle , 8 
une lom-iesion nicht auf den Artikel 33 des kr ı WM 
Salllor Vertruges stützt.sie stellt damit selbst Lest, E 
duss dic Destimnmungen,auf dic sic _ sich stützt,unzi'ci- i 
Ccutig sind. ch möchtc dies deshalb betoncn,dumit die 
cegicrungskommission wicht hinterher kommt und sich 
nachträglich uuf "rtikcl 93 stützt. 
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Keine Daumen uzd Ilkrren! !n urster stelle beruft sich die 
Rrg-crungskommission auf ırtiksl 19,dcı mein Vorreduer 
verr Levicher mur kurz behandelt hut. 


Der Artikel 19 lautet: 


* Die DaB RIENEEUMIBE On hut im Saurbeckengcebiet 

elle degicrungsge.'alt,die früher dem vJeutschen Reich, ”reus- 
en wie Bayıraı zustend,mit -inschluss des Rechtes, Kamte 

zu crnenncn und „bzusctzen und Cicjenigen Organe der Ver- | 

rue une Vertretung zu scheffen,cie sic für not::cndig 
ält. | 


Der "rtikcl spricht „usschliecsslich von Hegierungsge"ult, 
Kegivruagsbifugnis,::orin_ dus Gusetzgebungsrecht nicht cin 
bezriff.n ist.ier Versuiller Vertrag ist dersclben Auffas 
sung. Lr rıgilt im !rtikel 23 Sie Gesetzgebungsfruge be- 
soucers untl Zuar ausgisbig.Zu den Augierungsbefugnissen 
des: trtikel 19 er ni Bi die Gesutzgebungsgerult ,r.cil 
i2.dem rtikil Zu Clise HA Ye gcregult ist. 


cr Artikel 2 lautct: 


Div Gesctzi wid Verordauugen,die im Burbeckeugs- 
biet «m /1l.Hovenber 1918 in Ersft suren ieibentan 
von cen mit Rücksicht zeuf dın Kriegszust.nd gutroflen.n 
Bestinzungen Jin Kruft. 
solltın „us allgemeinen Gesichtspurkten oder um diese Ge- 
sctze und Verordaungen mit den Bestimmungen des gsgcäa.’är- 
tigen Vertruges in Linklang zu briuagcen,anderungen nötig 
‚Scrden,so “erden, diese durch den Acgierunssuusschuss nuch 
Ausserung der Ecvählten Vertreter dor Bevölkerung beschlos- 
sen unc eingeführt. ber lic l’'orm der Linholung dieser Aus- 
serung cutscheidet Gacr !.usschuss.Uhni: virgäugige Peiragung 
des frunzösischen „te.ates d.rf keine Anderung In der in 
> 12 vorgesehenen gisetzlichen Ur’nung des, Grubenbetriebcs 
vorgcnommen \!SrÜCH,6S Sci (cnn,Cu38 Clesc Anderung cic_ Fol- 
c einer allgemeinen vom Völkerbung beschlosseiicn Regelung 
cer !rbeitsvcerhältnissi ist. f 
Bei !'ostsetzung der Arbeitsbedinzungen und Arbeits- i 
stuneen für länner, Frauen und Kinäer hut der Regivruugs- h 
ausschuss Cie .üusche der örtlichen Ärbeitervörbände so:’it 
Ir vom Völkurbund ungcenommencn Grundsätze zu berücksich- 
igen.’ E 


VEIT TE TESCSCIZSAGGE ELITE 
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Dies. letzte Vorschrift geht davon uus,dass un dem beste- 
he:"sn Rechtszust.xd, ic cr am 11.November 1918 !ar,nichts 
Scäädert "irleen soll.fur cus zivi Gründen soll ie Regie- 
runeskomnission zur .!bäncdcerung befugt scin.Namlich cinml, 
„cnn die !bicichung durch ullgsmeiuc Gesichtspunkte geboten 
ist,icraer can es sich als not.’endig vr.’eist,lie bisherigen 
Gesictze mit din Bestimmungen Acs Versziller Vertruges in | 
Fisklang zu bringen. Die erstcore Altornutite könnte, can j 
nicht die ziicite hiuzukäme ‚zur Begründung fast jeder gesctz- 
eberischen laussnahme herungizogen "crden."ber Serude durch 
lie ziicite Alternative findet die vrstere ihre natürlichen 


© 











und logisch.n Schranken. er, PR ER a 
-enn nämlich besonders betont .ird,duss lic Augie- i 
rungskomnission beiugt ist,durceh gcsitzgeberische u 8suuh- 4 


men dic bisherigen Gesetze mit Cum Vertrag von Versailles 

in ..Iuklang zu bringen,so folgt daruud,duss vine Gesitz- 

BEbuLE cureh div Acgicrungskomnissiox vuf Gebieten, dic 
sruits im Vers.iller Vertrag geregelt siud,nicht gegen den 
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Versailler Vertrag. 





IT 


2. 


N 


Vers.illeor Vertrag,sosäctn ausschliesslich zum Ziucke der 
Durehführung sciuer Bustimiungen re Seine ist,.1lso nur 
zur Lurchführung des Verseiller Ver raßıs ‚nivmuls uber im 

iderspruch mit dem Versuiller Vertrag. Ls ergibt sich für 
uns daraus lie veiterc Fruge: 

Betrifft die Regierungsvorluge cin Gubict,d.s im 
Versailler Vertrug geregelt ist...chi: ja,dicnt dic Vorlugi 
der Kıgicrungskommission der Durehführung des Vers.iller 
Vertreges. I: Beanti'ortung divser Lrugc muss ich üuf den 
„eiteren Artikel zurückgruifcen,.uf den sich dic Rugicrungs. 
komnissior in ihrer ee zu itrur Vorlage 
stützt,.uf den /rtikel 32 des Suurstututs.Licsir ärtikel 
32 ist vos Herm Levichir bereits vorgelisen :orden: 


" Der Umlcuf französischen Guldis im Seurbecken- 
Scbict darf in keiner .cisc verboten oder cslugeschränkt 
“srden.Der frunzösische Stast_ hut dus Recht, für ulle scinc 
Käufc und Zuhlungen und in allcı scinen Verträgen bizüg- 
lich der Ausbeutuug der Gruben oder ihrer Ncbenunlagun 
sich des frunzösischen Geldes zu beficien. " 


wine Dimen wüd Herren! Ss .crdez hier deutlich z.:ci Fäl- 
lc unterschicden.Der crstc Absutz rigelt_ den Umliuf des 
französischen Franken und untersugt dır Aegiirungskomnis- 
sior,den Abschluss vou Verträgen 1u frunzösischer .ährung 
zu verbieten: | | 

Dumit ist z’ingend ürerk.unt,du.ss Cie Hark dic allcinige 
scsctzlichc "ährung bleibt.Dein nur witer Givsur Voruus- 
sctzung hat dic Bistimmung,dass Liner underul: „ährung, räm- 
lich der frunzösischen kein Hindernis in den „vg gelegt 
scrden darf,cinen Sinn. 

Dir zucite Absutz, böchöindelt Beprullber divser £rundlögenden 
Bestimmung ciacı Zusnchmefall.eicr ‚ird Cie französische 
Währung der gusetzlichen gleichgestellt ,insofuru,als der 
Schulduer-der französische Stuat-Zihlung in Frunes.iährung 
leisten darf.Dicser FLll ist aber .’icder buschränkt und 
z’ar objektiv und subjektiv.Subjcktiv .cwil nur Zihlungen 
des französischen Staates in Bfr..cht "er vor Rome und 
objektiv, il die Zuhlung auf div Ausbeutung der Gruben 
Bezug haben muss. 

Zuch der zicite Abs..tz des Art.32 lässt somit die 
deutsche "Währung uls die alleinige gesetzlich. bestehen. 
Damit ist div ährwigsfrugc im Versuiller Vertrig sclbst 
erschöpfend geregelt. Jede undere Regelung vürde ein Aude- 
rung des Vertrages vom Versailles iu sich schlicssun.Diese 
„ber könnte wicder zur durch dic ligivrungskommission er- 
folgen durch eins Vereinbarwig der beteiligten Staaten. 


weine Demon und Kurren! Is ist nicht dır erste 
Fall,dass dic Rcegierungskomnission über ihre Kompitunz 
hinausgigangen ist.Eiu6 ciuschneidende Anderuig Ar .äh- 
rungsverhältuisse “;urde gesch.ffen durch die Binführung 
des Zrankcı. bei Post und Liscibahun durch dic_Vurordnung 
vom 16.!ärz 1921,so:;ic später in den Kommunalvurvaltungen 
durch Rundschreiben der Regierungskommission vom 1. Scp- 
tember 1921. 


ER Im erst er.rähuten E11 hut die deutsche N ehe, 
Linspruch crhoben. Sic hut sich auf den Stencpunkt gestellt, 
duss die Lrhebung der Liscnbahn-und Postgcebühren in Frun- 
kei. clie Kos Binde Versüiller Vertrüuges ii cluur Fruge 
vo: grundlugcnder Bedeutung sei.Dic Regierungskommission 
hit hier.ui unterm 21.!xi an den Völkerbundsrat burichtet, 
= Nirführung des Prunkcen sci durch dic Bestinmung dcs 

2 dıs Fricdeisvertra.gcs gercchtfurtigt. Sic hat behuup- 
tet,d.ss unbiestruitbur de Umleuf des Franken vine Be- 


schränkung 
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Beschränkung suforlegt ürde, can die Acgierung nicht dus # 
fnceht hätts,die „un..undung des Frauken bui den Behörden # 
vorzuschr:ib.n. | 

Meint Demi; und Herren! Diese ae srschcsi.:t 
richt sch’uch. Div biz0ge:. Bustinmuug verfolgt wur den 
Zuieck,din freien .illen der /ortruösperteien bezl.der &h- 
rung.dur diese sich unter.'erfon wollcı,kein linderuis zu i 
berciten.Gere:ci diese Vertragsfriiheit het dic Rgivruigs- 'f 
komnission u::terbundin.Sie hut z,arngst.cise ungvordnet | 
dass allı Leute ‚die zur Fost u..c Khan in vertruglichs Bo- 
zichu.igen triten,sich der fr.nzösischin ährung bedicacn 
müssen. Dice Vertr.gsireiheit iu der uhl_ der „ährung,dic 
Sc. anrl.istet :crdcı soll,ist dehkin. Dic Acgierw.gskomnis- 
sior "hat sic stett zu vichren,unterbuiuden,sie hat dic Ir.n- | 
zösisch. _ähruxng vorgischrichen. Interessant ist cs och M 
festzustelien,duss sich die NAegicruxgskomnmission in-di.sın 
ihrın Bericht au: d.a Völkerbu:dsriıt auf ırtikel 35 des Ver- 
seiller BEE &> bizogi:n hi.t.Des ist der !rtikel,tvonuch 
sie das Rıcht der wuthrutischix Liternretution der Austin- 
mungen Bee versaillor WKrtrußis hits: -, 

ie jetzige Vorlage stützt sic aicht,iric vingungs 

srwähnt suf diesch Artikel. 


Icins Damen und Krren! Nach minor Auffassung bc- 
eutet dic linführung des Frunken tatsächlich viru Abwei- i 
chung vo: dun klercn Bestimmungen des Versciller Vertriges. 
„ir Müssen zus diesem Gruxd- die Orsuge „blchnun. Eine 
ercrrc Auffessung ist juristisch nicht dexukber.Dic Vorligi 
steht in dirvktem .iderspruch mit den klaren Bestimmungen 
des /ers:iller Vortregis.äm böuste:. boicist das vie klci- 
ic Probo, ird cie Torlag, Mesctz,so habei :ir_ deu frunzö- | 
sischer trunken..o bleibt der artikel 32 dus Ssarstututs? ! 
Sic Terdi:: zugebei müssıı,dass diese Sustimmuig dein: il- j 
lusorisch gcrorden ist. ıxluc Dunen und \kerren,uid des } 
soll kiiic Änderung des Verseiller Vertruges scin? Die . \ 
stimmungin des "rtikil 82 si:c damı illusorisch und 2 
hängen in dar luft. vun die Suglierwmigskommission win Gi- 
sitz cinführt,des cine Bestimmung dis Versailler Vertrages 
ecgsnstendslos macht,dumn Aulert sie dın Vertrag silbst eb. 
cine Dimmer und Eirren! Ich derf .ohl auzchmen, 

dass Sic alle mit mir einif in micrır Auffassung sind und 
ich :ürde mich freuen,:’enn sich dır ferr St. utskomiss.r ! 
meiscr Zuffussung anschliessen. oder &äber mir den Mugenbi- u 
tıs erbringin „ürdi,dess uuii:u rgumentatıon unrichtig i 
ist.Ich gluube,.s .ird ihm sch.cr Zallen,den Wgeubuscis ! 
Zu erbriigi. i 
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eine Dimn wid irren! Ich muss hiur ıoch cuf cixe 

R > RT; z - ads E ur . er a REN 1 LEBER N n 
andere lutsuche hiniscen: ir sing hier 1: eiuem Abstim- 
munssgcbict.....s bedeut.t dis ? Im Juhre 1935 sollen :ir 
hier übır 3 Fragen ebstimmen: 1.ob .;ir eius .iedervcrei:i- 
Ben! dem Reich ünschen,2.0b .iir sinus Vereinigusg mit 

runkreich Unsch.z, 3.0b ..ir cin lortbestehenlessin des 
heutige: Zustands vünschen. 
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Kite Damei:- und Herren! Vie diese bstimmung „ustule 
Te. 1rQ0,.0:98 vissch Sir heute scho: ulle.Auch die Meic- 
rueskorLmissio:. ciss das,und der Völlerbuid sollt, dus 
vigcitlich „uch .issca,schu or vou der Acgicruugskomnis- H 
820: Opju.ktiv über di. Jorgansc hiur iuforni.rt 'ärs. u ' 
‚ir um. „becstimmt hubsn,:.s dene ?Bıu sollt: Bu. Mul- 
Br lass (avıs.oche Omas wrlscigt är, ‚Ge3s3 ir 06h“ 
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“uiserts zum Mcich wiröer zurückkehre: :ürden. Dis ist 
senlesstu.s unsere itichts:uffussung voi dır Sache. ir sind 
der, Auff.ssuung,d.ss,.icähu ci. Voll durch "bstimmuug div 
ielerviercinigung mit dim Mttich beschlossen .hut,sclbstver- 
stärdlich demit solort lic icdervercinigung du sul müss- 
tus Im Versciller Viertrug steht ct.us Ährliches,uber nicht 
Euna AU BaCIRC. DO t heisst cs nämlich: Der Völkerbund cont- 
schöidut ( 95 )J.Uuter vsilche Stuutshoheit dus Gcbie 
Egistul sroch SsoLl,u:ter ge, Ser Pr dus dureh die 
Voks.bstimmung susgrdrücktın uisches. Also der .illc dcs 
Volkes. ist vIcht entscheidend... Ir hi.ben das ja such bei 
Übersehlisiun Seschen. 28 zus mus erden ..ird,such wenn 
ir sclbstvurständlich mit 99 °. w.sere Stimme für div lic- 
dervsrei.igung im Jahr, 1935 „bgeben,dus .issen wir noch _ 
zichti" licins Demon ung Lerren ! Ls ist ixnterissunt ‚[ustzu- 
stsllei:,duss cin. güurrissc londerz hicr im Seurgubiit be- 
stoht;dic l.tsachen schiffen „ill,um sich spätcrhin den 
Völkerbund gescnüber,der zu ontscheiden hat,auf diese Tut- 
suchen zu berufen und zu sugıen,so ist der Zustand hiir, 
Cicse litsuchce: ziiingen zur "ntschceidung für cine Viorilnil- 
gung mit Erunkreich,treift dimentspröochend cur, „_utschel- 
ungi ir h£bei gehört,im Versailler Vertrag steht drin, 
soll dıs ssärgebict dem französischen Zollsystcn un- 
gliedert verdei...ir hıben vor viniger Zit bei der Brü- 
ung der Vorlage über lic Zollbahnhöfe darauf hi.geivsen 
Guss dic Durchführung dieser Bestimmung für dus irtschufts- 
leben des Saurgebietscs ruinös wirken würds. Herr Abgsorc- 
neter Becker,:irr ibgeorüneter Röchling und lüärr Äbguord- 
röter vo: Vopelius haben dicsc Ansicht vertreten w:d im 
einzeln: wusführlich begründet. Ser,ierr Abgı- 
ordnusti Decker hut such der:ul hingeticscn,düuss sich in den 
Verzsillor Vertreg vis: Bestimmung indet,dad- Juli BEBB: 
Schafft dic Durchführung si..zuluer Bestimmungen des Ver- 
suällsr Vertrages ciue irtschuftliche Wgs,dic dezu z.ingt, 
voh der Durchführung der Bestimmungen des Versuillor Ver- 
trugis vbzugch.n,so soll der Völkerbund cin Abgchen von 
dieser Bestimmung busschlicss.un könxnch. .ir haben damals 
dursuf hingewiesicn.Dir Herr St.atskommisser ist aber über 
diese Irıgc zur Li. A übırgisuiigen er hät erklärt: 

im -Versuiller Vertr.g stchts drin: Linglicderwig des Saur- 
S-biitis in dus französisch, Zollsysten.Dish.lb irds ge- 
Dioent un cr ohue Mücksicht &uf dic wirtsehuftlichin !ol- 
gin,dir vıius dururtige Linglicderung herbeiführen muss. 

deine Dimen und Herren! Hier stützt men sich auf 
der: Versciller Vertreg,ob.ohl wisere Suchverständigen darauf 
hirge: icsen huben,dass Cie Durchführuig dur Bestimmung den 
irtschuftlichen Ruin des Suurgebictis herbeiführen muss 
und ob:iohl unserc Sı.chverständigen darauf hingevivsen und 
esugt huben,cs fiuden sich Bestimmwigen im Versuiller Ver- 

r.8 dic cinc der.rtige luissnahme bescitigen lassen. Hkeutc 
st fit mun sich :uf den ertgegengusitztin Standpunkt. Heute 
fr88t mın sich dun.ch,ob der Vers.iller Vertrag div rücht- 
lie un Untorligen zur kinführung der Eiplanten lEssauhme 

160. ..cshalb ?  Är.l französisches Zolleystem hrer,ir.e 

ranzösische ' ähruig hier im Suargebict. Achten Sie darauf! 
Nr.3 ‚4, 5, 6 werden im Luufe der Zeit noch kommen! 





( Zuruf: runzösische »chulcr- Schr richtig! ) 


nd. im Juhre 1955 ist cin System gceschaffen,das objektiv 
betrachtut Eabsgac* ist,die Luütscheidung des Völkorbundes 
gu der hoch.ichtigcn Frage ,ob .icderverciiigung wit dem 

cich oder Vercin.igung mit Frankreich, cutschcidcnd zu be- 
einflussen. Duss man en kompetenter Stelle diese Nutsachen 
Scbührend in die "ugschale hinsimwerfen vird,unterlivgt 
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keinem Zruifel! 

Discs. Mssnuhmen sind mit dem fharaktır,mit dem 
Sinn und Geist des Verseiller Vertrages nicht in Einklüng 
zu bringen...ir ohren hicr in cinem Abstimmungsecbict. Der 
Nhuraktir des Gebictes verlangt,duss alles beim alten 
bleibt,in dem Zustend,ir dum die Rıgiverw.gskommission dus 
Lund hicr um 11. November 1918 übernomm.a net, Dus geht 
es Lus den Bestimmungen des Verseillir Vertrages klar 

ervor! 


(ZurufrBchririchtig:T) 


‚Dic Regicrungskommission muss sich &uls Treuhäudıer hüten 
Muıssnu.hmen zu treffen,dic im Jühre 1935,objcktiv betruch- 
tet, geeignet scir könach,die intscheidung us Völkerbun- 
des zu becinflussen! Line durartige Tatsache ird aber 

gischaffen, can SE EL De enlesien die fraszösische 

„Ehrung uls Sesetzliches Zahlungsmittel einführt. 


Ich habs chen auf dic Tatsache der Ba ie 

des Deargebictes in das frauzösischs Zollsystum hingewic- 

sen: Dieser Zustand ist zuar im Versuiller Vurtrug vorge- 

schen,da pocht man dreuf.Lcute passt es besser in den 

Rehmen der gesimten Icndenz,vom Vers.iller Vertrag &bzu- 

schen und Bestimmungen zu treffen,dic im .iderspruch nit 
cm Versailler Vertrug stchen. 





Moinc Demen und Nerrin' Ich weiss,dass_ich nit 
diesen miinen Ausführungen Gefuhr laufe,von der Kegierungs- 
kommission auch als Asatehhar Agitutor sugcsprochen zu 
„urden. Sic werden sich erinnern,duss die Megicrungskommis- | 
sion in ihrer jüngsten Lingube au den Völkerbu:.dsrat die | 
politischen Fertsicn hicr £ils deutschs Agit: toren hingc- | 
stellt hit,die gegen Frunkreich iusbesonderı. gegen Bel- 
gien hetzen sollen. Meine Damen und Herren! \ir sid Dkut- 
sche! Ds Recht lassen wir wis nicht nchmen! 


S4YyarHog Fyasıyd a ZEET uay2n4G400S | = 7 


( Zuruf: Schr richtig !) Ä 


3 [ a ä r ? | 
Dieses Nceht zimmt uns sogar der Vers.iller Vertrug nicht, 9 
denn er hat uns unsere Nationalität gelussen. :ir sind 
aber keine Agitatoren. ‘ir müssen dic Regiirungskommission, ) 
vielmehr den Präsid.uten der Kıgierungskomission deshalb 


hide ah bitten,ir. Zukunft derartige Un ünd: zu untcer- 4 
ussen! 





( Zuruf: Schr richtig !) | 


“ir kämpfen hicr nicht gigen Fraunkreich,sound.rr um unsere 
viginen interessen,um d&as interesse der »aarbevölkerung, 
um das ‚ohlergchen der Suurbevölkerung! "ir kämpfen um 
unsere Rechte ,die uns durch dın Versuiller Vertrag ver» 
Brsctt sınd,.ır kampfen un unsere Freiheit! Und in diesem 
Kımpf Verden „ir,devor bin ich Iıst überzcugt,den Sieg 
duvontregen! | 


ce a PuoZ 


(Zuruf: Bravo ! ) | { | 
| i H.rr St.utskommissur Dr.Licsch. 
Vorszitzchdsr ::: bus. .ort hat der Ä 


Steatskommissur Dr.Licsch! Ich möchte dei. Eurrn Abgeordneten ° 1 
Fuchs darauf aufmsrksam mauchen,duss ich mich i:: dem Silmue 
von der “irtscehuftlichen Seite uusgedrückt hab und ge- | 
Sugt,duss dis rechtliche Seite vorläufig in dın Küntör- D>2> 
ru: | 
In 
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Fintöorgrund treten “ürde.ich lkunn dic Auschuldigung, den 
een N Vz 19: \ 
enzen undesrat uls nebensächlich bözeichnet zu haben, 
sicht euf mir ruhen lissen. 


“es Cie Ausführungen der Herren Levacher und Fuchs 
subetrifft,kenn ich BURSD SAP. mich ihre Ausführungen 
nicht richtig überzeug haben. Herr Fuchs sugte,duss der 
Friedensvertrug Cie bürk als '‚ährung bestehen lusse. us 
ist ZIeRrIe: ür lässt sic in dem Augenblick,in dem der Ver- 
trug geschlossen urde, bestehen. Mau seh damals ni-cht ein, 
duss cin Zustand geändert erden müsste. ber daraus,dass 
der Frie ee criger tut,.ls eine Tutsuche 
zur Kom.tnis zu sc en,folgt nicht,dass dadurch der Fric- 
dersvörtrag in Zukunft das Bleiben der lurk guisährleisten 
m: Dir eh besteht solunge bis cine Abänderung nö- 

Oersc cheint und das ist näch der heutigen Vorlage der 
2], Dis Verordzung nimmt den rechtlichen .€8g. 


Vorsitzender : is ort hat der igeordnctc Schmoll! A 


Schmoll (H.u.L.): lNceins Damen und Herren! Bei der Beratung in 
dur Kommission befunden vir uns in voller Übereinstimmung 
mit den übrigen Purteien .bgeschen von den beiden Herren 
der kommunistisehen Pırtei."ir hiclten die rücksichtslose 
zusrottung der lurk ebc:so verfehlt, ie das die übrigen 
Pırteicn zun a gebrächt haben.Deshälb ur ich über- 
ruscht vor eini lager in der Presse zu lescen,d@ss nur 
26 ..bgceordnite Ms undesrates diese Leinung vertreten 
hätten. Die Meldung kommt aus Gend.Ich konstatiere,dass 
iss zire Irrige verstellurg geöivsen ist..ir stehen zuf 
dcm Stund unkt den die übrigen Parteien vertreten, dıuss 
man sich bei »teuery, & ‚bührenoränungen, rk en auf Junge 
Frist, bci der cigLzart igen lage des DEE Ergeb ietcs des Fran- 
ken beeichen sollts.&s väre icdenfalls In vielen Fällen 
ya g&. 'eseun,;1s x. der ferk festzuhultun.Ich denke \ 

uch en dis Miete Uns Husbesitzen. ist cs gleich- I 
gi ig,ob dic kictc iu berk oder in Frunken bezahlt wird. | 
ir uber an ciuem Eerrissen Sutz gebunden ;saren,huben 
‚ir frühz: itig den »steudpunkt vertreten,d.ss sich "niemind 
uf lungc Trist auf eisen bestimeten Sutz in lurk fest- 
legen kann.Nur zus dicsem Grund haben wir den Franken bei 
srörtsrung der ea 5 Sefordert und fordern ihn heute 
besoxrders,:eil .’ir je auch uiiscre Auslagen in Frunken 
bestreiten Bun. u: mutet Ciusoncerber en,Wweni mun | 
zurückdcnkt.Herri Schmelzer ist unscre Forderung S.ut. | 
so in dic Knochen gefchren, :ie er unter Lid uussugte er | 
er gunz gecrückt herumgele ufen ist. Seit einiger eh | 
d..S Hund: erk wüiter Führung des Herrn Schmelzer frei She 
den Frunkieı eingeführt. 
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(Zuruf:Sehmulzer: Sie ren der lrankeuschrittmicher) 





Zuruf Zeinhard: Di heben “irs. ) | 


Jü,Herr Reii.hurd,dae haber vrir cs. ürce mun das küctsge- | 
sctz bei der dhrungsvorlig: nicht beh...de Hi ice gäbe LS 7 


sin Durcheinunder,deun mn hätte 2 luriic in dem Gesetz. 4 
Des mindeste | a heute uls licte TR eleub gelegt erden ‘es 
müsste ,ist E res =. 1. Ercs, luubc,dass die 


1 zu 1 nicht zufrieden särch.&r Franken ist : ıicl t mehr 
ein Jrittcl „ von dem .ert, ıs er früher sert wer.Bei 
der heutigen Kiste ist des (icrhältnis 1.-Frs Aisch Vu2S 4 
D.bsi müssen ir gegenüber 0.75 il vor dom Kricge,heute | 
3,50 Fres für dic De. erkerstuide bezuhlen.Dic übrigen | 
Purteien ı_> 
an 
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Perteien heben die Notlage uuch anerkannt und cs varen in 
der Kommission Stimmen defür,d.ss lie lücts-!ruüge buljigst 
neu gercgelt wird.Ls wurdc jedoch ein Vorschlag gemucht, der 
unklar u::d undurchführbar ist..s ıurce nänlich vorgeschla- 
gen,man sollte mindesteas Cie Frankenniete erheben,.’ie sic 
sieh bei: der Umrechnung der kerkmiete ergibt.Nun rd die 
Narkmiete bekanntlich ausgerechnet aus der Teuerungszuhl 
und der [riedensmiste dividiert durch einen Divisor..s wird 
aber nächstens einc Teucerungszahl in lüurk nieht mehr geben 
und deshalb können Sie eine ikrk-kicte überhaupt nicht mehr 
in dieser ..cise ausrechnen. Ich komme role ee später bci 
der LEinzelberitung daruuf zurück. Ich möchte Sie bitten,den 
Gedaenken,den wir vertreten doch nicht ganz in den lünter- 
rund zu schicben,dena mit der Umstellung voü Mark zum I'run- 
en wird das susrländische Preisniveau Schoben. &s \ird ge- 
Senüber dem lothrirgischen Preisnivc.u dann noch ein Untir- 
schied bestehen. ir Ikusbesitzer bekommen aber kaum /10 
vor dem,vus in lictz und Strassburg als Hicte bezahlt wird. 
Den Gesrina davon haben andere.Im .irtschuftsleben verschzin- 
den solche suchen nicht.Ich habe vorhiu gesugt,dess ir die 
Miete in Frunken verlungen und wir haben uns nicht geniert, 
dies .‚iederh lt auszusprcchen.{ndere Gruppen haben den !run- 
ken freiwillig eingelührt.Unser Verlangen entspricht den, 
es &ucerc auch gemscht haben.:ch habs es nicht verstanden, 
dass _man mich deshülb in disser Zeit politisch verdächtigt 
hat.Ls komnt m.L.nicht dar«uf an, tas Man in dem Portemonnaie 
trägt,sondern was man im Herzen trägt. Die Gesinnung eines 
Volkes wird curch dus Zchlungsmittel nieht beeinflusst.Die 
Deutschen iu Tirol z.B. müssten den: auch italienisch gc- 
sinnt werden, weil sie italienisches Gelü heben. Diese poli- 
tischen Verdächtigungen sind uns Scgenüber zu unrecht er- 
hoben :sorden. Die Dänen in Nordschtösiig sind Dänen geblie- 
ben trotz der diutschen iurk,dic sie Sıst 80 Juhre gehabt 
huber und so ''crden „ir such Deutsehs bleiben mit den frun- 
zösischen Franken. 

Zar Verordnung selbst muss ich sugenjduss ich nit 
den meisten Parteien übereinstimne,,dass die Unstellung cine 
ausscrordcentlich rücksichtslosc ist. „us geschieht denn? 
lin sagt eirncm,das Geld,das Tu ir der Tasche hast,gilt von 
morgen nicht mchr,siche zu,du.ss Du Dir underes verschullst. 
Stellen Sis sich vor,dcer landcsr«t hätte so gearbeitct,dass 
die Verordnung schon am 1.!pril in Kruft getreten ‚ärc,dunn 
„äre bei ciner solchen plötzlichen Umstellung ein wiunge- 
zehmer lungel un Franken eingetreten.Es ist zuar von der 
Regiwrungskommission in /ussicht Sestillt vorden,duss ein 
erosscs Kreditinstitut £eschuffen vird.iber as sind 5 Til- 
lionen Fr.uken ? Lin ganz besonderes Kreditbedirfnis hat 
such die Lundvirtschuflt.Ls gibt schou viele Lundwirte,die 
keine Lüngemittel mchr k.ufen können.zı muss unter ullen 
Umständen die Hegicrungskomnmission helfend eingreifen. 

„ir stchen nicht auf dem „tundpunkt,der in der 
Kommission vertretin vvorden ist,duss mun jedem dic Geldmit- 
tel zuführen soll. ir stehen vielmehr uuf dem wtendpuükt, 
dass wenn arcditce mit Unterstützuig des utautes gugcben 
werdun, nuchgeprült werden muss,ob ein Bedürfnis bei dem 
Betreffenden vorliegt.Ich :ill gunz kurz auf einige Punkte 
der Vororduung ciugchen.Lie Verordnung ist ja von den unde- 
ren Herren schon genügend besprochen: sorden. 


© % Zuill nicht cinm.l gestatten, duss die Ziuscn 
sus Kurk-schuläverpflichtungen in kurk bezahlt werden kön- 
nen. Lus ist doch vox scehrervicgender Bedeutung Tür die 
kleinen K:pitalisten. Stellen Sie sich div Leute vor,die ihr 
Geld in solchen fustverzinslichen .crten wü slugt h.:ben. 
Lie Botreftlcndi; 
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Die Betreffcnden haben nicht mehr viel in der Fund und 
selbst ihre Noupons können sic nicht einmal beim Schuld- 
ner zur Barceinlösung präsenticren. Diese Leute müssen mit 
dem wertlosen Coupons zur Bank lüufen.Die Banken müssen 
für die Einlösung noch eine Gebühr fordern und dadurch ver- 
lieren diese armen Rentner wieder ctius von der Rente.Ich j 
halte die Bestimmag wenn sic Gesetz ‚wird,für bedenklich. | 


Dınn ist ein wesentlicher Punkt,dass kündelgelder 
zwangsucise in Franken angelegt werden sollen..er die &r- 
fehrung mit der Murk gemacht h..t und weiss,was die Mündel 
nicht alles verloren haben,der kunn die Bedenken nicht los 
werden,dass nunmehr die Mündelgelder in französischen Pa- 

iergeld engclegt vserden sollen.Je näch dem sich die Ver- 
Bultnisse gcstulten,k.nn sich dasselbe wiederholen wie 
bei der lurk.!iie lange ist cs her,da war die Märk besser, 
els heute der Franken. 


Noch cin ort zu dem Zuwachssteuergesetz,Dieses 
muss cbenfalls «bgeändert werden,weil in diesem Gesetz 
nicht von lurk und I'renken,sondern von Treis und !ert die 
Rede ist.Dic Umstellung wird sich nicht automatisch voll- 
ziehen.Es entständen eine Menge Unklarheiten in dieser Bc- 


ziehung. 


“erner möchte ich ganz kurz daruuf himseisen,was 
meine Vorredner schon gesagt haben,dass mun die Sparkas- 
sen an die “and drücken will..ir wollen,dass die »parkas- 
sen,genau so behandelt werden,vie die Banken. Im übrigen 
schliesse ich mich meincm Herrn Vorredner an und ich bin 
darin mit ihm einig,cuss diese Umstellung uns schwere 
Zeiten bringen und für manchen viel schlimer wırd,wie 
die Zcit der Doppelwährung. 


Vorsitzender: Dis iort hüt der Herr Abgeordnete Helfgen. 


Helfgen ( Kom.): Meine Dumen und Herren! Innerhalb der letz- | 
ten 2 Jahrc wurden im »aurgebiet hier gewaltige Kämpfe po- 
litischer Nutur schon ausgetrögen und _zirar um die Frage 
ob Franken oder Mark.Die politischen Leidenschaften schlu- 
gen die !iellen haushoch.Heute versucht scheinbar die Re- 
Sierungskomnission mit dissem Verordnungsentwurf,den Gegen 
sätzen,so wie sie hier heute bestehen entgegenzutreten, 
indem sie unter Anwendung der 3 19 und 23 der Anlage zu 
Abschnitt IV Teil III des Versailler Vertruges unter _Be- 
zugnahme auf 3 32 Absatz 2 desselben Kapitels einen Ent- 
wurf herausgibt über die kinführung des Franken als ge- 
setzliches Zahlungsmittel im Saargebict. 
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| Meine Damen und Herren! Verschiedene der Herren 
Vorredner haben klar und präzise schon die rechtliche 
Stellungnahme herausgeschält.Und :ir finden,dass die Re- 
gierungskommission hier mit diesem Vertrag in «iderspruch 
gerät.Ich bin der uffaswsnug,dass nach dem der Verträg 
von Versailles in dem genannten 9,der sagt,dass dem Fran- 
ken kein Hemmnis in den FB gestellt werden darf,so wie 
es wörtlich heisst: ' Der Umlauf des französischen Geldes # 
im Saargebiet darf in keiner :eise verboten oder einge - 4 
schränkt werden,wo es dann weiter heisst: ' der französische 
Staat hat das Recht, für alle seine Käufe oder Zahlungen 
und in &llen seinen Verträgen bezüglich der Ausbeutung 
ger Gruben und seiner Nebenenlugen sich des französischen 
Geldes zu bedienen.Die Regierungskommission hält sich 


auf einmal 
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auf einmal nicht mehr an diese 33 gebunden und verachtet i 
den Vertrag von Versuilles,den sie sonst immer zu ihren | 
Nutzen annimmt bei allen ihren Ikndluugsmeisen. »enn auch 
die Notverordnung,die die Be ee herausgcege- | 
ben hat,die sie in der schärlsten Art und :‚eise gegen die 
Arbeiterschaft,gce&en die Presse anwendet,so bin ieh der | 
‚uffessung,es ist wenigstens meine persönliche Auffassung | 
dass, wie es in eınem % heisst: " Derjenige,der den Vertrag 1 
von Versuilles verächtlich macht, fä. lt unter die Notver- | 
ordnung und muss bestraft erden," so glaube _ich,dass es 
Ba recnN wäre,ienn die höhere Instanz,der Völkerbund,dem 
unbedingt die Negierungskommission unterstellt ist,die Not- 
verordnung in \nirendung bringen vürde,um die Regierungs- 
kommission aufs ärnstliche zu bestrufen! | 


(Zuruf: Bravo !) 
je wir als Kommunisten,als Vertreter der Ärbeiter- 

schaft,zu dem Entwurf stehen,dus haben ıir klur und präzi- 
se zu dieser Frage schon vor 2 Jahren gesaugt und Stellung 
enommen. .ie Demonstr.tionen der Arbeiterschuft haben es 
ewiesen.Nuchdcm die Grubenverwaltung, gestützt auf den | 

32,näch welchem ihr das Hecht zugesprochen ist, ihre sämt- 
liehen Zahlungen in ihrem Welde zu leisten,auch die Lohn- | 
und Gchultszuhlun in ihrem Gelde zu leisten und der \äh- 
rungsduslismus geboten war,ule Arbeiterschaft des "uurge- 
bietes sich sofort in ziei lager gespalten hat.Daher die 
gewaltigen Kämpfe politischer Natur.Lass das ein unhalt- 
b&rer Zustund ist,wissen :rir alle.Solange die Arbeiter- 
schaft in Sespultenen legern kämpft,so lange steht einer 
dazwischen,der lechende Dritte,des Unternehmertum.Es zieht 
eben seine Früchte zus dicsen Känpfen und 2s hat sich be- 
wlescn,duss man ger.de bis in die jüngste Zeit hinein ver- 
sucht hat,untir allen Unständen . - - die Zrbeiterschaft 
uycinanderloszulessen um j& nur lunge uud möglichst viel 
Profit zus dieser Suche herausschleppen zu können. .iür hu- 
ben gefunden, dass das Unternchmertum Sturm lief,als dic 
Arbeiterschaft «llmählich immer spontancr die allgemeine 
Frankenentlohnung forderte,als sie zur &rkenntnis kum,d:ss 
suf Konto der Entiurtung der Wirk und der immer weiter sich 
bildenden Teuerung der ireratundlich) 


RE VE GN 


( Zuruf Kiefer: Dic Bergleute hiben !ranken und: 
streiken coch !) 


Darzuf kommen wir uoch zu sprechen. Das Unternehmertum konn- 
te suf Grund der billigen l&ürklöhne billig produzieren und 
so zu billigen NMarkpreisen die Produkte nach aussen hin 
ubsctzen.Die Frofits 'aren demgenäss unheimlich. & nun 
cinmal 75 % der Arbeitersch.ft in Zranken entlohnt werden 

so können wir feststellen,duss durch .echsclgeschäfte ale 
Arbeiterschuft geiultig über die Ohren gehsuen ‚murde.velbst 
der kleinste Geschäftsmann hat es verstanden, seine .üren f 
nuch Franken zu kalkulieren und dic Arbeiterschsft zu | 
strippen und zu peitschen. Die Arbciterschuft :rurde bei dem 
Wechsel des Franken bei allen Banken,richt zuletzt auch bei 
den ae re Instituten gauz gevaltig bis zu8% 

bei dem echselgeschält ihres Lohnes ber.ubt.Duss die Är- 
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beiterschift das nicht mehr mitmüchen will und kunn,ist a 
eine Selbstverständlichkeit. Schöne Verdienste und Ge rinne Ei 
holen,m.cht das Uatcruchmirtum mit,iudenm es unter keinen 4 
Umständen dulden .sill,c:.ss der Arbeiter in irunken bezuhlt 4 
wirc.Ich kunn nicht uner;ähnt I.ssen,d.ss gerade,es tut mir 
leid,d.ss mein Vorredner der Abgeorducte üschmoll dus H.us 
verlussen hut 
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verlassen hat.&ur plädierte in seinen Ausführungen für 
Frunkenmicten, bei den Steuern ist er über für Beibehultung 
der lerk.Lr hängt bei sciner vgoistischen Einstellung 
immer das lääntelchen auch dem !ind. 
Div Verelendung der Arbeiterschaft geht üuch,ob 

Frunken oder \urk, seitor.vic Bergarbeiterschaft des Suur- 
gebietes h.ıt bercits lranken,sic wird «m längsten schon | 
in Kranken entlohunt und trotz der Frunkenentlohnung sah | 
sie sich geziungen,in einc Lohnbeiiegung einzutreten, in 
einen Kumpf um Ihre vwirtschüftliche Lxistenz,der seines- 
leichen sucht... ir sehen,dess die Kaufkr.ft auch bei dem 
runkenempfänger ins Rutscheu geruten ist und immer noch 
weiter rutschen wird. beshulb Ist cs unbedingt nötig,dass 
wir als Ärbeitcrschaft unscre Existenz sichern,ob ;ir nun 
in Frenken oder in \urk entlohnt werden. «ir sind für die 
Beseitigung des ..ährungsduaulismusses,um eben die Arbeiter- 
schaft Semeiusum auf ein Ziel zu vereinigen. ir sind uns 
such bewusst ,dass der Frunken t.ls solcher kcin Allheil- 
mittel für die Arbeiterschaft bedeutet,dass der Franken 
such wie die deutsche liurk der Intwertung entgegen geht. 
Ich glaube nicht zu viel gesagt zu haben, irenn ich hier 
heute sage,dass wir innerhalb einem Jahre den I!'ranken 
dorthin schen schen,wo hcutc die kkerk ungelungt ist.Die 
Fre.nkensährung als solehe ist kein stübiles Zahlungsmittel 
mehr. In den Kommissionssitzungen hut der Abgeordnetc | 
Röchling mit einem Zewaltisen Zuhlenrätsel beviesen,\le 

der Erunken in uncndliche Tiefen hinabsuust.Auch aus den 
fusführungen des ersten Redners Herrn Levächer,, ist zu er- 
kennen,dass cs immer mchr bergab geht mit allen Zuhlungs- 
mitteln,nicht zulctzt auch mit den runken. Aber beide | 
Röchling und Levucher, beweisen durch ihre /usführungen, En 
dass ir Recht behülten haben,dass die Zerrüttungsvreise ; 
des internutionulen Kıpitulismus fortschreitet und die 
gnze “irtsch.ft mit Füssen tritt und dass die Arbeitcr- 
schaft dazu berufen ist,Remeduur zu schafien,um irgend 
roch etias für dic Allgemeinheit her:uszuholen. 


rg yes Vepangrons 7. 


( Zuruf: Desiregen steht der Rubel so hoch ! ) 


Meins Damen und Herren! Dice Komnunen befinden sich heute 
in einer Kalamität,die unübersehbare Folgen hat.Die Gru- 
benverialtung,die für sich den $ 32 des Vertraugcs von 
Versailles in !nspruch nimmt,können ir feststellen, dass 
sie els Stuuerzahler zu den stcuerdrückebergern gehört. 
Die Grubenverwaltung ist es,die auf_den Turügraph_klopft 
und voriges Jahr .o die Grubenversaltung mit der Regie- 
rungskommission Hund in End arbeitcte,d«a war es die Gru- 
bezverwaltung,dic die entwertete bErk “ls Sstcuer bezahlte. 
Das ist eire unrechtliche Art und .cise.Dus können und 
wollen wir nicht unterstützen. .ir findcu such,d.ss so- 
eit Kommunen mit der Bergveri:ltung in einen Pachtver- 
hältnis stehen,dass dort,so:seit dic ”u.chtverträge in lürk 
festgesctzt sind,diese in Fr.nken umgestellt erden. Auf 
der einen Seite nimmt sie den » in ‚ uspruch und &uf der 
snderen Scite ırirft sic ihn von sich. Auch finden ir, 
dass dis hier stehende Hilitär,den Gemeinden geraltige 
Opfer und schwerg Kosten sufh£elst und heutc noch nicht 
daran denkt den seheden auszugleichen. ir _ sehen eine 
Unzahl schiergeschädigter LKkute durch dic Zeiten des Be- 
legerungszustsndes,der dazu dieuen solltc,uns besscre 
Sitten und Formen beizubringen und d«ss Gadurch heute 
noch die Aommunen scher zu leiden heben. us ‚ir gelorccrt 
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haben,als Kommunistische Partei ist,dass wir nach wis vor 
3uf dem Stundpunkt stehen,der allgsmeinen Entlohnung Jer 
Arbeiterschaft in Frunken,lehnen es ber ab,den Lrunken 
ls gesetzliches Zahlungsmittel zu fordırn...ir sissen und 
ich spreche es offen aus,dass durch die Linführung des _ 
Frunken als gesetzliches Zahlungsmittel die Annexionspoli- 
tik des frunzösischen Immerialismus gefördert wird. .ır 
dulden unter keinen Umständen, die Schrittmacher einer /n- 
nexionspolitik zu sein. | i 

„as ir gefordert huben ist,dass alle Lohn-und w- 
hultsen Tapeer ihre Intlohnung in Franken beziehen und 
dass sie Kricgsbeschädigten, »itiscn und .„alsen ihre bezüge 
in Franken erhülten und zur so,duss Ihre ixistenz ge.ähr- 
leistet ist.Für uns kennen wir nur eins, Kumpf dem [runzös 
sischen und deutschen Kapitalismus, Kumpf dem französi- 
schen und deutschen Imperiulismus. 

“ir lehnen unter allen Umständen den Verordnungs- 
entwurf der Regierungskommission ab und behaärren auf der 
allgemeinen Entlohnung in Franken im Saargebict. 


Vorsitzender : Das .ort hut der Abgeordnete Dr.Scheuer. 


Dr.Scheuer ( 1:.P.): Meine Daumen und Herren! Sie ..serden mir ıls 
Jurist nechfühlen,dass ich mieh an erster stelle mit der 
juristischen Basis der Vorlage befasse. Die Regierungs- 

ommission hat ja in ihrer Begründung gar nieht versucht, 
der Vorlage eine Juristische egründung zu geben.Auf die 
Ausführungen der !bgeordneten Levseher und luehs hät der 
Herr Staatskommissur Dr.Liesch versucht, eine juristische 
Begründung zu geben indem er sich auf den $ 25 des Saur- 
statuts gestützt hat,der ich nicht folgen kann. lit der 
sclben Begründung könnte die Negierungskommission das 
anze Saargebiet Ücgräumen mit der 4cit. bs gibt einzelic 
Punkte die unverrückbar feststehen.Die Bestimmung,dess .ir 
unsere Schulen behalten ist ja schon durchbrochen,dass .!.r 
unsere Natinonslität behaälten,ist auch schon durchbrochc.., 
und zwar dadurch,dass die Klausel der x:urein.ohnersch.ft 

eschaflfen wurde. Zunächst haben sie ja schon dureh dic 
Abänderung der juristischen Gesetze den !ranken als z ıci- 
te "ährung cingeführt. 
Mit der Begründung des Herrn Staatskomnissur 

Dr.Liesch kann man &lles begründen.Die Begründung ist ober 
in meinen und ihren Augen zweifellos überaus schwach, !'riiher 
hat die Regierungskommission versucht ,,eine juristische Si- 
Sründung zu geben und zuar als sie die lurile für die Li- 
senbehn eingeführt hat.In dem Bericht an den Vökkcerbund:- 
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rathut sie Eeschrichben-------- ich kann den Bericht im 
Moment nicht finden------- re "jedenfalls hat sie eine sehr 


„sive Begründung ebracht.Eine Begründung, dic für mich 
unverständlich ist. Die Regicruneskomission hat zunärhst 
offenbar als sie hierher kam nicht die Absicht gehabt, Jun 
Franken cinzuführen.Ja,man kenn sugen,d.ss sis sich zu- 
nächst vor der Einführung des ae elürchtet hat.ber 
1.Berieht an den Völkerbundsrat vom l.Juni besagt,die. | 
Gruben wollen den fr.nzösischen Franken sufgrund dus 3 3% 
des lertrugcs von Versuilles für ihre Zet lungen einführen. 
sie fährt dann fort,die Regierungskommission kann die Gru- 
ben nicht hindern,von cincem Recht Gebrauch zu machen.::s 
ihr die formelle Bestimmung des Vertrages von Versailles 
zugestehen. Sie sehen,wie sich dic Regierungskomnission 
bemüht,die Krisis zu ersparen,die sie befürchtet.Sie vwcis3, 
dass der Umluuf des LE aueh politischen Yiderstunc 
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hervorrufen ;ird.sie sehen,dess es der Kegierungskommis- 
sion nicht 
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Regierungskommission nicht gunz ungenehm vwar,duss die Gru- 
& ee aa Ep: 
ben von ihrem Recht Gebrauch muchten und dass sie die Kri- | 
sis von vornherein gesehen hut. | | a | 
N..chdem ich über die rechtliche Basis einige .or- | 
RuS a 
te gesprochen habe,kommc ich auf die wirtsch.itlichen lolgen 
die die Linführung des Krunken huben ;rirde. In muss unter- 
scheiden,die „irkung iuncrhalb des wurgebietes und die 
irkung näch Osten und .esten, Ls lässt sich nicht. leusuen, 


das „ill ich im Interesseder Objektivität nicht unterläs- 
sen zu sugen,duss die Linführung des lrenken doch cine | 
stubilere .ährung ist.is lässt sich ferner nicht leugnen, | 
dass die Öffentlichen Kommunen besser finanziert „erden | 


können.Und Tcrner lässt sich nicht leugnen,dass die Pri- 
vutuntcruchmungen busser k.lkulieren können. Dus sind Tat- 
suchen ,dic sich nicht bestreiten lasseh. im Reich geht nu 
„uch mıt dem Gedanken um,die ..ährung zu stabilisieren. du- 
denfills gcht man damit um die Verhältnisse zu sunicren. 
Dice Kuufleutc sind dazu übergegangen ihrc Verhältnisse 
selbst zu sunieren. Ich hube hier cinen Kutulog cincer 
sächsischen Briefmirken-Zeitung,durin sind lürken ungeboten 
merkwürdigerieisce in fruuzösischen lranken.iiun muss sıgen, 
dass die Binführung einer stubilen .ährung vortcilhuft ist. 
ss darf „ber nicht verkennt werden,dass die Nachteile ge- 
Scnüber cen Vorteilen viel £rösser sind.Vor üllen Dinger 
ird zweifellos eine .reitere sesentliche Vertcuerung sänt- 
licher Verhältnisse im Scargebiet eintreten,d«s hat dic 
Regierungskommission schon Ir'her erkannt. s1e schreibt 
wuch in cincem Bericht „an den Völkerbund: 





." Es ist ferner sicher,dass der veraällgemeinerte 
Umlzuf des Franken cinc Verteuerung mit sich 
bringen ird. 


lin muss prüfcn,.’elehc lüttel geeignet sind. !lso dic Re- 
gierungskommissiıon erkennt liese ieucrung un und dIesc 
„ıird z.reifellos eintreten. Die allgcmeine ZLinführung .ird 
aber mit aller Sicherheit gruudverderblich einsirken @uf f 
die Verhältnisse eincr gunzen Reihc von Bevölkerungsklas- \ 
sen,die ir zieifcllos nicht verlassen dürfen und bestre)t 
‚scin müssen,ciec Verhältnisse aufzubessern, sie die Lage 

der K.pitalrentner, Kriegsbeschädigten ‚Rentenun fänger us. \ 
Auch des hat die Regierungskommission erkannt,duss dic 
Verhältnissc aufs schrerste durch die Linführung des Frun- 
ken verschlechtert .rürden.oie schreibt in dem Bericht den 
ich schon er»ähnt habe.Ganz anders verhält es sich bci den 
Personen,die von eincm festen: Geh@lt leben.” Iimils hat 
die Regicrungskommission schon erkannt,düss ge.isse Klıs- 
sen der Bevölkerung sich verschlechtern würden.!: 


„Ferse nn re re 


28 Sit Be- 
RL HES sie nicht getan hat,darauf komme ich nech zu- 
rue Lo 
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eine Tumen und Herren! Die Kernfraige ist doch, 
bleibt der Grosshiündel und die Industrie nach der Linfüh- 
rung des Franken konkurrenzfähig oder nicht? 4. gibt es 
verSchledene “einungen.„ie cinen sagen,wir blciben konkur- 
renzfähig,dic grosse iwehrheit sugt,wir bleiben nicht koun- 
kurrenzfähig.. ir müssen uus stützen auf die Gutachten der 
!ruge kommenden Körperschuften.Licse gehen duhin,duss sic 
sugen,die kinführung tird überius schädlich sein. licine 
D.men und Herren ich will Sie nicht uufhualten,ich :rürde 
Ihnen die Mutuchten wufzählen,so der Ikndelskammer ‚der 
keramische: Industrie ust:. Sic Schen da hinsus,die Sinfüh- 
rung des frenken wird für dus »suüurgebiet für iundel und 
Industris von schädlicher irkung sein.Sämtliche Gut.clten 
stehen f.st „usnuhmslos auf demselben »standpunkt.Dus einzige # 
Gutzchten,dis sich für die Einführung des Arunken uusspr. ht W 
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eusspricht ist das der Schwerindustrie aus begreiflichen 
Gründen,während ihr frühseres Wutüchten von dem Standpunkt 
uusgeht,die Einführung könnte für Cus SLargebict von schä- 
digender :.irkung sein. Äber nicht nur inländische utschter 
sind dieser Weinung,sondern diese Meinung hubeu auch aus- 
ländische Butachter.Ich verreise Sie auf einen Artikel,den 
ich bereits einmäl hier ausgeführt habe. Das ist ein Arti- 
kel,den der Senator Lemery in der Zeitung " L,0evre_" um 
die Mitte des v.Js. schrieb. Ls ist nur ein Auszug. Lr hit 
darin audgeführt,wie die froduktion der na, durch 
die Zrankenlöhne einerseits und dic französischen Zollgren- 
zen andererseits erschwert und sowohl für beutschland als 
such für Frankreich zu teuer würde.Der Artikel lautet: 


" Man urteile selbst über die kritische Lige 
der swarindustrie.ber Industrielle küuft in 
Franken,er verarbeitet zu hohen "reisen, weil 
er seine Arbeiter in !runken bezahlt.&r kaun 
nicht näch Deutschland ausführen,weil seine 
Produkte näch der Verürbeitung schieren Taxen 
unterliegen. Das “argebiet ähnelt der Löwen- 
höhle.lian kommt wohl hineii,aber nicht wieder 
her:us. " 


Das ist die Ausführung eines hochungesehenen frunzösischen 
‚ırtschaftspolitikers.Und eine audere Auslassung cines 
französischen Politikers findet sich in einem Ärtikel der 
' l& Revue Hebdom.cduire " vom 6.Iki 1922 ‚welcher lautet: 


"Das Saargebiet ist ein Lund mit grosser 
industrieller Produktion,seine Absutzmärkte 
müssen n&aturgemäss jenscits seiner Grenzen 
gesucht werden.Nun hut ein Uaternehmen,des 
seine Löhne,seine Kohlen und seine Truns- 

orte in lkrk bezühlt,mehr Aussicht, {bnehmer 
ür seine Produkte zu finden als ein Unter- 
nehmen,das seine Kohlen, ‚seine Transporte in 
Franken bezuhlt,wie es in der saarländischen 
PFisenindustrie der Full ist.lLie von frunzö- 
sischen »taat eingeschlagene Frunkenpolitik 
erforde.t &lso gewisse Hilflsmissnähmen. le 
erscheint mir,als ob wir das nicht Immer ,ich 
will nicht sugei in Suurbrücken,uber in Paris 
erkenzt worden wäre. Es wäre jedenfalls un- 
leugb.r,dass die scarländische Lisenindustrie 


sussergewöhnliche »schricrigkeiten zu über- 


» ‘ 


inden hut. 
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Sie schen also,hier heben Sie zirei unparteiische Gutachten "ie 
von zwei hervorragenden friuzösischen :irtschaftspolitiker:i, 7 
die mit den Gut.chteu unserer eigcnen wirtschuftlichen Le- 
hörden übereinstimmen. 
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feine Damen: und Herren! Einen .irtschaftszweig 
hat die &llmähliche allgemeine Einführung des !runken be- 
reits sehr stärk in lütleidenschaft gezogen, d.s sind die 
deutschen Versicherungsgesellschsften. Die sind durch die 
allgemeine Frankencinführung hier fast völlig von dem Ver- 
sicherungsmarkt des Saurgebietes verdrängt worden.Die schen 
schon die schädliche .irkung der «llgemeinen Linführung des # 
Franken. les sind die wirtschuftlichen J’olgen, bei denen ı.l- | 
so zweifellos die luchteile die Vorteile der allgemeinen, 
Einführung des !runken ıls gesetzliche "„ährung meiner ıwl- 
nung nech auflegen. 


? 
4 
“4 
1 
8 
. 
3 
I 

ö 


Nun komne 










2 ar A e a RITCHIE N® 4 - ” 47 ne. 
Ed ne TERN N AEERERRER 
' % a ne rn er | - am‘ \ 
je u ’ #, Fa Ir n ESEL R ’ Fr} 


BEER Su 
Y Mut Det 
2 RC 
5 ee 

= C. 










u 


%; 


ee —————iß: 3 
nl RAN ae 0 en Dir EREN, Due win a > 
2 N ran =2 ELLE ET x Tal RN ur 
y I er >r er Zr Hang A TR CM it vs Bi Lan 
j r Y Ag a N u u SEE >oh en te. 


. 1 ad BT ZT y 
L + % Y 







a 
+ rw 





b 
1 








ı% 
.», [ "EN 
» f, iu 
. r E Ti 
ir ar m 
N 
- ) 


Fa. 


Nun komme ich noch zu den politischen Zielen.Duss die 
ganze Suche ein politisches Ziel hut,lässt sich nicht leug- |} 
nen.Lie KORseranuS komm Ba lon erklärt allerdings, die Ver- 1 
ordnung hibe überhaupt keiuc politischen Ziele,»ie s«gt | 
lediglich: Die Sorge um das .ohl und «che der Ssarbevölki- I 
rung hat uns veranlasst,diese Vorluge einzubriugen. 


tigkeit dieser Erklärung. Ich kann nicht glauben ,duass taT- 
sächlich lediglich wirtschäftliche Zicle und düss besonders 
das ..ohl und «che für die Suarbevölkerung dus Ziel diescr 
Vorluge sein \crden. 


Neine Dumen und Herren! Ich zweifele un der Aufrich- 'j 


Einzelne meiner Vorrecner,besonders Herr Kollege Ls- 
vacher,haben bereits darauf hingewiesen, welche .irkuugen 
uf die verschiedenen Reichsbehörden die KLinführung des 
Franken hüben würde.Lie Reichsbank wärc tot hier,die Lundes 
bank wäre ebenfalls tot. \.ir wüssten nicht,ob ir einen 
„usreicheuden Kredit für unsere Bedürfnisse haben werden. 
Es ist zwar gesegt,duss die [runzösischen B.nken bereit 
seien,Kredit zu gewrähren.Ob dem &ber tatsächlich so sciu 
sird,steht vorläufig nıch dahin. Sehr treffend hat Levächer 
eusgeführt,duss das ein Ziel oder dass das mit ein Ziel 
der ganzen Vorlage scin würde.Die Stärkung der frunzösi- 
schen Finanzen durch die Einführung der Irunzösischen .äh- 


rung im Baurgebiet. 


Meine, Damen und Herren! Dis Heupzziel dieser Vorl:gc 
; or e s ; . . nr p 
ist aber zweifellos ein leil der Annexionspolitik:bar..uf ' 
hit Kollege luchs treffend hingciiesen,indem ersugt,durch i 
die Verordnung soll offenbar im Jahre 1935 die Abstimmurg 1 
beeinflusst werden. ir sollen durch diese Verordnung {r.uko- | 
phil gemacht werden.Dis _ kunn keinem Zweifel unterliegen. Ich 
erinnere Sie in dieser Beziehung an verschiedene Dinge. Vor 
sollen Dingen en das Gespräch,dus in der Presse mitgeteilt 
wurde ‚welches stattfund zwischen dem Herrn loucheur und 
dem Herrn Rault in dem Garten des Schlosses zu Suurbrücken, 
wo Herr Loucheur zu dem Herrn Rault sägte: Duss Frunkriich 
suf den Herrn Präsidenten Rault buue.ich eriunere Sie icr- 
ner an eine Notiz «aus dem lktin,die erschienen ist Lande ces 
v.Js.,im nschluss derun,dass irgend eine Körpersch.ft in 
S.argebict den allgemeinen Frunken gefordert ler M..tin 
schreibt: | 


*" Liebe Note!-Gemeint ist natürlich die frunzösische 
Banknote-.Unserer «lten guten Bingqus de Transe: | 
Hier ist Deine Aufgube.Dus Bild der behelmten 
Fruu,d«as Du trägst,äriugt zuerst In dieses a | 
französischen EULORET HERNE vlderstrebende Webiet 
Gebiet ein.Bist Du ein Vorläufer? Jedenf«lls ruft 
min Dich und Du vertrittst F'runkreich.Behälte ja 
beine gunze Kraft,licbe Banknote. " 
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Die sehen,was der lktin offen zugibt,dass min Annexious- 
ziele verfolgt.Ich hube „uch verschiedentlich hier schon 
dass Programm des Herrn Dariuc erwähnt,und darf Ihnen aueh 
hier wicder einen Teil seines Progr.mns vorlesen,der fol- 
gendermussen lautet: 


" Mun müsse davon ausgchen,duss die deutschsprechende 
Urbevölkerung Ilsıss-Lothringens | 


(Zuruf:Hört,hört !) | 


überschiwemmt sei mit preussischen Lin.underern. ' 


eiTer | > 
'E> 








AU 
„eiter führt er aus: | “ 
" Der Beumte ist uns im allgemeinen feindlich _ WW 
gesimut,der Lehrer belehrt die deutschen Kinder IN 
nd übermittelt sie der Gener«tion,der Geist- ar 
liche iu eincm vorwiegend ketholischen Lunde .„chrt Hl 
eine BER: Reserve,die sich durch die Ungeiiss- mr 
heit erklärt. ' | Z<. 
T a. \ 9 
Nun kommt dus,«us er cmpfiehlt: < Ey 
| 6 
' Eine feine Folitik ist notwendig.Die „llmählichc > 


Ersctzung der v.lldeutschen Beumten,Lroberung der | 
Schule , Bündnis mit der Geistlichkeit, Verjer ung 
der Presse, Organisation der arbeitenden Klassı.: # 
mit einer bestimmten Tendenz | 


( Zuruf: Suarbund !) 


Dis altes sind Programme,die für uns zur &r- | 

ägung stehen." | | 
Dus letzte hät sich ja erBeIEh. 10 eine besondere Gc.rerk- 
schaft gegründet len ist. In den ituhmen dieses Progr.ıms 
fällt wieder hinein die Frankenpolitik,die ja tutsächlich 
an anderer stelle von massgebenden Frunzosen offcn zugt- 
Scben :.ird. 


. Meine Dumen und Herren! Ich muss mich immer ‚ricder 
fragen,warum m.:cht man sich diese Arbeit für 12 Jehre ‚lic 
ir voruussichtlich unter dem KHegime stehen.\iun muss S.- 

en,dass die regierenden Kreise Cie kühe nicht suchen rür- 
en, senn des nicht ein lüttel .äre,um die Abstimmung 1935 
za beeinflussen und dies ist das politische Ziel der Ver- 
ordnung. Uns „ls Leutschen kann man es nicht zumten,dic- 
ser Verordnung zuzustimmen,durch die ir uns selbst ent- i 


RE | 


Minnen ;rfürcen. | 
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Meine Dumen und Herren! Stellen Sie sich eium..l 
dus ekehrte Verhältnis vor. Stellen Sie sich vor,der 
Krieg hätte umgekehrte Verhältnisse gesch.ffen.ZLin frun- 
zösischer lendesteil »ürde vom Völkerbund veruultet und 
en der »pitze ständen Leutsche und diese würden die deut- 
sche Mark,die daun auch etiwwüs besser väre,einführen. Ich 


FE Te nn mn 


bitte Sie,.us würde jeder aufrichtige Frunzose sugen? L- 
für denke ich ! 

Trotz der grossen Bedenken haben wir unsere lÜt- 
erbeit nicht versugt. uf die einzelnen Punkte möchte ich 
richt eiugehen.Ich möchte Über eiuen Hauptpunkt hervor- 
heben,die Lage der Sozielrcntner ‚Kupitalrentner ‚Ruhe- 
standsbeimten usw. ..ir h.ben in der Kommission «uscrücklich 
verlaugt,diss zwischen der Verkündung und Inkrafttretung 
der Verorcnung miudestens 3 loon.te licgen,dsmit die Ver- 
ordnung nicht cher in Kr.ft tritt,bis ulle diese eut- 
sprechenden Gesetze ‚Gebührenordnungen, Tuxen_und die Regc- 
lung der Bezüge dieser Leute,die durch die Einführung (ic- 
ser Ver rdnung besonders betroffen \erden,geregelt sind. | 
Ich hebe Ihnen vorgelesen,dass die Regierungskomnission | 
frühzeitig erkannt hat,dass diese Kreise erheblich lei- 
den jürden. Bisher ist von der fegierungskommission für 4 
dic Ruhestundsbeumten wenig geschehen und es ist in der 
Kommission versprochen ‚orden,dass für diese Klassen aus- 
reichend Koaaret wirde..ir h.ben drüber kein Hehl £e- 
lussen,dess eine Spende oder Almosen nicht zusreichen .:ir- 
u den, soüderz 
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würde,sondern dass die Lage der Klussen der Bevölkerung 
so ist,dass sie ein Recht äuf Frankenbezüge bekommen müs- 
sen. 


Meine Dumen und Herren! Ich därf vielleicht in dic- 
sem Zusummenhung die !ruge erwähnen,die Frage der Hypo- 
thekengläubiger. Diese wären in der ursprünglichen Form. 
besonders betroffen worden. «ir sind der Ansicht,dass Ir- 
Send etiraıs getan werden muss.Ich möchte bitten,den Antrag, 
den die Kommissioi gestellt hat,das deutsche Sperrgesctz 
einzuführen. Ich möchte bitten,dass dieser ÄAntrag,wena cr 
nicht in die Verordnung hineinkommt,doch mindestens von 
der Map Ungp KomgAnai0n als Material behandelt wird. Ich 
h&be Ihnen gezeigt ;selche Vorteile und Nachteile die Lin- 
führung hut.Ich abe ferner gczeigt,dass die Nachteile Y 
die Vorteile übertreffen.ich habe Ihnen schliesslich geziist, ı% 
dass man es uns als Deutsche nicht zumuten könne " Ja E 
zu sugen.\üug die Regierungskommission die Einführung dos 
Franken beirerkstelligen,geht die Sache gut sus,dann werden 
ir ihr die Lorbeeren nıcht streitig machen, geht sie aber 
enders aus,dann trägt sic dic Verantwortung. 


Vorsitzender : Ich will noch kurz auf folgendes aufmerksam müchen. 
Es ist eine Unklurheit durüber entstanden,ob wir bei der 
Verabschiedung der Verordnung über die indirekten Steucrn 
bei Ziffer “205 den „ein PErt: eine vollständige kli- 
re Stellungnahme bei dieser PD AR festgestellt haben. 
Es handelt sich darun,ob wir für die Ziffer b) welche sude- 
re ls Schaumscine betrıfflt,cine Mengensteuer oder einc 
.ertstcuer beschlossen haben.Nsach den Erinnerungen des 
Vorsitzenden der Kommission \bgeordneter Becker,dem sich 
eine Reihe anderer lütglieder aänschliesst,war in der YKon- 
mission die Rede,dass der »utz von 25 v.H.also eine \.ert- 
steuer,uuf 20 v.i.herabgesetzt werden soll.Ich fr.ge Sie,. 
ob dus zuch .Ihre Heinmurg ist,das in dem Gutachten, das 
Bo* Luinaesrüt ubgegcben hut,roch immerhin ergänzt werden 
umn. 


eh rn ah u 2 . 
EL VERBEN “ mt -: z . BR x 
° #7 EI .r 3 = z ee E 

r = ° 


Spppmag ayasıydmbousss weyanıgtoos 47 


Ein "iderspruch erhebt sich nicht.Die Anderung ist 
somıt cınstimmlg angenommen. } 


Dıs .ort hut der Abgeordnete Scheuer (2.) 


Scheuer ( Z.): Meine Dımen und Herren! Der Herr Abgeordnetı | 
toffmenn hat am heutigen Vormittag in einer persönliche: ; 
Bemerkung die Berichterstaättung eines Blattes bezüglich 
einer Bemerkung des Abgeordneten Reinhard als -gemein Be 
und a2 a bezeichnet. N&mens meiner politischen !reur- 
de darf! ich erklären,dass ‚ir uns ciner derurtigen Kritik n 
in keiner ..eise unschliessern. Diese selbst wur in der l'oru | 
dirckt beleidigend uxd in der Suche selbst durchaus ungo- 
rechtfertigt.Der fragliche Artikcl stützte sich auf _die 
tatsächlichen Vorgänge in diesem Heuse.Gerade Herr Holfnunn 
hat zu der von ihm beliebten Kritik umso weniger Aulüss, 
als er bis jetzt noch kein ..ort der Verurteilung dafür 
gefunden hat,dass in dem Orgen seiner Partei an eincr He- 
de des Abgeordneten Becker eine Kritik geübt wurde,die ir 
der lat nicht dem vıshren Sechverhalt entsprochen hut unc 
verlctzend war...ir bedausrn die von dem Abgeordneten lioff- 
monn geübte Kritik umso mehr,:reil sie sich gegen einen 
juktor des Öffentlichen Lebeus richtet,der in der Ver- 
fechtung der Acchte und Freiheiten des Saarvolkes und 
such jetzt im Zeichen der Notverordnung die grössten 
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Opfer zu bringen hit.Gerude uus diesem Grunde darf des- J 
he.lb die Presse mit Recht eine ündere RR DAL SrULT- i 
ten,äls sie 
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els sic in der Bemerkung des Abgeordneten Hoffminn zum 
Medruck kommt. Ich bediuere mich gegen die [usführungen \ 
des Abgeordneten Foffmann in dessen Anwesenheit wenden zu = 
nüssen,sber ich gl.ube,duss „ir die heutige Sitzung nicht | 
schliessen dürfen,ohne durch Zurückweisung der von diesen 
Abegcordneten geübten Kritik der "ressc die verdiente Ge- j 
nugtuung ubgegeben zu hıben. | | 
Vorsitzender: Sie huben eben die Erklärung des Herrn Scheuer 
chört.Ich gl:ube,.rir können damit einverstunden sein,und ;. 
der Presse die Genugtuung gewöhren,indem wir die Vor:rürfe 2 
des Herrn Hoffmiunn zurückseisen. | 


Ich schliesse die heutige Sitzung. j 
Nächste Sitzurg morgen früh um 10 Uhr.Tugesordnung!: Ä 


Tortsetzung der Debatte übır die chrungs- 
verordnung. ' 





Schluss der Sitzung 6 Uhr 10 Minuten, 
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